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Gemeinsam mit ihrem Chef 
ärgert sich die Vorzimmer-
perle über das ständige Ita-
lien-Bashing. Wir Deutschen 
haben Fehler gemacht, als 
wir unsere Nachbarländer 
mit den Flüchtlingsströmen 
allein ließen, anstatt  uns 
um deren Nöte solidarisch 
zu kümmern.  Seite 19
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GZ lädt zum 
Energie-Forum

Am 28. Juni 2018 lädt die 
Bayerische GemeindeZeitung 
zum großen Info-Tag für Kom-
munen. 

In der historischen Gaszäh-
lerwerkstatt  auf dem Gelän-
de der SWM – Stadtwerke 
München GmbH, Agnes-Po-
ckels-Bogen 6, 80992 Mün-
chen, treff en die Profi s der 
Kommunalpoliti k auf die Pro-
fi s der Energie-Branche. Zum 
11. Mal heißt es „Power für 
Bayerns Kommunen!“
Informati onen unter www.
bayerisches-energieforum.de

Mobilisierungskampagne:

„Kommunal 
global 

engagiert“ 
Kommunale Entwicklungs-
politi k öff net Türen! Des-
halb hat die Servicestelle 
eine Mobilisierungskam-
pagne gestartet. 

Unter dem Titel „Kom-
munal global engagiert“ 
macht die Kampagne auf 
die vielfälti gen Möglichkei-
ten zum Engagement und 
das entwicklungspoliti sche 
Potenzial von Kommunen 
aufmerksam und gibt da-
für jede Menge Tipps und 
Einsteigerinformationen. 
Ziel der Kampagne ist es, 
möglichst viele neue Kom-
munen zu einem Engage-
ment in der kommunalen 
Entwicklungspoliti k zu mo-
ti vieren. 

Die neue Kampagnen-
seite im Internet bietet 
vielfälti ge Ideen. Bei „En-
gagement global“ stehen 
die Türen für Interessierte 
ganz weit off en! 
Zur Kampagnenseite: 
https://www.kommunal-
global-engagiert.de/ 
Kontakt: SKEW, Telefon 
0228 / 20717-670; info@
service-eine-welt.de 

GZ-Interview mit Wirtschaft sminister Franz Josef Pschierer:

Erfolgreiche Standorte 
im ganzen Freistaat

Fleiß, Konsequenz, Innovati onsreichtum und Kreati vität sieht 
Bayerns Wirtschaft sminister Franz Josef Pschierer als Erfolgsfak-
toren des ökonomischen Handelns im Freistaat. Von der im Aus-
land häufi g vertretenen Meinung „Munich is Bavaria“ hält er we-
nig, denn im gesamten Freistaat gibt es erfolgreiche Wirtschaft s-
standorte. Diese will er weiter stärken. Schließlich kann man 
letztlich immer nur soviel Geld ausgeben, wie man an anderer 
Stelle eingenommen hat. Das Gespräch mit dem Minister führten 
Constanze von Hassel und Jörg Kunstmann.

GZ: Herr Minister, Sie sind 
jetzt seit 77 Tagen im Amt des 
bayerischen Wirtschaft sminis-
ters. Haben Sie schon etwas er-
reichen können? 

Pschierer: Natürlich hatt e ich 
Startvorteile dadurch, dass ich 
zuvor Staatssekretär im Wirt-
schaft sministerium war und so-
wohl Themen als auch das Haus 
kannte. Dadurch war keine Ein-
arbeitungszeit notwendig, und 
ich konnte mich gleich in die Ar-
beit stürzen. Dabei habe ich zwei 
Themen sofort in Angriff  genom-
men: Die Stärkung des Touris-
mus und eine Priorisierung der 
Ansiedlungspoliti k. 

GZ: Was genau heißt Stär-

kung bzw. Priorisierung in die-
sem Zusammenhang? 

Unternehmen für den 
ländlichen Raum gewinnen

Pschierer: Lassen Sie mich mit 
der Ansiedlungspoliti k beginnen: 
Der Freistaat ist wirtschaft liche 
extrem gut aufgestellt. Wachs-
tum fi nden Sie in allen Regie-

rungsbezirken. Allerdings profi -
ti eren gerade bei der Ansiedlung 
vor allem die großen Metropol-
regionen, allen voran München.

Wir haben uns auch in der Ver-
gangenheit bemüht, Unterneh-
men für den ländlichen Raum zu 
gewinnen. Mit diesem Ziel haben 
wir in der Region Forschungsein-
richtungen, Universitäten und 
Kompetenzzentren gegründet. 
Es ist Zeit, die Früchte dieser An-
strengungen zu ernten. Deshalb 
will ich ansiedlungswillige Un-
ternehmen noch deutlich stärker 
auf die jeweils eigenen Qualitä-
ten der Regionen aufmerksam 
machen und zusätzlich für die 
spezifi schen Vorteile im ländli-
chen Raum werben, was Grund-
stückspreise, Lebenshaltungs-

Von links: Jörg Kunstmann, Landesgeschäft sführer der Kommu-
nalpoliti schen Vereinigung und Stv. Landrat im Landkreis Kulm-
bach, GZ-Verlegerin Constanze von Hassel und Wirtschaft sminis-
ter Franz Josef Pschierer.  

Von links: Florian Besold, Präsident der Bayerischen Einigung; Staatssekretär Gerhard Eck, MdL; 
Landtagspräsidenti n Barbara Stamm, MdL; Manfred Ländner, MdL; Ministerpräsident Dr. Markus 
Söder, MdL; Kitzingens Landräti n Tamara Bischof; Dr. Ott o Hünnerkopf, MdL. sowie Peter Küspert, 
Präsident des Bayerischen Verfassungsgerichtshofes. Im Hintergrund Familie Graf von Schönborn.
 Bild: Corinna Petzold /Landratsamt Kitzingen

Fakten für Familien 
Zum Weltelterntag zeigte Familienministerin

Kersti n Schreyer, wie Bayern Mütt er und Väter unterstützt 

„In den letzten Jahrzehn-
ten haben sich Familien in Bay-
ern stark verändert – und damit 
auch ihre Bedürfnisse. Heute 
ist die Ein-Eltern-Familie eben-
so selbstverständlich wie Groß-
familien mit vielen Kindern. Die 
Herausforderung an uns ist, al-
le Mütt er und Väter so zu unter-
stützen, dass sie sich in jeder Le-
benslage auf ihre Familie kon-
zentrieren können“, beschreibt 
Bayerns Familienministerin die 
Herausforderung an eine mo-
derne Familienpoliti k. 

Infrastruktur 
gravierend verbessert

Bayern hat in den letzten Jah-
ren intensiv an der Infrastruktur 
für Familien gearbeitet. Hier ei-
nige aussagekräft ige Zahlen:
Kitas in Bayern: Im Jahr 2008:  
7.776; 2017: 9.421. Staatliche  
Ausgaben für Kitas: 2008: 0,67 
Milliarden Euro; 2017: 1,98 Mil-
liarden Euro. Plätze für Kinder 

unter 3 Jahren: 2008: 50.443; 
2017: 128.019. Familienstütz-
punkte: 2008: 0; 2017: 132.

„Wichti g ist uns, dass Mütt er 
und Väter schnell, einfach und 
unbürokrati sch Unterstützung 
fi nden, wenn sie Rat suchen 
oder Fragen haben. Das gewähr-
leisten wir mit unserem Netz 
an Beratungsangeboten in ganz 
Bayern. Ein Beispiel: unsere jetzt 
schon 142 Familienstützpunkte, 
wo Eltern mit ihren Herausfor-
derungen – von Ernährung über 
Medienkonsum bis hin zur Pu-
bertät – Ansprechpartner fi n-
den, die garanti ert weiterhelfen 
können“, so Schreyer. 

„Neben der Beratung ist es 
aber natürlich ebenso wichti g, 
dass Mütt er und Väter in Bay-
ern selbst entscheiden kön-
nen, wie sie ihre Kinder betreu-
en wollen. Deshalb ist das Baye-
rische Familiengeld, das ab dem 
1. September ausgezahlt wird, 
eine wirklich moderne, eff ekti -
ve und gelungene Leistung des 
Freistaats!“

Mehr Informati onen zu allen 
Themen rund um die Familie fi n-
den Sie unter: www.familien-
land.bayern.de.  

200 Jahre Verfassungsstaat / 100 Jahre Freistaat Bayern:

Bürgerfest der 
Demokrati e 

Auf Schloss Gaibach hieß es: „Wir feiern Bayern“

2018 feiert Bayern 200 Jahre Verfassungsstaat und 100 Jahre Frei-
staat. Dieses doppelte Jubiläum begingen Landtag, Staatsregie-
rung und die Bayerische Einigung e.V. mit einem Bürgerfest un-
ter dem Mott o „Wir feiern Bayern“ im unterfränkischen Gaibach/
Volkach. Dort erinnert die Konsti tuti onssäule im Schlosspark an 
die Geburtsstunde des modernen Bayern. 

Nach einem offiziellen Akt 
im Konsti tuti onssaal, bei dem 
sich Ministerpräsident Dr. Mar-
kus Söder ins Goldene Buch der 
Stadt Volkach eingetragen hat-
te, erinnerte er in seiner Festan-
sprache an die Historie des Or-
tes und das Jubiläum. Als sicht-
bares Zeichen wurde an der Kir-
che zur Heiligsten Dreifalti gkeit 
eine Verfassungslinde als leben-
diges Monument der Demokra-
ti e gepfl anzt. 

Leben und leben lassen

In seiner Festrede betonte der
Ministerpräsident, dass das 
Mott o „Leben und leben lassen“ 
bereits vor 200 Jahren Grundla-

ge für eine neue Verfassung ge-
wesen sei. „Um das Land zu füh-
ren und der Eigenständigkeit ge-
genüber der Gleichheit den Vor-
zug zu geben, wurde der Weg 
der Gewaltenteilung beschrit-
ten. Bayern kann damit modern 
und kosmopoliti sch akti v wer-
den und trotzdem auf dem Bo-
den der Geschichte verankert 
bleiben. Damit fördern wir Wis-
senschaft , Gemeinschaft , Ehren-
amt und das weltweit geschätz-
te Lebensgefühl“, so Söder. Sei-
ne Ausführungen beendete der 
Ministerpräsident mit der Fest-
stellung: „Bayern hat eine gute 
Verfassung und die Bayern sind 
in guter Verfassung.“

 (Fortsetzung auf Seite 4)

kosten, Wohnraum und Mobili-
tät betrifft  . Dadurch schaff en wir 
nämlich nicht nur neues Wachs-
tum und Arbeitsplätze im länd-
lichen Raum, sondern entlasten 
gleichzeiti g die Ballungsräume. 

GZ: Wie soll das funkti onie-
ren, wenn es internati onale Un-

ternehmen immer wieder nach 
München zieht? 

Vorteile in allen Landesteilen

Pschierer: Von außen betrach-
tet besteht Bayern oft  nur aus
 (Fortsetzung auf Seite 4)
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Wir gratulieren
ZUM 65. GEBURTSTAG
Bürgermeisterin Karin Ritter 

96358 Reichenbach, Kr. Kronach 
am 8.6.

Bürgermeister Hans Loy 
83134 Prutting 

am 17.6.

ZUM 60. GEBURTSTAG
Bürgermeister Josef Weiß 

91728 Gnotzheim 
am 10.6.

Bürgermeister Thomas Falter 
92442 Wackersdorf 

am 11.6.

Hinweis in eigener Sache
Trotz aller Bemühungen sind unsere 
Daten unvollständig. Wir bitten des-
halb um rechtzeitige Bekanntgabe der 
bevorstehenden runden Geburtstage.
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Rund 100 Mio. Euro für 
Bayerns Kommunen

Bauministerin Aigner präsentiert neue Förderinitiativen

Mit zwei neuen Förderinitiativen will Bauministerin Ilse Aig-
ner Bayerns Kommunen beim Flächensparen und bei der at-
traktiveren Gestaltung ihrer Ortskerne unterstützen. Hierfür 
stehen dieses Jahr insgesamt 100 Mio. Euro zur Verfügung.

Mit der Initiative „Innen statt Außen“ übernehme der Frei-
staat 80% der förderfähigen Kosten für die Projekte der Kom-
munen. Dadurch unterstütze er diese bei der Belebung ihrer 
Ortskerne oder Stadtmitten, erklärte Aigner. Damit wolle sie 
erreichen, dass leerstehende Gebäude und Brachen in Orts-
kernen revitalisiert werden z.B. durch Modernisierung oder 
Instandsetzung. Hierfür stünden allein in diesem Jahr 75 Mio. 
Euro zur Verfügung. Für besonders finanz- und strukturschwa-
che Gemeinden sei sogar eine Förderung von bis zu 90% mög-
lich, führte die Ministerin weiter aus. Somit müssten die Kom-
munen bei einer Höchstförderung lediglich einen Eigenanteil 
von 20% bzw. 10% selbst tragen, den Rest übernehme der 
Freistaat.

Neue Grün- und Freiflächen attraktiv gestalten

Darüber hinaus will Aigner die Gemeinden beim Rückbau 
von Brachflächen, übergroßen Verkehrsflächen oder minder-
genutzten Gebäuden verstärkt unterstützen. So bekämen die 
recycelten Areale entweder eine neue Nutzung oder könnten 
als Park und Grünfläche umgestaltet werden. Davon profitie-
re sowohl die Bevölkerung als auch der Tourismus. Mit die-
ser zweiten Förderinitiative zur „Flächenentsiegelung“ unter-
stütze die Bayerische Staatsregierung im Rahmen der Städte-
bauförderung den öffentlichen Raum betonte die Ministerin. 
Dadurch könnten die Gemeinden ihre Brachflächen aufwer-
ten und das Wohnumfeld mit neuen Grün- und Freiflächen at-
traktiver gestalten. Hierfür seien rund 25 Millionen Euro so-
fort verfügbar.

Beide Initiativen der Staatsregierung eröffnen den Kommu-
nen die Möglichkeit, neben der bestehenden Städtebauförde-
rung in Form von EU-, Bundes- und Landesmitteln für das lau-
fende Programmjahr weitere zusätzliche Finanzmittel für ihre 
geplanten Projekte abzurufen.   rm

Freie Wähler 
feiern Jubiläum

Kommunale Wählervereinigungen gibt es in Bayern seit der 
Nachkriegszeit. 1978 fanden sich einige Dutzend Vereine zu-
sammen und gründeten den FW-Landesverband Bayern als 
ihren Dachverband. Zum Gründungsvorsitzenden wurde Ar-
min Grein, Bürgermeister von Marktheidenfeld und späte-
rer Landrat des Landkreises Main-Spessart, gewählt. 28 Jah-
re bekleidete Grein das Amt des Vorsitzenden. Im Jahr 2006 
wurde Hubert Aiwanger sein Nachfolger.

Inzwischen zählt der bayerische Landesverband der Freien 
Wähler nach eigenen Angaben rund 920 Orts- und Kreisver-
bände, in denen über 40.000 Mitglieder organisiert sind. 
Über 500 Bürgermeister kommen aus den Reihen der Freien 
Wähler, dazu 12 Landräte und 20 Bezirksräte. Seit 2008 sind 
die Freien Wähler auch im Bayerischen Landtag vertreten. 

Landesvorsitzender Hubert Aiwanger ist seither ihr Frak- 
tionsvorsitzender. Zudem bekleidet er das Amt des Bundes-
vorsitzenden der Organisation, die sich lange als „Nicht-Par-
tei Partei“ verstand.

Die Freiheit der eigenen Entscheidung nach bestem Wissen 
und Gewissen war es, die sich die Gründergeneration zur Ma-
xime machte. Gezielt verzichtete man über viele Jahre und 
Jahrzehnte auf ein Parteiprogramm. Schließlich beschränkte 
man sich klar auf die Mitwirkung in den Organen der Kom-
munalen Selbstverwaltung und wollte sicherstellen, dass 
Sachentscheidungen völlig ideologiefrei getroffen werden 
konnten. Der Verein definierte sich als Gegenmodell zu den 
Parteiapparaten und bot den organisierten Mitgliedern in ge-
wissem Umfang Unterstützung bei deren Wahlkampagnen.

Als der Wunsch nach Repräsentanz in Bund und Land von 
Teilen der Organisation immer lauter wurde, kam es fast zur 
Zerreißprobe. Und natürlich musste man sich für diese Wah-
len auch ein Programm geben.

Zur Festveranstaltung am vergangenen Samstag im 
Münchner Kolping-Festsaal anlässlich des 40. Gründungsju-
biläums  hatte Landeschef Aiwanger vor allem Unterhalten-
des ins Programm gehoben. Die längste Zeit war für Bernd 
Händel – Entertainer und Sitzungspräsident von Fastnacht in 
Franken – eingeplant. Generalsekretär Michael Piazolo mo-
derierte den Vormittag, an dem man Rückschau hielt und die 
Altvorderen ehrte. r

Innen- und Integrationsminister Joachim Herrmann:

Maßnahmenpaket  
zur Eingliederung

Ausbildung und Arbeit bei Flüchtlingen  
in geplanten bayerischenAnkerzentren

Bayerns Innen- und Integrationsminister Joachim Herrmann hat 
in Nürnberg Ralf Holtzwart, den Vorsitzenden der Geschäftsfüh-
rung der Regionaldirektion Bayern der Bundesagentur für Arbeit 
(BA) zu einem Fachgespräch getroffen. Themen waren unter an-
deren die Integration von Flüchtlingen in den bayerischen Ausbil-
dungs- und Arbeitsmarkt und die Einbindung der BA in die geplan-
ten Ankerzentren in Bayern. Herrmann und Holtzwart lobten das 
bisher Erreichte, insbesondere das Engagement der bayerischen 
Betriebe, die zahlreiche Flüchtlinge eingestellt haben und so ei-
nen wichtigen Beitrag zur gesellschaftlichen Integration leisten. 

Holtzwart betonte: „Der im 
Jahr 2015 von der Staatsregie-
rung zusammen mit den Ar-
beitsmarktpartnern geschlos-
sene Pakt zur beruflichen Inte-
gration von Geflüchteten hat 
durch das enge Zusammenspiel 
aller Partner zu guten Ergebnis-
sen geführt. Bayern hat die bes-
ten Integrationsergebnisse vor-
zuweisen. Wir dürfen jetzt nicht 
nachlassen, durch adressaten-
gerechte Förderung Menschen 
mit Fluchthintergrund zu qualifi-
zieren, sei es in der Ausbildung 
oder durch berufliche Weiterbil-
dung. Der Arbeitsmarkt in Bay-
ern benötigt Fachkräfte.“

Bestmögliche Integration

Herrmann sicherte zu, sich 
als neuer bayerischer Integrati-
onsminister dafür einzusetzen, 
Asylbewerber mit guter Blei-
beperspektive und anerkannte 
Flüchtlinge bestmöglich in den 
Ausbildungs- und Arbeitsmarkt 
zu integrieren. „Ein Arbeitsplatz 
ist wichtig für die Betroffenen, 
sich eine Existenz aufzubauen, 
und hilft ungemein bei der In-
tegration“, erklärte der Minis-
ter. Gleichzeitig profitieren der 
Staat unter anderem von weni-
ger notwendigen Sozialleistun-
gen und die Wirtschaft vor al-
lem von Fachkräften. „Das be-
rücksichtigen wir auch bei un-

seren geplanten Ankerzentren“, 
führte Herrmann an. „Denn wir 
brauchen schnell Klarheit, wer 
im Land bleiben darf und des-
halb rasch integriert werden 
soll. Ich bin der Regionaldirekti-
on der Bundesagentur für Arbeit 
deshalb sehr dankbar, uns in ge-
eigneten Fällen unmittelbar in 
den Ankerzentren zu unterstüt-
zen.“ Klar ist laut Herrmann aber 
auch: „Wer kein Bleiberecht 
hat, muss unser Land möglichst 
schnell verlassen. Wer nicht frei-
willig geht, muss konsequent 
und zügig abgeschoben wer-
den.“ r

Landkreistag  
unterstützt Ankerzentren

Der Deutsche Landkreistag hat sich vor dem Hintergrund der 
jüngsten Skepsis einiger Länder im Hinblick auf die Einrichtung so 
genannter Ankerzentren hinter diese Verabredung des Koalitions-
vertrages gestellt. Präsident Landrat Reinhard Sager sagte: „Wir 
begrüßen die Einrichtung solcher zentraler Einrichtungen, wie sie 
seitens des Deutschen Landkreistages schon lange gefordert wer-
den. Bei der Verwirklichung dieses Konzeptes ist darauf zu ach-
ten, dass Antragsteller grundsätzlich für die gesamte Dauer ihres 
Verfahrens dort untergebracht und – im Falle der Ablehnung ih-
res Antrags – auch von dort aus zurückgeführt werden.“ Darin lie-
ge gerade Sinn und Zweck: Flüchtlinge erst im Falle der Anerken-
nung ihres Antrags auf die Kommunen zu verteilen.

Er unterstrich die Forderung 
des Deutschen Landkreistages, 
nur Schutzsuchende mit gesi-
cherter Bleibeperspektive an 
die Kommunen weiterzugeben: 
„Nur so bekommen wir dauer-
hafte Planungssicherheit in der 
Flüchtlingsfrage. Was wir brau-

chen, sind gute Perspektiven 
zur gesellschaftlichen und be-
ruflichen Integration der vie-
len Schutzsuchenden. Hier ist 
es kontraproduktiv, wenn ab-
lehnende Asylentscheidungen 
zu einem Zeitpunkt erfolgen, zu 
dem die Integrationsbemühun-

gen vor Ort schon begonnen ha-
ben.“

Sager hält die Unterbringung 
in Ankerzentren auch für zu-
mutbar: „Bisher konnten wir 
auch in den Erstaufnahmeein-
richtungen bereits Familien un-
terbringen. Zudem soll die Asyl- 
entscheidung im Ankerzentrum 
im Regelfall binnen sechs Wo-
chen getroffen werden. Das ist 
zumutbar.“

Zumutbar im Sinne  
einer konsequenten  
Flüchtlingspolitik 

Wer dagegen keinen An-
spruch hätte, solle als Fami-
lie spätestens nach sechs Mo-

naten entweder abgeschoben 
oder aus dem Ankerzentrum 
entlassen werden. „Auch das 
ist im Sinne einer konsequenten 
Flüchtlingspolitik  zumutbar.“

Abschiebungen müssten zu-
dem stärker forciert als bislang 
erfolgen. „Wir erwarten, dass 
die neue Bundesregierung da-
zu sehr zeitnah Vorschläge zu 
weiteren Verbesserungen un-
terbreitet.“ Außerdem stehen 
die Länder in der Pflicht, ausrei-
chend viele Plätze in Haft- bzw. 
Ausreiseeinrichtungen vorzu-
halten. Positiv zu bewerten sei-
en auch die angekündigten An-
strengungen zur Stärkung der 
freiwilligen Rückkehr, so der 
DLT-Präsident abschließend. r

Bayerischer Integrationspreis 2018:

Integration in den  
Arbeitsmarkt

„Startklar für Ausbildung und Beruf – Integration in den Arbeits-
markt“ lautete das Motto des Bayerischen Integrationspreises 
2018, der im Landtag von der Integrationsbeauftragten der Bay-
erischen Staatsregierung Mechthilde Wittmann, Landtagspräsi-
dentin Barbara Stamm und Innenminister Joachim Herrmann ver-
liehen wurde.

Mit dem ersten Preis, dotiert 
mit 3.000 Euro, wurde das Trau-
ma-Ersthelfertraining für Ge-
flüchtete, Landsberg am Lech, 
ausgezeichnet. Träger ist das 
Bayerische Rotes Kreuz, KV 
Landsberg am Lech. Ziel ist die 
psychologische Unterstützung 
Geflüchteter bei der Bewälti-
gung von Traumata durch die 
Ausbildung muttersprachlicher 
Trauma-Ersthelfer. Die Betroffe-
nen sollen in akuten Belastungs-
situationen motiviert werden, 
ihre Situation zu begreifen und 
zu bewältigen. 

Ermittlung  
individuellen Förderbedarfs

Der zweite Preis (2.000 Eu-
ro) ging an Learn4Work – Ge-
flüchtete finden ihren Weg in 
den Arbeitsmarkt, Puchheim. 
Trägerin ist Marlies Eller, Koor-
dinatorin von BIK-Schulen und 
Ausbildung. Durch die Betreu-
ung junger Geflüchteter wird 
die gezielte Förderung an Schu-
len oder in der Ausbildung er-

möglicht. Grundlage ist die Er-
mittlung des individuellen För-
derbedarfs. Sowohl Stärken 
als auch eventuell vorhande-
ne Handicaps oder vorliegende 
Traumata sollen so erfasst wer-
den, um anschließend die pas-
sende Schule, den angemesse-
nen Ausbildungsplatz oder Ein-
richtung zu vermitteln und wei-
ter zu begleiten.

Über den dritten Preis (1.000 
Euro) durfte sich StayWelcome 
e. V., München, freuen. Träge-
rin ist Margaux Metze. Die in-
tensive Vorbereitung der Be-
werber durch Workshops, Men-
toring-Programme und ande-
rer Maßnahmen ermöglicht den 
Einstieg von geflüchteten Men-
schen ins Berufsleben. Die Be-
triebe werden nach der Anstel-
lung der Geflüchteten bei der 
Überwindung bürokratischer 
Hürden unterstützt.

Stellenwert  
von Arbeit und Ausbildung

Mechthilde Wittmann wür-
digte den Stellenwert des The-
mas Arbeit bei der Integration. 
Ein wichtiger Baustein zur Teil-
habe von legal und dauerhaft 
hier lebenden Zuwanderern in 
unsere Gesellschaft seien Arbeit 
und Ausbildung. Landtagsprä-
sidentin Barbara Stamm beton-
te ihrerseits die Bedeutung von 

Beschäftigung weit über wirt-
schaftliche Aspekte hinaus. Der 
Arbeitsplatz sei ein wichtiger 
Ort der Begegnung und des so-
zialen Miteinanders. 

Innenminister Herrmann be-
zeichnete „Sprache, Bildung, Ar-
beit und Wohnen, aber auch die 
Vermittlung unserer Werte, un-
serer Rechtsordnung und unse-
rer Art zu leben“ als entschei-
dende Faktoren für eine gelin-
gende Integration. Dem Mot-
to des diesjährigen Preises 
entsprechend erklärte der Mi-
nister: „Wir haben in Bayern ein 
großes Interesse daran, die dau-
erhaft Bleibeberechtigten gut in 
unseren Arbeitsmarkt zu integ-
rieren. Denn jeder anerkannte 
Flüchtling, der seinen Lebensun-
terhalt selbst verdient, trägt sei-
nen Teil zur Gesellschaft bei und 
stärkt damit unsere Gemein-
schaft.“  DK

Tag der Regionen 2018 
ruft zum Mitmachen auf

Auch im Jubiläumsjahr sind wieder alle regional engagierten In-
itiativen, Vereine, Kommunen und Unternehmen dazu aufgeru-
fen, sich am bundesweiten Aktionsprogramm rund um den Ern-
tedanktagsonntag zu beteiligen. Der Tag der Regionen findet in 
diesem Jahr vom 21. September bis 7. Oktober statt. 

Mit dem Slogan „Weil Hei-
mat lebendig ist“ greift der Tag 
der Regionen 2018 die aktuel-
le gesellschaftspolitische Dis-
kussion um den Begriff „Hei-
mat“ auf und möchte ihn auf ei-
ne positive Art und Weise stär-
ken. Aktionen in der Stadt und 
auf dem Land sollen zeigen, was 
die Menschen mit ihrer Heimat 
verbinden: worauf sie stolz sind, 
was gut funktioniert, welches 
Engagement vor Ort vorhanden 
ist und wie bei allem regionalen 
Selbstbewusstsein Weltoffen-
heit und ökologische wie auch 
soziale Verantwortung gelebt 
werden. In Hunderten von Pro-
jekten, Veranstaltungen, Fes-
ten, Ausflügen, Märkten und an-
deren Events zeigen die Veran-
stalter, wie sie einen Beitrag da-
zu leisten, regionale Kreisläufe 
zu erhalten. 

Über die Webseite zum Akti-
onstag (www.tag-der-regionen. 
de) können ab sofort wieder Ak-
tionen angemeldet werden. Au-
ßerdem lädt die Seite alle inte-

ressierten BesucherInnen ein, 
nach Veranstaltungen in ih-
rer Nähe zu suchen. Die Ange-
bote werden auch in diesem 
Jahr wieder breit gefächert 
sein: Hoffeste, regionale Street 
Food-Festivals, Streuobstfeste, 
Handwerksmärkte, Tage der of-
fenen Tür, regionale Kochwork-
shops, Filmvorführungen, Dis-
kussionsforen, regionale Exkur-
sionen, Gottesdienste oder Ak-
tionen für Kinder. 

Bereits 1999 wurde der Tag 
der Regionen ins Leben geru-
fen und entwickelte sich über 
die Jahre zur größten Aktions-
plattform für regionales Engage-
ment und Wirtschaften. Die Zahl 
der Veranstaltungen stieg dabei 
stetig. In den vergangenen Jah-
ren wurden jeweils über 1.000 
Veranstaltungen und Aktionen 
durchgeführt. Der Tag der Regi-
onen ist ein Projekt des Bundes-
verbands der Regionalbewegung 
e.V. und wird von einem brei-
ten Aktionsbündnis unterstützt. 
www.tag-der-regionen.de  r

Seehofer prämiert Werte:

Gesucht – Dein 
Stadtprojekt! 
BMI lobt Wettbewerb zur  
„Europäischen Stadt“ aus 

Seinen bundesweiten Wettbe-
werb „Die Europäische Stadt – 
Wandel & Werte“ startete das 
Bundesministerium des Innern, 
für Bau und Heimat. 

Zur Auslobung des Wettbe-
werbs sagte Bundesinnenmi-
nister Horst Seehofer: „Europas 
Städte sind einzigartig – durch 
ihre kulturelle Vielfalt, ihre Mi-
schung aus Leben, Wohnen und 
Arbeiten und ihre besondere In-
tegrationskraft. Sie sind sichtba-
res Gedächtnis und stiften Iden-
tität und Heimat. Daher müssen 
wir Acht geben, dass sich unse-
re Städte behutsam und aus ih-
rem jeweiligen Bestand heraus 
weiterentwickeln. Bestehendes 
muss bei Neuentwicklungen mit 
gedacht werden. Deshalb su-
chen wir im Rahmen des Wett-
bewerbs Beispiele für einen be-
sonders guten und zukunftswei-
senden Umgang mit dem bau-
kulturellen Erbe in der Stadt und 
auf dem Land.“ 

Beitrag zum 
Europäischen  
Kulturerbejahr

Der Wettbewerb ist eine Akti-
on des BMI anlässlich des Euro-
päischen Kulturerbejahres 2018. 
In Deutschland ist das Kulturer-
bejahr unter dem Titel „Sharing 
Heritage“ an fünf großen The-
men ausgerichtet, darunter die 
Europäische Stadt und ihr Er-
be. Bis zum 20. Juli 2018 kön-
nen Städte und Gemeinden ih-
re Beiträge einreichen, Partner 
des Wettbewerbs sind die Län-
der und die kommunalen Spit-
zenverbände. Am 8. November 
2018 werden im Rahmen der 
denkmal-Messe in Leipzig die 
besten Projekte ausgezeichnet. 

Mehr Informationen und die 
Wettbewerbsunterlagen unter  
www.bundeswettbewerb-eu-
ropaeische-stadt.de oder über  
Mail: info@bundeswettbewerb- 
europaeische–stadt.de.  r



B L I C K P U N K T E 3GZ

was ist zu tun, wenn die 
85-jährige Mutter nach einem 
Sturz gehbehindert ist, der 
betagte Vater einen Schlag-
anfall erleidet oder durch ei-
ne Demenzerkrankung zum 
Pflegefall wird? Und wie geht 
es weiter, wenn zu wenig Geld 
da ist, um die Pflege der Eltern 
in ihrer vertrauten Wohnung 
zu finanzieren? Solche Fragen 
müssen viele Familien oft un-
vorbereitet beantworten. Sie 
wünschen sich dann schnelle, kompetente und 
verlässliche Hilfe – möglichst aus einer Hand. 

Jeder Mensch hat das Recht auf angemes-
sene Pflege und ein selbstbestimmtes Leben 
im Alter. Immer mehr Menschen möchten sich 
deshalb zuhause in ihren eigenen vier Wänden 
von ihren Angehörigen oder von einem ambu-
lanten Pflegedienst pflegen lassen. 

Der Bezirk Oberbayern ist bisher als Sozialhil-
feträger nur bei der stationären Hilfe zur Pfle-
ge eingesprungen. Seit 1. März 2018 sind wir 
auch für die ambulante Hilfe zur Pflege zustän-
dig, wenn eigenes Einkommen und Vermögen 
nicht ausreichen. Ich denke, für die betroffe-
nen Menschen wird vieles einfacher, wenn für 
ambulante und stationäre Pflege nur noch ein 
Kostenträger zuständig ist. Wir haben die Leis-
tung vorerst aber noch auf die Landkreise und 
kreisfreien Städte delegiert. Wir brauchen ein-
fach noch etwas Zeit, um uns auf diese span-
nende Aufgabe vorzubereiten.

Aus ganz Oberbayern übernehmen wir rund 
8.000 Hilfefälle der ambulanten Pflege mit 
den dazugehörigen Annexleistungen wie bei-
spielsweise die Grundsicherung. Dafür benö-
tigen wir unter anderem rund 50 qualifizierte 
Sachbearbeiter der zweiten und dritten Qua-
lifikationsebene. Diese Personalsuche stellt 
uns derzeit vor wirklich große Herausforde-
rungen. Schließlich konkurrieren wir als Bezirk 
Oberbayern im Großraum München mit den 
Dienststellen der Landeshauptstadt  ebenso 
wie mit einer Vielzahl von staatlichen Behör-
den um Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen. Die 
Personalakquise sehe ich aber als Chance, den 
Bezirk als zukunftsorientieren und sozialen Ar-
beitgeber zu präsentieren. Ich denke, diese 
positive Darstellung einer Tätigkeit im öffent-
lichen Dienst ist ein Gewinn für die gesamte 
kommunale Familie.

Unser wichtigstes Anliegen ist aber, dass die 
Übernahme der ambulanten Pflege möglichst 

reibungslos abläuft. Im Ideal- 
fall sollen die Betroffenen 
gar nicht merken, dass sie ih-
re Leistungen von einem an-
deren Kostenträger erhalten 
– außer, dass den neuen Be-
scheid der Bezirk Oberbay-
ern ausgestellt hat. Wir über-
nehmen die ambulante Pfle-
ge deshalb stufenweise: Be-
reits ab 1. September 2018 
werden wir für die Landkreise 
Dachau, Fürstenfeldbruck und 
München sowie für Stadt und 
Landkreis Rosenheim zustän-
dig sein. Die Hilfefälle aus den 

übrigen Landkreisen und kreisfreien Städten 
Oberbayerns ziehen dann zum 1. Januar 2019 
zu uns um.

Besonders wichtig ist mir, dass sich wirk-
lich niemand Sorgen zu machen braucht, künf-
tig andere oder weniger Leistungen zu bekom-
men. Deshalb haben wir im Bezirkstag einen 
wichtigen Beschluss gefasst: Alle bisherigen 
Hilfeempfänger erhalten Bestandsschutz. Das 
heißt: Jede Person bekommt beim Übergang 
der ambulanten Hilfe zur Pflege auf uns ihre 
Leistungen weiter – und zwar unverändert im 
bisherigen Umfang. Wir prüfen nur dann neu, 
sobald ein Fall neu zu bewerten ist. Das kann 
beispielsweise sein, wenn sich der Pflegegrad 
oder die Einkommens- und Vermögensverhält-
nisse geändert haben. 

Die reibungslose Übernahme der ambulan-
ten Pflege ist aber nur die eine Seite der Me-
daille. Die andere Seite ist, dass wir in einer äl-
ter werdenden Gesellschaft beste wohnort-
nahe Beratungsangebote brauchen. Denn nur 
mit dem notwendigen Wissen können die Be-
troffenen entscheiden, wo und wie sie sich 
pflegen lassen möchten: in den eigenen vier 
Wänden, in einem behindertengerechten be-
treuten Wohnangebot oder einem stationären 
Pflegeheim. Das Schöne ist ja, dass es im Be-
reich der Pflege bereits so vielfältige Angebo-
te gibt.

Nicht selten müssen sich die Bürgerinnen 
und Bürger die Informationen mühevoll zu-
sammensuchen, da es bisher keine wirklich 
vernetzten Beratungsangebote gibt. Das halte 
ich für nicht mehr zeitgemäß. Ich setze mich 
deshalb für die Gründung von Pflegestütz-
punkten in allen Landkreisen und kreisfreien 
Städten in Partnerschaft mit Kranken- und 
Pflegekassen ein. Natürlich sollte die kommu-
nale Familie auch Verbände und ehrenamt-
liche Senioren- und Behindertenbeauftrag-
te mit ins Boot holen, um bereits vorhandene 
Strukturen partnerschaftlich zu vernetzen. 

Es freut mich sehr, dass einige Landkreise 
diese Idee bereits aufgenommen haben und 
gemeinsam mit dem Bezirk Oberbayern ein 
Konzept entwickeln möchten. 

GZ KOLUMNE
Josef Mederer

Kompetente Hilfe  
aus einer Hand

Liebe Leserinnen
und Leser,

7. Juni 2018

Ihr Josef Mederer
Bezirkstagspräsident von Oberbayern 
Präsident des Bayerischen Bezirketags

Bezirke als Modell der Zukunft
Neue Dokumentation bekräftigt den hohen Stellenwert der Höheren Kommunalverbände

Augsburg (bö). 2018 gibt es in Bayern viele politische Anlässe zum 
Erinnern und Feiern: 40 Jahre Gebietsreform, 100 Jahre Freistaat, 
200 Jahre Verfassungsstaat Bayern. Zwar entstand das Buch, das 
nun beim Bezirk Schwaben vorgestellt wurde, anlässlich eines an-
deren, wenige Jahre zurückliegenden Jubiläums, doch es fügt sich 
inhaltlich gut in diese Jubiläumsreihe. Sind doch die bayerischen 
Bezirke eine Besonderheit der Verfassung, deren geschichtliche 
Wurzeln gar bis 1828 zurückreichen. 

2014 fand in Kloster Irsee zum 
60-jährigen Bestehen des Bezirks 
Schwaben eine hochkarätig be-
setzte Tagung mit Fachleuten aus 
der ganzen Bundesrepublik statt, 
bei der die Rolle der Höheren 
Kommunalverbände in Deutsch-
land, zu denen auch die Bezirke 
zählen, beleuchtet wurde. 

Das Buch „Die Höheren Kom-
munalverbände in Deutschland 
– Modell der Zukunft“ doku-

ihre besondere Rolle als Förde-
rer regionaler Kultur mit ihrer 
identitätsstiftenden Leistung 
kann man mit Fug und Recht sa-
gen: Die Bezirke sind ein Modell 
der Zukunft.“ 

Kostenanstieg in der 
Eingliederungshilfe

Entscheidend sei jedoch auch, 
wie die dritte kommunale Ebe-

burg, der für den Tagungsband 
auch einen Aufsatz über „Die 
Bezirke im bayerischen Staats-
aufbau“ verfasst hat, wieder-
holte bei der Buchpräsenta- 
tion zum Stellenwert der Bezir-
ke: „Zur klassischen mittelbaren 
demokratischen Legitimation 
der Regierung als Staatsbehör-
de tritt für einen beachtlichen 
Anteil an gerade auch sensiblen 
Aufgaben die unmittelbare Legi-
timation durch die Bezirksbür-
ger beziehungsweise den Be-
zirkstag hinzu.“ Dies bedeutet: 
Die Bezirke sind das Plus an De-
mokratie in Bayern, das diesen 
Kommunalverband als gewählte 
Selbstverwaltungsebene auch 
von vergleichbaren Institutio-
nen in anderen Bundesländern 
unterscheidet. 

Auskunft darüber finden Inte-
ressierte im Tagungsband in den 
Beiträgen beispielsweise von 
Wolfgang Kirsch, Vorsitzender 
der Bundesarbeitsgemeinschaft 
der Höheren Kommunalverbän-
de oder auch von Senator e.h. 
Roland Klinger, dem Verbands-
direktor des Kommunalverban-
des für Jugend und Soziales in 
Baden-Württemberg.

Verfassungsrechtlich  
stark verankert

Wie Lindner ausführte, seien 
die Bezirke nicht nur als Organ 
stark verfassungsrechtlich ver-
ankert, sondern auch durch ih-
re sozialpolitische und gesell-
schaftliche Stellung. Er verwies 
dabei auf den Artikel 3 der Bay-
erischen Verfassung, der als 
Staatsziel die Gleichwertigkeit 
der Lebensverhältnisse in Stadt 
und Land beinhalte. „Das ist kei-
ne Verfassungslyrik, sondern 
hat objektiv bindenden Rechts- 
charakter“, so der Jurist. Der 
Staat alleine könne diesen Auf-
trag nicht erfüllen, „Gleichwer-
tigkeit schafft man auf kommu-
naler Ebene.“ Hier und als Garant 
demokratischer Vielfalt in Bayern 
liege die Stärke der Bezirke.

Wichtige Träger  
sozialstaatlicher  
Verantwortung

Professorin Marita Krauss vom 
Lehrstuhl für Bayerische und 
Schwäbische Landesgeschich-
te erinnerte an den Ursprung 
der Bezirke: „Mit ihnen sollte auf 
Ebene der Mittelbehörde ein de-
mokratisches Gegengewicht zur 
mächtigen Ministerialbürokratie 
geschaffen werden.“ Die Bezirke 
seien wichtige Träger sozialstaat-
licher Verantwortung, so in der 
psychiatrischen Versorgung der 
Bevölkerung und in der Behinder-
tenhilfe, „aber sie nehmen eben-
so in der Kultur- und Heimatpfle-
ge einen wichtigen gesellschafts-
politischen Auftrag für und mit 
der Stimme ihrer Bürger wahr.“

Garanten kommunaler 
Selbstverwaltung

Ein Fazit, das Dr. Helmut Rönz 
vom Institut für Landeskunde 
und Regionalgeschichte Bonn 
in seinem Buchbeitrag bezo-
gen auch auf die weiteren deut-
schen Höheren Kommunalver-
bände zieht: „Insofern sind auch 
heute Regionalverbände das, 
was sie seit fast 200 Jahren sind: 
Garanten kommunaler Selbst-
verwaltung, bürgerschaftlicher 
Partizipation, Sinnbild unserer 
subsidiären Verfasstheit und 
Aufsicht sowie Träger und For-
scher regionaler Identität.“

Informationen zum Buch:
„Die Höheren Kommunal-

verbände in Deutschland - Mo-
dell der Zukunft“, Christoph Be-
cker, Peter Fassl (Hg.), LIT Ver-
lag Dr. W. Hopf Berlin 2017, ISBN 
978-3-643-12919-2 (gebunden), 
ISBN 978-3-643-32919-6 (PDF).r

Buchpräsentation mit Vertretern des Bezirks und der Universität 
Augsburg – von links im Bild: Professor Josef Franz Lindner, Bezirks- 
tagspräsident Jürgen Reichert, Professorin Marita Krauss, Profes-
sor Christoph Becker und Bezirksheimatpfleger Dr. Peter Fassl 
 Bild: Daniel Beiter, Bezirk Schwaben

mentiert die dabei gehaltenen 
Vorträge und einen Teil des Ge-
dankenaustausches. Der Band, 
erschienen in der Reihe „Augs-
burger Schriften zur Rechtsge-
schichte“ im LIT Verlag, wur-
de nun von den Herausgebern, 
Bezirksheimatpfleger Dr. Peter 
Fassl und Professor Dr. Chris-
toph Becker, Inhaber des Lehr-
stuhls für Bürgerliches Recht 
und Zivilverfahrensrecht, Rö-
misches Recht und Europäische 
Rechtsgeschichte an der Uni-
versität Augsburg, beim Bezirk 
Schwaben vorgestellt. 

Identitätsstiftende Leistung

„In den vergangenen Jahren 
wurden die Bezirke immer wei-
ter durch Aufgabenzuweisun-
gen gestärkt, zuletzt durch die 
Zuordnung der ambulanten Hil-
fe zur Pflege“, betonte Bezirks-
tagspräsident Jürgen Reichert. 
„Durch die Bündelung der Kom-
petenz im Sozialhilferecht, was 
die weiteren kommunalen Ebe-
nen entlastet, aber auch durch 

ne von Bund und Land in die La-
ge gesetzt werde, ihre Aufga-
ben finanziell zu erfüllen. Den 
Anstieg der Kosten beispiels-
weise in der Eingliederungshilfe 
für behinderte Menschen in den 
vergangenen Jahren könne die 
kommunale Ebene nicht alleine 
schultern, „speziell für die baye-
rischen Bezirke hat hier das Bun-
desteilhabegesetz keine Entlas-
tung gebracht“, so Reichert. 

Indes müsse man, insbeson-
dere wenn man an die jünge-
re deutsche Geschichte denke, 
hervorheben, wie wichtig ein 
föderalistisches und demokrati-
sches Element wie das der Bezir-
ke im Staatsaufbau sei, „insbe-
sondere wenn es um den Schutz 
und die Fürsorge von Menschen 
mit Behinderung geht.“

Das Plus an Demokratie 
in Bayern

Professor Josef Franz Lindner, 
Lehrstuhl für Öffentliches Recht, 
Medizinrecht und Rechtsphilo-
sophie an der Universität Augs-

Staatskanzleiminister Dr. Florian Herrmann:

Nützliche Tipps für Vereinsfeiern
„Das Ehrenamt ist wichtige Säule unseres sozialen Zusam-
menlebens. Ohne ehrenamtliche Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter in Vereinen, Verbänden und Organisationen wären 
viele wichtige gesellschaftliche Einrichtungen wie Sportver-
eine, Notfallhilfe oder Brauchtumspflege fast nicht möglich“, 
stellte Staatsminister Dr. Florian Herrmann fest. „Wichtig für 
diesen Zusammenhalt sind auch Vereinsfeiern.

Um es den Ehrenamtlichen in Vereinen so leicht wie mög-
lich zu machen, wurde der erfolgreiche Leitfaden für Ver-
einsfeste überarbeitet und erweitert.

Mit dem Leitfaden unterstützt die Bayerische Staatsregie-
rung ehrenamtliche Helfer bei der Pflege bayerischer Tradi-
tionen und der Planung von Festen. Die Helfer können ein-
fach nachlesen, wie sie beim Planen und Durchführen einer 
Feier auch rechtlich auf der sicheren Seite sind. Hierfür listet 
der Leitfaden übersichtlich auf, was bei Vereins- und Brauch-
tumsfeiern von A wie Alkohol bis Z wie Zelten zu beachten ist.

Praktische Beispiele: Muss ich beim Verkauf von Salat beim 
Maifest auf Allergenkennzeichnung achten? Kann ich mit 
Schildern an der Straße für mein Fest werben? Hafte ich, wenn 
etwas passiert?

Auf Anregung und in enger Zusammenarbeit mit Ehrenamt-
lichen wurde der Leitfaden gemeinsam aktualisiert und erwei-
tert. So finden sich zum Beispiel neue Kapitel zu den Themen 
Maibaumtransport, Lärmschutz und GEMA- Gebühren.
Informationen: 
www.bayern.de/politik/initiativen/buerokratieabbau-und- 
deregulierung/leitfaden-fuer-vereinsfeiern .  r

Freistaat verbessert die Förderung von 
Schulen und Kindertageseinrichtungen

Finanzminister Füracker: Staatliche Förderung für kommunale Baumaßnahmen an Schulen, 
Kindertageseinrichtungen sowie Theater- und Konzertsaalbauten wird deutlich erhöht

„Bayerns Kommunen stehen vor großen Herausforderungen. Die 
bayerische Bevölkerung wächst weiter. Die Kommunen müssen in 
Zeiten boomender Baukonjunktur in die Kinderbetreuungs- und 
Schulinfrastruktur investieren. Der Freistaat erhöht daher deutlich 
die Kostenrichtwerte für die Förderung von Schulen und Kinderta-
geseinrichtungen. Ferner kann künftig an jedem Schulstandort zu-
mindest eine Kleinsporthalle gefördert werden. Und wir verbessern 
die Förderung für Theater- und Konzertsaalbauten.“, teilte Finanz- 
und Heimatminister Albert Füracker anlässlich der Bekanntmachung 
der geänderten Zuweisungsrichtlinie des Bayerischen Staatsministe-
riums der Finanzen, für Landesentwicklung und Heimat mit. 

„Die staatliche Investitionsför-
derung kommunaler Hochbau-
maßnahmen nimmt im kommu-
nalen Finanzausgleich einen ho-
hen Stellenwert ein und trägt 
wesentlich dazu bei, dass diese 
Einrichtungen im notwendigen 
Umfang bereitgestellt werden 
können“, betonte der Minister. 
Die Förderung der baulichen Auf-
wendungen erfolgt im Rahmen 
sogenannter Kostenrichtwerte. 
Diese werden entsprechend der 
Baupreisentwicklung und ange-
sichts gestiegener Baunebenkos-
ten deutlich um 8,6 Prozent er-
höht. 

„Auch bei kleineren Schul-
standorten können künftig zu-
mindest eine Kleinsporthalle, 
ein kleiner Allwetterplatz und 

ein kleines Rasenspielfeld ge-
fördert werden, wenn ansons-
ten keine gedeckte Übungsmög-
lichkeit bzw. keine Freisportflä-
chen vorhanden sind“, erläuter-
te Füracker. Die bislang geltende 
Mindestanzahl von vier Sport-
klassen bei einer Generalsanie-
rung bzw. von sechs Sportklas-
sen bei einer Errichtung wurden 
in der Zuweisungsrichtlinie ge-
strichen. Der Schulsport kann in 
ganz Bayern wohnortnah in ad-
äquaten Schulsporteinrichtun-
gen durchgeführt werden. 

„Mit der erweiterten Theater- 
und Konzertsaalförderung wird 
auch der Sicherung gleichwerti-
ger Lebensverhältnisse im Kul-
turbereich Rechnung getragen“, 
betonte Füracker. Künftig sind 

im Rahmen der Theaterförde-
rung auch Investitionen für kom-
munale Theatergebäude ohne 
eigenes Ensemble förderfähig. 
Voraussetzung ist, dass ein ganz-
jähriger professioneller Spielbe-
trieb mit regelmäßig mindestens 
100 Theater- oder Konzertvor-
stellungen pro Jahr nachgewie-
sen wird. Damit wird dem Um-
stand Rechnung getragen, dass 
die Standortkommunen eine be-
sondere finanzielle Belastung im 
Kulturbereich zu schultern ha-
ben, die weit über das eigene 
Einzugsgebiet ausstrahlt.

Die Fördermittel für den kom-
munalen Hochbau sind Bestand-
teil des kommunalfreundlichen 
bayerischen Staatshaushalts, in 
dem jeder vierte Euro für Ge-
meinden, Landkreise und Bezir-
ke vorgesehen ist. Der kommu-
nale Finanzausgleich weist 2018 
mit über 9,5 Milliarden Euro er-
neut ein Rekordvolumen auf. Ein 
Schwerpunkt liegt auf der Stär-
kung der kommunalen Investiti-
onskraft. Für die Förderung des 
kommunalen Hochbaus stehen 
2018 insgesamt 500 Millionen 
Euro zur Verfügung. r
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(Fortsetzung von Seite 1)
München mit seinem Oktober-
fest, dem FC Bayern und großar-
tigen Autos. Über die Bedingun-
gen und Vorteile in allen Lan-
desteilen fehlt oft schlichtweg 
das Wissen. Ich werde deshalb 
in einer konzertierten Aktion al-
le Kräfte und Kompetenzen, die 
sich mit Ansiedlungsfragen be-
schäftigen zu einer Wirtschafts- 
agentur zusammenfassen und 
diese auch personell aufstocken. 
So wird das Büro unserer An-
siedlungsagentur in Nürnberg 
gestärkt, und wir werden ei-
ne zweite Niederlassung in Hof 
gründen. Bei Unternehmen, die 
bereits in Bayern präsent sind, 
werde ich aber auch für Nieder-
lassungen im ländlichen Raum 
werben. Es gibt angesichts mo-
biler Kommunikationsmittel und 
technischer Entwicklungen viele 
Tätigkeiten, die von jedem belie-
bigen Ort ausgeübt werden kön-
nen – dabei können Mitarbeiter 
von einer günstigeren Wohnsi- 
tuation profitieren, Verkehrswe-
ge entlastet werden, Unterneh-
men können schlichtweg Platz 
gewinnen, aber auch Fachkräfte. 

Bayern beim Netzausbau  
fokussieren

GZ: Fehlt nicht oft die not-
wendige Infrastruktur? 

Pschierer: Wir arbeiten seit 
Jahren daran, Infrastruktur in 
ganz Bayern zu schaffen, was 
Verkehrswege, den Schienen-
verkehr, aber auch ein moder-
nes und leistungsstarkes Netz 
betrifft. Im Zuge der Digitalisie-
rung wird letzteres immer wich-
tiger – viele neue Geschäftsmo-
delle basieren auf der Digitalisie-
rung und bestehende Unterneh-
men stellen auf digitale Prozesse 
um. Deshalb baut der Freistaat 

das Breitband in diesem enor-
men Ausmaß aus. 

Was den Mobilfunk betrifft, 
gibt es noch Bedarf. Aber ich 
habe die Netzbetreiber bereits 
gewinnen können, Bayern als 
wachstumsstärkstes Land beim 
Netzausbau zu fokussieren. Al-
lein im ersten Quartal dieses 
Jahres haben die drei Betreiber 
Telekom, Vodafone und Telefo-
nica 46 neue Mobilfunk-Sende-
masten errichtet und 758 be-
stehende Anlagen auf neuen 
LTE-Standard gebracht. 

Zusätzlich wird unser Mobil-
funkprogramm dafür sorgen, 
dass weiße Flecken geschlossen 
werden, in denen die Netzbe-
treiber aus Wirtschaftlichkeits-
gründen ohne Förderung nicht 
ausbauen können. Das Förder-
programm kann starten, sobald 
die EU-Kommission grünes Licht 
gibt. Ich rechne damit noch in 
diesem Sommer. 

Leitökonomie 
Bayerntourismus

GZ: Sie haben eingangs noch 
von einer Stärkung des Touris-
mus gesprochen. Warum hal-
ten Sie das für wichtig? Die Gäs-
tezahlen steigen doch von Jahr 
zu Jahr.

Pschierer: Das stimmt. Wir 
können im Bayerntourismus je-
des Jahr neue Rekorde vorwei-
sen was Gästezahlen und Über-
nachtungen betrifft. Die Touris-
musbranche hat sich zu einer 
Leitökonomie entwickelt. Tou-
risten geben jedes Jahr rund 31 
Milliarden Euro in Bayern aus. 
Über 560.000 Personen im Frei-
staat beziehen ihr Einkommen 
vollständig durch den Touris-
mus. Berücksichtigt man Zweit- 
rundeneffekte, etwa auf das  
lokale Handwerk oder den Ein-

zelhandel, dürfte die Zahl noch 
um ein Vielfaches höher liegen. 
Dieser Bedeutung des Tourismus 
als Arbeits- und Wirtschaftsfak-
tor will ich gerecht werden. 

Zugleich steht auch der Tou-
rismus vor Herausforderungen 
und in einem scharfen Wettbe-
werb. Digitalisierung, Fachkräf-
tebedarf, aber auch eine an den 
steigenden Ansprüchen der Gäs-
te orientierte Weiterentwicklung 
der Branche sind nur die offen-
sichtlichsten Beispiele. 

GZ: Und wie soll die Branche 
diese Herausforderungen be-
wältigen?

Pschierer. Aus meiner Sicht 
waren zunächst drei Dinge zen-
tral: einerseits musste ich im 
Wirtschaftsministerium selbst 
die Bedeutung der Branche ab-
bilden. Das ist bereits erfolgt: 
Wir haben jetzt eine eigene star-
ke Tourismusabteilung, die sich 
sowohl mit Grundsatzfragen  
beschäftigt als auch mit den  
zukünftigen Herausforderungen 
und spezifischen Problemen ein-
zelner Segmente oder Regionen. 

Investitionen in die 
Zukunftsfähigkeit

Zweitens wollen wir Investiti-
onen in Wettbewerbsfähigkeit 
und zukunftsfähige Angebote er-
möglichen. Dazu können wir un-
ser Instrument der Regionalför-
derung nutzen. Wichtig ist mir 
dabei, dass wir in Bayern unsere 
Einzigartigkeit und Individuali-
tät bewahren. Wir wollen keinen 
Eventtourismus wie etwa in Ös-
terreich. Ich will nachhaltige An-
gebote unterstützen, die im Ein-
klang mit unserer einzigartigen 
Natur stehen und das Besonde-
re bewahren. Dazu zählt auch 
die neue Unterstützung unserer 
Gaststätten als Teil der bayeri-
schen Lebensart. 

Drittens müssen wir uns von 
der Forschungsseite her damit 
befassen, wie sich die Branche 
positiv weiterentwickeln kann. 
Auch dazu sind wir mit unseren 
Überlegungen schon recht weit. 
Ich verrate Ihnen: Es wird ein ei-
genes Forschungs- und Kompe-
tenzzentrum Tourismus in Kemp-
ten geben.

GZ: Abgesehen davon scheint 
die Wirtschaft aber auch ohne 
ihr Zutun ganz gut zu laufen… 

Pschierer: Gut so (lacht). Ich 
darf aber schon den Hinweis ge-
ben, dass es in anderen Bundes-
ländern weniger gut läuft. Al-
so es scheint durchaus einen 
Zusammenhang zwischen der 
Wirtschaftspolitik in einem Bun-
desland und dem wirtschaftli-
chen Erfolg unserer Betriebe zu 
geben. 

Rahmenbedingungen für 
nachhaltiges Wachstum

Abgesehen davon geht es in 
der Wirtschaftspolitik stets dar-
um, einen Schritt voraus zu den-
ken. Wir müssen dafür sorgen, 
dass unsere Betriebe auch in Zu-
kunft wettbewerbsfähig sind, 
Wachstum generieren und Ar-
beitsplätze erhalten sowie schaf-
fen. Dafür müssen wir die richti-
gen Rahmenbedingungen set-
zen. Für mich steht dabei die Di-
gitalisierung im Zentrum, denn 
ich will, dass unsere Betriebe die 
Möglichkeiten nutzen können 
und dass sich das Wachstums-
versprechen der Digitalisierung 
für bayerische Betriebe einlöst – 
nicht nur für amerikanische oder 
chinesische. 

Wir müssen deshalb auch hier 
Investitionen ermöglichen und 
Forschungsaktivitäten unter-
stützen. Große Chancen für den 
Freistaat sehe ich etwa bei den 
Themen künstliche Intelligenz, 
aber auch beim autonomen Fah-
ren. Gleichzeitig sind Startups 
für zukünftiges Wachstum ent-
scheidend, sie sind die Unterneh-
men von morgen, die neue Ge-
schäftsmodelle entwickeln und 

(Fortsetzung von Seite 1)
„Die Bayerische Verfassung 

war und ist der Garant für Frie-
den, Freiheit und Stabilität. Aber 
wahr ist auch: Es liegt an den 
Bürgerinnen und Bürgern, an Ih-
nen und an uns allen, die Sätze 
in unserer Verfassung mit Inhalt 
und Leben zu füllen. Wir müs-
sen uns immer wieder bewusst-
machen, an welchen Leitgedan-
ken sich unsere Demokratie ori-
entiert und welchen Wert sie für 
die Bürgerinnen und Bürger ei-
gentlich hat“, betonte Landtags-
präsidentin Barbara Stamm.

Demokratische Ordnungen 
garantierten Grundrechte 
und Grundfreiheiten

Demokratie ist nach ihren 
Worten an die Werte Freiheit 
und Gleichheit gebunden. Zu 
ihr gehörten Gerechtigkeit und 
rechtstaatliche Sicherheit. Die 
Mitwirkung der Bürgerinnen 
und Bürger werde durch freie, 
gleiche und geheime Wahlen so-
wie den freien Gedankenstreit 
gewährleistet. Einem möglichen 
Machtmissbrauch wirke eine 
klare Gewaltenteilung entge-
gen. Demokratische Ordnungen 
garantierten die Grundrechte 
und Grundfreiheiten ihrer Bür-
gerschaft. 

Aus Stamms Sicht ist es ganz 
entscheidend, dass sich mög-
lichst viele in den demokrati-
schen Prozess einbringen, dass 
sie in politischen oder ande-
ren Gremien mitarbeiten, sich 
an großen Streitfragen beteili-
gen, Aufgaben im Gemeinwesen 
übernehmen oder Zivilcoura-
ge zeigen. „Was bei uns insbe-
sondere im Ehrenamt geleis-
tet wird, ist einfach großartig. 
All den Menschen, die sich über 
das Notwendige hinaus für an-
dere und für die Gemeinschaft 
einsetzen, gebührt unsere tie-
fe Dankbarkeit. Diese Kultur des 
Miteinanders müssen wir för-

dern und unterstützen, wo im-
mer dies möglich ist. Und wir 
müssen sie an die kommende 
Generation weitertragen.“

Jugendlichen  
Werte vermitteln

Kitzingens Landrätin Tama-
ra Bischof wies in ihrem Gruß-
wort darauf hin, wie wichtig es 
sei, den Jugendlichen die Werte 
und Grundregeln unserer Ver-
fassung zu vermitteln. Sie dank-
te auch den Mitgliedern des Ini-
tiativkreises rund um die beiden 
Jubiläen für die zahlreichen Ver-
anstaltungen, die sie im Kitzin-
ger Land – der Wiege der Demo-
kratie in Bayern – auf die Beine 
gestellt hätten. 

Im Festzelt führte das Fran-
ken-Duo Heißmann und Rassau 
in bekannt humoriger Art durch 
das Abendprogramm. Begrüßt 
wurden die Gäste im Festzelt von 
Graf von Schönborn-Wiesent- 
heid, dessen Vorfahr Franz Erwein 
Graf von Schönborn-Wiesentheid 
die Konstitutionssäule 1821 ge-
stiftet hatte. Weitere Höhepunk-
te waren der Auftritt Hans Jür-
gen Stockerls in der Rolle König 
Ludwigs I. mit einer historischen 
Rückschau auf sein Bayern sowie 
das Konzert der unterfränkischen 
Band Häsd‘n‘däisd vomm mee. 

Zuvor bereits hatten unter-
fränkische Bürgerwehren, Mit-
glieder des Trachtenverbands 
und viele mehr beim Festzug 
hoch zur Konstitutionssäule 
stolz in Tracht und Uniform ih-
re Verbundenheit mit der baye-
rischen Heimat gezeigt. Die vier 
Stämme Bayerns – der Altbay-
ern, der Schwaben, der Franken 
und der Sudetendeutschen – 
grüßten den Festzug am Weges-
rand mit Musik. Ein prächtiges 
Abschlussfeuerwerk, eingeleitet 
von einem Standkonzert aller 
Musiker, beschloss das Bürger-
fest in Gaibach in den Abend-
stunden.  DK

Bürgerfest der Demokratie ...

Erfolgreiche Standorte im ... Arbeitsplätze schaffen. Im Übri-
gen kann auch hier der ländliche 
Raum erheblich profitieren – das 
ist der Grund, warum wir Grün-
derzentren in jedem Regierungs-
bezirk schaffen. 

GZ: Bayerns Wirtschaft lebt 
zum Großteil vom Export. Was 
die internationalen Handelsbe-
ziehungen betrifft haben sich 
die Bedingungen zuletzt erheb-
lich verschlechtert. Was bedeu-
tet das für den Standort?  

Pschierer: Die außenwirt-
schaftlichen Entwicklungen be-
obachte ich mit großer Sorge. 
Die internationalen Herausfor-
derungen summieren sich inzwi-
schen zu einem echten Risiko für 
die bayerische Wirtschaft. An-
gefangen vom Brexit über den 
Handelskonflikt zwischen den 
USA und China bis hin zu dro-
henden Strafzöllen sowie ame-
rikanischen Sanktionen gegen 
den Iran und schwierigen Bezie-
hungen zu Russland. Man kann 
den Eindruck gewinnen, große 
Teile der Welt hätten vergessen, 
wie sehr jeder von freien Märk-
ten und einem freien Welthan-
del profitiert. Ich kann nur ap-
pellieren, dass wir zu den Spiel-
regeln eines fairen internati-
onalen Handels zurückfinden. 
Und ich hoffe, dass sich in den 
USA mittelfristig die Erkenntnis 
durchsetzt, dass auch das eige-
ne Land negativ von Handels-
konflikten und Protektionismus 
betroffen ist. 

Europa darf sich nicht  
auseinander dividieren lassen

Die Europäische Union spielt 
in den Handelsauseinanderset-
zungen jetzt eine entscheidende 
Rolle. Die europäischen Staaten 
dürfen sich keinesfalls ausein-
ander dividieren lassen, sondern 
müssen mit starker einheitlicher 
Stimme für den freien Welthan-
del eintreten. Und: je rauer das 
globale Umfeld, umso wichtiger 

ist es, dass wir im eigenen Land 
beste Rahmenbedingungen für 
eine leistungsfähige Wirtschaft 
schaffen. Ich bin froh, dass die 
bayerische Wirtschaft so gut 
und robust aufgestellt ist.

GZ: Ihre Prognose: Wird Bay-
ern die gewaltigen Herausfor-
derungen und den technologi-
schen Wandel erfolgreich be-
stehen?

Pschierer: Vor den Erfolg ha-
ben die Götter den Schweiß ge-
setzt. Wir müssen uns durch-
aus anstrengen. Aber wir zeich-
nen uns in Bayern ja durch Fleiß, 
Konsequenz, Innovationsreich-
tum und Kreativität aus. Ich bin 
also zuversichtlich und auch ein 
bisschen stolz auf unsere Unter-
nehmenskultur. 

Mir hat sehr gefallen, was 

Joe Kaeser jüngst in einem In-
terview mit dem Handelsblatt 
gesagt hat – sinngemäß: Pro-
fit ist nichts Schlechtes, aber wir  
müssen ihn am gesellschaftli-
chen Nutzen messen. Das gilt 
auch oder insbesondere in Zei-
ten großer struktureller Verän-
derungen. Bayerische Unterneh-
mer, gerade auch unsere mit-
telständischen Familienunter-
nehmer zeichnen sich sehr viel 
stärker durch unternehmerische 
Verantwortung aus, die sie für 
ihre Mitarbeiter und für ihre Hei-
mat tragen. 

Und was ich leisten kann, um 
unsere Wirtschaft zu unterstüt-
zen und die Zahl der Gewinner 
hoch zu halten, werde ich tun.

GZ: Herr Minister, herzlichen 
Dank für das Gespräch.  r 

Regionalisierte Zahlen des Bayerischen Landesamts für Statistik:

Bevölkerungsvorausberechnung  
für Bayern bis zum Jahr 2036

Oberbayern gewinnt, Nordostbayern verliert Einwohner 
Durchschnittsalter steigt um 2,4 Jahre

Nach den Ergebnissen der regionalisierten Bevölkerungsvorausbe-
rechnung des Bayerischen Landesamts für Statistik wird die Ein-
wohnerzahl Bayerns im Jahr 2036 bei 13,47 Millionen und damit 
um knapp 539.000 höher liegen als Ende des Jahres 2016. Wie das 
Landesamt bei der Vorstellung der Zahlen weiter mitteilte, wird 
sich die demographische Entwicklung regional jedoch erheblich un-
terscheiden. Während Oberbayern mit einer Bevölkerungszunah-
me von 9,9 Prozent binnen 20 Jahren rechnen kann, ist in den nord- 
und ostbayerischen Gebieten ein Rückgang zu erwarten: Besonders 
Oberfranken (-5,9 Prozent) und Unterfranken (-3,5 Prozent) müs-
sen sich auf teils erhebliche Bevölkerungsverluste einstellen. Das 
Durchschnittsalter der Bevölkerung wird in den kommenden 20 
Jahren bayernweit um rund 2,4 auf 46,0 Jahre steigen. 

Nach den vom Bayerischen 
Landesamt für Statistik vorge-
legten Ergebnissen der regiona-
lisierten Bevölkerungsvorausbe-
rechnung bis zum Jahr 2036 wird 
die Einwohnerzahl Bayerns, aus-
gehend von rund 12,93 Millio-
nen Personen Ende 2016, konti-
nuierlich weiter steigen. Im Jahr 
2036 werden nach den jüngsten 
Berechnungen ca. 13,47 Millio-
nen Menschen im Freistaat le-
ben, was einem Plus von 4,2 
Prozent gegenüber dem heuti-
gen Stand entspricht. 

Differenzierte Grundlage  
für Planungen

Die Vorausberechnung zeigt, 
wie sich die Bevölkerung in den 
Landkreisen und kreisfreien 
Städten in den nächsten 20 Jah-
ren entwickeln wird, wenn die 
bisherigen Trends zu Geburten, 
Sterbefällen und Wanderungen 
anhalten. Das Landesamt für 
Statistik bietet damit eine diffe-
renzierte Grundlage für Planun-
gen von Staat, Kommunen und 
Wirtschaft an, betonte der Prä-
sident des Landesamts, Dr. Tho-
mas Gößl. 

Auf Regierungsbezirksebene 

kann Oberbayern im Jahr 2036 
mit einem sehr deutlichen Be-
völkerungsplus von 9,9 Prozent 
gegenüber heute rechnen. Die 
Regierungsbezirke Schwaben 
(+4,5 Prozent), Niederbayern 
(+3,6 Prozent) und Mittelfran-
ken (+2,9 Prozent) werden eben-
falls von einem Bevölkerungs-
wachstum profitieren, während 
die Oberpfalz (+1,0 Prozent) ihr 
derzeitiges Niveau halten wird. 
Bevölkerungsverluste werden in 
Unterfranken (-3,5 Prozent) und 
in Oberfranken (-5,9 Prozent) zu 
verzeichnen sein. 

Deutliche Veränderungen 
wird es aber nicht nur bei den 
Einwohnerzahlen, sondern auch 
bei der altersstrukturellen Zu-
sammensetzung der Bevölke-
rung geben. Für das Jahr 2036 
ist zu erwarten, dass das Durch-
schnittsalter der Bayern um rund 
2,4 Jahre ansteigt. Liegt es der-
zeit bei 43,6 Jahren, so wird es in 
20 Jahren 46,0 Jahre betragen. 
Von dieser zunehmenden Ten-
denz sind alle Regierungsbezirke 
betroffen, auch die, die in den 
kommenden Jahren noch mit 
Bevölkerungszuwächsen rech- 
nen können. 

Noch deutlicher wird das Bild 

beim Blick auf die Veränderung 
in der Altersstruktur. Die Alters-
gruppe der Personen von 45 bis 
unter 65 Jahren ist derzeit mit 
ca. 3,83 Millionen Personen be-
setzt und schiebt in den kom-
menden Jahren unaufhaltsam in 
die höheren Altersjahre. 

Das bedeutet für die Alters-
gruppe der 65-jährigen und Äl-
teren deutliche Zuwächse. Die 
im Jahr 2016 noch 2,60 Millio-
nen Personen große Altersgrup-
pe wird binnen 20 Jahren um 
knapp eine Million Personen auf 
dann 3,57 Millionen Menschen 
anwachsen und damit einen Zu-
wachs von 37 Prozent verzeich-
nen können. 

Die Vorausberechnung zeigt, 
wie sich die Bevölkerung un-
ter Beibehaltung der bisherigen 
Trends in ihrer Zahl und ihrer Al-
tersstruktur entwickeln würde. 
Sie wird jährlich durch das Bay-
erische Landesamt für Statistik 
aktualisiert. 
Hinweis: 

Die Ergebnisse der regiona-
lisierten Bevölkerungsvoraus-
berechnung 2016 bis 2036 sind 
kostenfrei im Internet verfügbar. 
Unter www.statistik.bayern.de/ 
demographie stehen demogra-
phische Profile für den Freistaat, 
die Regierungsbezirke, die baye-
rischen Regionen und alle Land-
kreise und kreisfreien Städte 
zum Download bereit. 

Ausführliche Ergebnisse ent-
hält der Statistische Bericht 
„Beiträge zur Statistik Bayerns, 
Heft 549“. Der Bericht kann im 
Internet unter www.statistik.
bayern.de/veroeffentlichungen 
als Datei kostenlos herunterge-
laden werden.  r

Förderbescheid für Kampagne  
„Zukunft für das bayerische Gastgewerbe“

„Wir unterstützen die Kampagne des DEHOGA Bayern „Zukunft 
für das bayerische Gastgewerbe“ mit einer halben Million Euro, 
um den Erhalt unserer Gasthäuser, als Wahrzeichen der bayeri-
schen Lebensart und Tradition zu unterstützen“, erklärte Wirt-
schafts- und Tourismusminister Franz Josef Pschierer als er den 
Förderbescheid für die Kampagne „Zukunft für das bayerische 
Gastgewerbe“ an die Vertreter der DEHOGA Bayern überreichte. 
(v. l.): Klaus Stöttner, tourismuspolitischer Sprecher CSU, Isabella 
Hren, Geschäftsführerin der Bayern Tourist GmbH BTG, Bay-
erns Wirtschafts- und Tourismusminister Franz Josef Pschierer, 
Korbinian Vogl, Pächter des Flötzinger Bräustüberls, Angela In-
selkammer, Präsidentin des Bayerischen Hotel- und Gaststät-
tenverbandes DEHOGA Bayern, sowie Dr. Thomas Geppert, Lan-
desgeschäftsführer DEHOGA Bayern.  r
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Das Förderinstitut der BayernLB

Jetzt aktiv werden mit dem Energiekredit Kommunal Bayern.

Auf dem Weg zur Energiewende unterstützen wir die Finanzierung 

von Investitionen in die energetische Sanierung sowie den energie-

effizienten Neubau von Gebäuden der kommunalen und sozialen 

Infrastruktur. Und das zum Teil zinslos für die ersten zehn Jahre mit 

optionalen Tilgungszuschüssen (Stand 05.06.2018). Informieren Sie 

sich unter � www.bayernlabo.de oder über die Hotline für 

Kom munen +49 89 2171-22004.

Mit 0 % Zinsen energetisch sanieren 
und energieeffizient bauen

      
Willkommen zum 11. Bayerischen  

Energie-Forum am 28.06.2018 

in München 

Deutscher StiftungsTag 2018 in Nürnberg:

Digitaler Wandel im Visier 
Sparkassen-Finanzgruppe bundesweit stifterisch aktivste Unternehmensgruppe

Mit mehr als 130 Veranstaltungen stand der Deutsche Stiftungs-
Tag in Nürnberg dieses Jahr unter dem Motto „Update! Stiftungen 
und Digitalisierung“. Gefördert wurde der Deutsche StiftungsTag 
2018 durch 16 Stiftungen und Organisationen aus ganz Deutsch-
land sowie einer großen Zahl von Förderpartnern. 

Zum Auftakt des größten Stif-
tungstreffens in Europa stell-
te der Vorstandsvorsitzende 
des Bundesverbandes Deut-
scher Stiftungen Prof. Dr. Micha-
el Göring fest: „Stiftungen sind 
auf dem Sprung in die nächs-
te Generation. Was noch fehlt: 
ein Stiftungsrecht, das ihnen er-
laubt, ihre Arbeit flexibel an den 
digitalen Wandel, einen volati-
len Kapitalmarkt und komplexe 
globale Problemlagen anzupas-
sen.“ Konkret fordert der Bun-
desverband Haftungserleichte-
rungen in der Vermögensanlage, 
damit Stiftungen mehr Anlage-
formen nutzen können, die Er-
möglichung von Satzungsände-
rungen sowie die Erleichterung 
von Zulegungen und Zusammen-
legungen von Stiftungen. 

Deutscher Stifterpreis

Beispielhaft für die Neu-
aufstellung des Verbandes war 
die Verleihung des Deutschen 
Stifterpreises an die Philanthro-
pin Ise Bosch. Die Enkelin von 
Robert Bosch, Gründer der Ro-
bert Bosch GmbH und eben-
falls Stifter, hat Anteile am groß-
väterlichen Unternehmen ver-
kauft, um ihren eigenen phi-
lanthropischen Weg zu gehen. 
Mit ihrem Buch „Besser Spen-
den!“ will sie andere Vermögen-
de motivieren, Mittel für sozia-
len Wandel zu geben und die für 
sie richtige Engagement-Strate-
gie zu finden. 

Ein weiterer Höhepunkt des 

Stiftungstages war die Verleihung 
des Qualitätssiegels für gute Treu-
handstiftungsverwaltung an 14 
Organisationen. Die vom Bundes-
verband Deutscher Stiftungen in-
itiierte Auszeichnung gilt für drei 
Jahre und wurde sechs Treuhän-
dern zum ersten und acht Siegel-
trägern bereits zum zweiten Mal 
verliehen. Erstmals erhielten das 
Siegel unter anderem die Münch-
ner Stiftungen Don Bosco und 
Stifter für Stifter.

Im vergangenen Jahr ist die 
Zahl der Stiftungen in Deutsch-
land um 549 Neuerrichtun-
gen auf 22.274 gestiegen. Auf 
100.000 Einwohnerinnen und 
Einwohner kommen deutsch-
landweit 27 Stiftungen. Die meis-
ten Stiftungen beschäftigen sich 
mit den Themen Gesellschaft (52 
Prozent), Bildung (35 Prozent) 
sowie Kunst und Kultur (32 Pro-
zent). Das bekannte Kapital von 
Stiftungen aller Rechtsformen 
liegt bei 68 Milliarden Euro. 

Fast 4.000 Stiftungen  
bayernweit 

Bayern zählt aktuell insge-
samt 3.997 rechtsfähige Stiftun-
gen bürgerlichen Rechts. Mehr 
Stiftungen gibt es nur in Nord-
rhein-Westfalen (4.370). 87 
rechtsfähige Stiftungen bürger-
lichen Rechts wurden im Jahr 
2017 in Bayern errichtet. 

Auf 100.000 Einwohner kom-
men in Bayern knapp 31 Stif-
tungen. Damit liegt der Frei-
staat deutlich über dem Bun-

desdurchschnitt von 27 Stiftun-
gen pro 100.000 Einwohner und 
im Vergleich der Stiftungsdichte 
der Länder auf Platz 4. Im bun-
desweiten Vergleich der Groß-
städte liegt Würzburg mit 94 
Stiftungen pro 100.000 Einwoh-
ner an der Spitze. Die Landes-
hauptstadt München liegt mit 
68 Stiftungen pro 100.000 Ein-
wohnern auf Platz 7. 

„Stiftungswirken ist überall: 
Stiftungen tragen zum Beispiel 
rund 150 Krankenhäuser und 
270 Museen oder pflegen min-
destens 154.000 Hektar Natur-
schutzflächen. So wie Wagnis-
kapital in der Wirtschaft wirken 
Stiftungen an entscheidender 
Stelle im System“, erklärte Prof. 
Göring. 

Die stifterisch aktivste Un-
ternehmensgruppe in Deutsch-
land ist die Sparkassen-Finanz-
gruppe. Die Anzahl der Spar-
kassen-Stiftungen erhöhte sich 
im vergangenen Jahr auf nun-
mehr 748, die ein Stiftungskapi-
tal von 2,6 Mrd. Euro aufweisen 
und fast 76 Millionen Euro aus-
schütteten. 

Für strategische Optimierung 
der Vermögensanlagen

Wie Dr. Heike Kramer, Leite-
rin Gesellschaftliches Engage-
ment und Veranstaltungsma-
nagement, Deutscher Spar-
kassen- und Giroverband, er-
läuterte, sind Stiftungen der 
Sparkassen-Finanzgruppe mit 
einem Stiftungskapital von 2,6 
Milliarden Euro in den Regionen 
und im ländlichen Raum unver-
zichtbarer Förderer von Kultur, 
Sport und Sozialem. „Aber auch 
unsere Stiftungsvermögen sind 
in Gefahr. Im Hinblick auf die 

Niedrigzinsen und das werte-
basierte Engagement der Spar-
kassenstiftungen ist die strategi-
sche Optimierung unserer Ver-
mögensanlagen das wichtigste 
Gebot. Hier ist es wichtig, sich 
mit zeitgemäßen Anlageformen 
auseinanderzusetzen.“ 

Generalsekretär Felix Olden-
burg sieht auch die Politik in der 
Pflicht: „Wenn die Erträge wei-
ter sinken, stehen viele Ideen 
und Engagierte allein da. Und 
auch die zunehmende Bürokra-
tie macht Engagierten in Stif-
tungen das Leben schwer. Da-
her erwarten wir von der neu-
en Bundesregierung die zügi-
ge und längst fällige Umsetzung 
der Stiftungsrechtsreform – wie 
im Koalitionsvertrag angekün-
digt. Es darf nicht um weniger, 
es muss um mehr Stiftungswir-
ken gehen. Nur mit flexiblen 
und modernen Modellen wer-
den wir die nächste Generation 
gewinnen.“

Hybridstiftung

So wie zum Beispiel die IO-
TA Foundation, gegründet im 
Herbst 2017 in Berlin. Sie ist die 
erste Stiftung in Deutschland, 
die auf einer Kryptowährung ba-
siert. Zudem haben die Stiften-
den die seltene Form der Hyb-
ridstiftung gewählt. Dabei kann 
ein Teil des Vermögens für den 
Zweck verbraucht werden. Da-
zu Felix Oldenburg: „Auch Start-
up-Gründer sind die Stifter und 
Stifterinnen von morgen. Und 
Stiftungen sind die Start-ups, 
die Innovatoren, der Zivilgesell-
schaft. Allein die dem Bundes-
verband bekannten jährlichen 
Stiftungsausgaben in Höhe von 
4,3 Milliarden Euro entspre-
chend der Höhe des Risikokapi-
tals, das 2017 in Start-ups inves-
tiert wurde.“ DK

Stadtsparkasse München:

Geld per Handy senden  
mit Kwitt

Per Kwitt die Rechnung im Restaurant unter Freunden teilen oder 
dem Patenkind einen Geldbetrag zum Geburtstag zu senden ist ab 
sofort noch einfacher: Seit Ende 2016 bieten Volksbanken und Raif-
feisenbanken unter der Bezeichnung „Geld senden & anfordern“ so-
wie Sparkassen mit „Kwitt“ in ihren Banking-Apps ihren Kunden das 
einfache bargeldlose Senden von Geld über das Smartphone an. 

BayernLB mit  
starkem Jahresauftakt 2018 

Alle operativen Segmente mit positiven Ergebnisbeiträgen
Die BayernLB hat im ersten Quartal 2018 ein Ergebnis vor Steuern 
in Höhe von 237 Mio. Euro erzielt. Damit hat der Konzern das sehr 
gute Vorsteuerergebnis des Vorjahreszeitraums leicht übertroffen 
(Vj.: 230 Mio. Euro). Alle operativen Segmente haben positiv zum 
Ergebnis beigetragen. Die Belastung durch die europäische Ban-
kenabgabe und die Beiträge zur Einlagensicherung in Höhe von 
insgesamt 100 Mio. Euro hat die BayernLB im ersten Quartal na-
hezu vollständig verarbeitet (Vj.: 79 Mio. Euro).

„In den nächsten Monaten und 
Jahren werden wir neben der ste-
tigen Verbesserung unserer Effi-
zienz und der Weiterentwicklung 
unserer digitalen Plattformen und 
Angebote kontinuierlich daran ar-
beiten, die BayernLB noch profi-
tabler zu machen“, erklärte Vor-
standsvorsitzender Johannes-Jörg 
Riegler. 

Trotz der weiterhin herausfor-
dernden Rahmenbedingungen hat 
die BayernLB den Zinsüberschuss 
um 4,5 Prozent auf 450 Mio. Euro 
(Vj.: 430 Mio. Euro) gesteigert. Der 
Provisionsüberschuss lag bei 60 
Mio. Euro (Vj.: 71 Mio. Euro).

Aufgrund der robusten Kon-
junktur und der guten Qualität ih-
res Portfolios konnte die Bayern-
LB bei der Risikovorsorge im Kre-
ditgeschäft erneut einen positiven 
Wert ausweisen. Dabei profitierte 
die Bank insbesondere von Auflö-
sungen und Eingängen aus abge-
schriebenen Forderungen. Unter 
dem Strich stand ein Plus von 117 
Mio. Euro (Vj.: 95 Mio. Euro). Die 
NPL-Quote erreichte mit 1,3 Pro-
zent einen neuen Bestwert.

Das Ergebnis aus der Fair 
Value-Bewertung betrug 36 Mio. 
Euro (Vj.: 71 Mio. Euro). Das Ergeb-
nis aus Finanzanlagen belief sich 
wie im Vorjahr auf 7 Mio. Euro.

Der Verwaltungsaufwand lag 
mit 331 Mio. Euro etwa auf dem 
Niveau des Vorjahrs (Vj.: 323 Mio. 
Euro). Vor allem Aufwendun-
gen für regulatorische Großpro-
jekte sowie Investitionen in Digi-

talisierung trugen zu einer leich-
ten Steigerung der Kosten bei, die 
sich aber im Rahmen der Planun-
gen bewegten. Durch laufende Ef-
fizienzmaßnahmen konnte der An-
stieg weitgehend kompensiert 
werden.

Die Bilanzsumme der Bayern-
LB erhöhte sich im Vergleich zum 
Jahresende 2017 um 3,3 Prozent 
auf 221,6 Mrd. Euro (31.12.2017: 
214,5 Mrd. Euro). Die risikoge-
wichteten Aktiva (RWA) beliefen 
sich zum Ende des ersten Quartals 
auf 63,7 Mrd. Euro (31.12.2017: 
61,4 Mrd. Euro).

Die BayernLB ist weiterhin sehr 
solide kapitalisiert. Das CET1-Ka-
pital (fully loaded) betrug 9,3 Mrd. 
Euro (31.12.2017: 9,4 Mrd. Euro). 
Aufgrund von gestiegenen Kre-
dit- und Geldmarktgeschäften so-
wie Marktrisikopositionen er-
höhten sich die risikogewichte-
ten Aktiva (RWA), wodurch sich ei-
ne CET1-Quote (fully loaded) von 
14,6 Prozent ergab (31.12.2017: 
15,3 Prozent).

Die Eigenkapitalrentabilität 
(RoE) der BayernLB hat sich auf 
10,9 Prozent erhöht (Vj.: 10,5 Pro-
zent). Die Cost-Income-Ratio (CIR) 
blieb mit 60,1 Prozent stabil (Vj.: 
60,0 Prozent). 

Die BayernLB hat das Vorsteu-
erergebnis im Segment Corpora-
tes & Mittelstand im ersten Quar-
tal 2018 auf 143 Mio. Euro gestei-
gert (Vj.: 137 Mio. Euro). Zu dem 
Ergebnisanstieg hat die Auflösung 
von Risikovorsorge maßgeblich 

beigetragen. Die Steigerung resul-
tiert zudem aus einem guten Jah-
resauftakt beim Geschäft mit Ka-
pitalmarktprodukten für Firmen-
kunden. Auch das Kreditvolumen 
des Segments konnte bei geringe-
ren RWA im Vergleich zum Vorjahr 
erhöht werden.  

Im Segment Immobilien & Spar-
kassen/Verbund lag das Ergebnis 
vor Steuern bei 25 Mio. Euro (Vj.: 
52 Mio. Euro). Der Ergebnisrück-
gang ist vor allem darauf zurück-
zuführen, dass im Vorjahreswert 
positive Beiträge aus der Risiko-
vorsorge enthalten waren. Die im 
Segment erwirtschafteten Erträ-
ge aus Zins- und Provisionsüber-
schuss lagen mit 91 Mio. Euro auf 
dem Niveau des Vorjahrs (Vj.: 90 
Mio. Euro). Die BayernLabo, das 
Förderinstitut der BayernLB, er-
zielte ein Ergebnis vor Steuern in 
Höhe von 9 Mio. Euro (Vj.: 12 Mio. 
Euro).

Die für die Kundensegmente 
erwirtschafteten Erträge aus Fi-
nancial Markets Produkten wur-
den trotz des weiterhin schwieri-
gen Marktumfelds stabil auf dem 
Niveau des Vorjahres gehalten. 

Die positive Geschäftsentwick-
lung im Segment DKB hat sich 
auch im ersten Quartal 2018 fort-
gesetzt, das Ergebnis vor Steuern 
hat sich im Vergleich zum Vorjah-
reszeitraum mehr als verdoppelt. 
Es betrug 114 Mio. Euro (Vj.: 51 
Mio. Euro). Der Anstieg geht im 
Wesentlichen auf die Steigerung 
des Zinsüberschusses zurück, der 
auf 275 Mio. Euro erhöht werden 
konnte (Vj.: 209 Mio. Euro). Die 
DKB hat die Zahl ihrer Privatkun-
den auf nun rund 3,8 Mio. gestei-
gert und damit ihre Position als 
zweitgrößte Direktbank und ei-
ner der Marktführer im digita-
len Banking in Deutschland wei-
ter gefestigt. r

Nun können sich Kunden bei-
der Institutsgruppen gegensei-
tig Geld senden und anfordern. 
Ab Anfang Juni 2018 werden bei-
de Institutsgruppen – Sparkassen 
sowie Volks- und Raiffesienban-
ken – diese jeweiligen Angebo-
te nun auch unter dem gemein-
samen Markennamen Kwitt an-
bieten. 

Über 3 Millionen Mal wurde 
deutschlandweit seit Einführung 
von mehr als 860.000 Kunden 
über Kwitt Geld gesendet oder 
angefordert – ohne IBAN, in den 
meisten Fällen sogar ohne TAN, 
dafür immer häufiger verbunden 
mit Nachrichten oder einem Fo-
togruß.

Durch diese Zusammenar-
beit erhöht sich die Reichwei-
te dieser Bezahlinnovation bei 
bewährt hoher Sicherheit. Das 
Überweisen von Handy zu Han-
dy bietet den Kunden einen 
schnellen, praktischen und be-
liebten Weg des Zahlens. Der 
einheitliche Markenname Kwitt 
erleichtert den Kunden den 
Überblick über die Bezahlmög-
lichkeiten im Markt. „Wir freuen 
uns, dass wir mit diesem Schritt 
die Einsatzmöglichkeit von Kwitt 
für unsere Kunden noch einmal 
deutlich ausweiten können“, 
so Pressesprecher Dr. Joachim 
Fröhler von der Stadtsparkasse 
München.

Mit Kwitt ist es möglich, Geld 
über das Smartphone auszutau-
schen, ohne die IBAN-Kontonum-
mer des anderen zu kennen. Die 
Handynummer reicht dafür aus. 
Wer Onlinebanking-Kunde bei ei-
ner teilnehmenden Volksbank, 
Raiffeisenbank oder Sparkasse ist 
und seine BankingApp installiert 
hat, kann den praktischen Be-
zahlservice über sein Smartpho-
ne nutzen. Es ist lediglich erfor-
derlich, den Kwitt-Dienst in der 
App zu aktivieren. 

Denkbar einfacher Verlauf

Der Verlauf beim Kwitt-Verfah-
ren ist mit einem sms-Versand 
vergleichbar und denkbar ein-
fach: Statt der direkten IBAN-Ein-
gabe wird der Empfänger in der 
Kontaktliste des Smartphones 
angeklickt, der Betrag erfasst 
und der Senden-Button aktiviert. 
Optional kann die Zahlung um ei-
ne Chat-Nachricht oder ein Foto 
im Stil eines Messenger-Dienstes 
ergänzt werden. Bei Beträgen un-
ter 30 Euro erfolgen Zahlungen 
in der Regel ohne TAN-Eingabe. 
Bankkunden können zudem ih-
re Kontakte via App zur Teilnah-
me am Kwitt-Verfahren einladen.

Die Website www.kwitt.de 
führt zu den jeweiligen Informa- 
tionen der einzelnen Anbieter 
des Verfahrens. r
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Bankenregulierung nicht 
mit Klimapolitik vermengen

GVB begrüßt Bundesrat-Stellungnahme zu Aktionsplan der 
EU-Kommission zu grünen Finanzierungen

Der Genossenschaftsverband Bayern (GVB) unterstützt die 
Forderung des Bundesrats, Bankenregulierung nicht mit kli-
mapolitischen Zielsetzungen zu überfrachten. „Im Fokus der 
Bankenaufsicht muss die Risikobetrachtung und die Werthal-
tigkeit von Finanzierungen stehen, nicht der Ausstoß von CO2“, 
hebt GVB-Präsident Jürgen Gros hervor. Er bezieht sich mit sei-
ner Aussage auf die heute verabschiedete Stellungnahme der 
Länderkammer zum Aktionsplan „Finanzierung nachhaltigen 
Wachstums“ der EU-Kommission.

Der Bundesrat begrüßt im Grundsatz zwar die Intention der 
Brüsseler Behörde, nachhaltige Investitionsvorhaben zu för-
dern. Er plädiert aber dafür, dass „grüne“ Finanzierungen nicht 
pauschal bei der Hinterlegung mit Eigenkapital bevorzugt wer-
den. Diese Position vertritt auch der GVB: „Nachhaltigkeit be-
deutet nicht Risikofreiheit. Das hat der Bundesrat richtig er-
kannt. Es darf deshalb nicht zu einer ideologisch motivierten 
Lenkung der Kreditvergabe kommen, sonst legt die EU-Kom-
mission die Grundlage für neue Finanzblasen“, so Gros. r

LfA verbessert 
Energieeffizienzförderung

Einführung von Tilgungszuschüssen von bis zu 2 Prozent 
Kredithöchstbetrag steigt auf 10 Millionen Euro

Die LfA Förderbank Bayern hat zum April 2018 die Energieeffizi-
enzförderung für kleine und mittlere Unternehmen sowie Freibe-
rufler verbessert. Bei Investitionen in energieeffiziente Produkti-
onsanlagen und -prozesse bietet die LfA künftig neben attraktiven 
Zinssätzen zusätzlich Tilgungszuschüsse.

Eine Energieeinsparung von 
mindestens 10 Prozent wird im 
Energiekredit mit einem Til-
gungszuschuss von 1 Prozent 
des Darlehensbetrags geför-
dert. Eine Einsparung von min-
destens 30 Prozent im Energie-
kredit Plus mit einem Tilgungs-
zuschuss von 2 Prozent. Zudem 
steigt der maximale Kreditbe-
trag von 2 Millionen Euro auf 10 
Millionen Euro.

„Der Erfolg der Energiewende 
hängt wesentlich von der spar-
samen und effizienten Nutzung 
von Energie ab. Unmittelbar 
und dauerhaft wirksam sind hier 
Maßnahmen zur Steigerung der 
Energieeffizienz. Mit dem ver-
besserten Angebot der LfA kön-
nen mittelständische Unterneh-
men im Freistaat Investitionen 
in eine energieeffiziente Produk-
tion zu attraktiven Konditionen 
angehen. Das ist ein wichtiger 
Baustein, um unsere Klimaziele 
zu erreichen“, so Wirtschaftsmi-
nister Franz Josef Pschierer.

Dr. Otto Beierl, Vorstandsvor-
sitzender der LfA, erläutert: „In-
vestitionen in die Energieeffizi-
enz lohnen sich für den bayeri-
schen Mittelstand mit unserer 
optimierten Förderung gleich 
doppelt. Die Betriebe können 
dauerhaft den Energieverbrauch 
verringern und Kosten sparen. 
Zugleich reduziert sich durch 

unsere Gutschrift von Tilgungs-
zuschüssen der Kredit und die 
Zinsbelastung. Mit diesem An- 
reiz wollen wir einen Beitrag 
leisten, um Energieeinsparpo-
tenziale bei Mittelständlern und 
Freiberuflern auch außerhalb 
des Gebäudebereichs zu heben.“

Der Energiekredit und der 
Energiekredit Plus werden zins-
günstig aus dem KfW-Energieef-
fizienzprogramm – Produktionsan-
lagen / -prozesse refinanziert. r

Handel in Bayern mit 
300 Millionen Euro gefördert

Über 600 Betriebe profitieren von LfA-Förderung
Zusagen steigen um 10 Prozent

Die LfA Förderbank Bayern hat den bayerischen Handelsunter-
nehmen 2017 rund 300 Millionen Euro an Förderkrediten zuge-
sagt. Das ist ein Plus von knapp 10 Prozent gegenüber dem Vor-
jahr. Die über 600 geförderten Betriebe konnten so Investitionen 
in Höhe von mehr als 430 Millionen Euro finanzieren. 

serer Unternehmen in den letz-
ten Jahren.

„Die Förderleistung der LfA für 
den Wirtschaftsstandort Bayern 
zeigt auch bei der Handelsbran-
che Wirkung. Mit unserem För-

Ernst Läuger, Präsident des 
Handelsverbands Bayern (HBE), 
erläutert: „Die Herausforderun-
gen durch die Digitalisierung ha-
ben den Druck auf den stationä-
ren Handel massiv erhört. Ge-
rade für kleine und mittelstän-
dische Betriebe ist deshalb die 
Kreditfinanzierung der LfA För-
derbank Bayern eine gezielte Hil-
festellung. Ohne diese zinsgüns-
tigen Mittel wären dringend not-
wendige Investitionen oftmals 
gar nicht möglich.“

Mehr Innovation wagen

Christoph Leicher, Präsident 
des Landesverbandes Groß- 
und Außenhandel, Vertrieb und 
Dienstleistungen (LGAD), erklärt: 
„Gerade in Zeiten neuer techno-
logischer Entwicklungen müssen 
unsere Unternehmen mehr In-
novationen wagen und Moder-
nisierungen vornehmen. Dafür 
brauchen sie zuverlässige Part-
ner für langfristige Finanzierun-
gen und Risikoübernahmen wie 
durch die LfA Förderbank Bay-
ern, aber auch der Bürgschafts-
bank Bayern. Die Zunahme von 
Förderkrediten im Handel liegt 
insbesondere an der sehr gu-
ten wirtschaftlichen Lage und 
der Investitionsbereitschaft un- × × × 
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Globale Entwicklungsziele kommunal umsetzen
Die 17 globalen Entwicklungsziele der Agenda 2030 bieten Anlass und unzählige 
Möglichkeiten, eine lebenswerte und zukunftsfähige Kommune für kommende
Generationen zu gestalten. Die Servicestelle Kommunen in der Einen Welt unter-
stützt Landkreise, Städte und Gemeinden auf diesem Weg.

MünchenerHyp:

Fremdfinanzierung für Investition 
der Deutschen Investment 

Objekte sind nahezu vollvermietet  
MünchenerHyp fokussiert sich verstärkt auf Portfoliofinanzierungen 

Die Münchener Hypothekenbank eG (MünchenerHyp) finan-
ziert für den offenen Immobilien-Spezialfonds „Deutsche Invest- 
ment - Wohnen IV“ der Deutschen Investment Kapitalverwaltungs-
gesellschaft den Erwerb von 13 Wohn- und Geschäftshäusern in  
Hamburg. 

Das nahezu voll vermietete 
Portfolio besteht aus 325 Woh-
nungen mit rund 20.700 Qua- 
dratmetern Wohnfläche, 51 Ge-
werbeeinheiten mit rund 7.500 
Quadratmetern Nutzfläche so-
wie über 200 Tiefgaragen- und 

Parkplätzen. Die Objekte befin-
den sich in innerstädtischen La-
gen Hamburgs. Die Gesamtin-
vestitionskosten belaufen sich 
auf rund 136 Mio. Euro. Die Fi-
nanzierung der MünchenerHyp 
für die 13 sowie zwei bereits im 

vergangenen Jahr erworbene 
Objekte des Fonds beläuft sich 
auf 76,5 Mio. Euro. Die däni-
sche Verkäufergesellschaft „De 
Københavnske Ejendomsselska-
ber” aus Aalborg hat JLL exklu-
siv mandatiert, die Transaktion 
des sogenannten „Downtown 
Living Portfolios“ in Form eines 
Asset-Deals durchzuführen. 

Dr. Jan Peter Annecke, Be-
reichsleiter Gewerbliche Immo-
bilienfinanzierung der Münche-
nerHyp, kommentiert: „Die Fi-
nanzierung passt sehr gut zur 
strategischen Ausrichtung der 
MünchenerHyp, stärker als bis-
her, großvolumige Finanzierun-
gen für Portfolios anzubieten. 
Der Fokus der Bank liegt dabei 
auf Deutschland und dem west-
europäischen Ausland, inklusi-
ve Großbritannien. In bestimm-
ten Fällen bieten wir auch die Fi-
nanzierung länderübergreifen-
der Portfolios an.“ 

Anerkennung  
des Geschäftsmodells

Florian Mundt, Geschäfts-
führender Gesellschafter der 
Deutschen Investment, kom-
mentiert: „Die Möglichkeiten, 
in Hamburg ein solch großvo-
lumiges und zentral gelegenes 
Portfolio zu erwerben, sind ak-
tuell sehr rar. Wir sind bei die- 
ser Transaktion frühzeitig und 
intensiv in die Due Diligen-
ce eingestiegen und haben bei 
den Objekten großes Potenzial 
für Nachverdichtungen identifi-
ziert. Die Zusammenarbeit mit 
der MünchenerHyp verlief äu-
ßerst zufriedenstellend. Dabei 
hat uns die Bank auch in vielen 
weiteren Fragen des Ankaufs 
tatkräftig unterstützt. Die groß-
volumige Finanzierung ist für 
uns eine Anerkennung unseres 
Geschäftsmodells.“ 

Hochwertiges Portfolio

„Wir freuen uns, dass wir den 
Ankauf dieses hochwertigen 
Portfolios unterstützen können. 
Es unterstreicht unsere hohe 
Wettbewerbsfähigkeit in dem 
Kernprodukt Portfoliofinanzie-
rungen“, ergänzt Jan Polland, 
Leiter Direktkunden der Mün-
chenerHyp. 

Der Fonds „Deutsche Invest-
ment – Wohnen IV“ hat ein Ziel-
volumen in Höhe von 250 Millio-
nen Euro. Das aktuelle Volumen 
beläuft sich auf rund 160 Mio. 
Euro. Zwei Ankäufe im Wert von 
rund 20 Millionen konnten be-
reits im vergangenen Jahr getä-
tigt werden. Der Fonds ist vor-
nehmlich in Wohnimmobilien 

VR-Sozialpreis 2018:

Lebensqualität steigern
Vor rund 200 Gästen wurden im Festsaal des Landratsamtes 
Landsberg im Beisein von Stefan Jörg, Vorstandsvorsitzender der 
VR-Bank Landsberg-Ammersee, Landrat Thomas Eichinger und 
Landsbergs Bürgermeister Axel Flörke feierlich die diesjährigen 
Auszeichnungen des VR-Sozialpreises übergeben. Als Festredner-
fungierten Erzabt Wolfgang Öxler und die mehrmalige Paralym-
pic-Gewinnerin Anna Schaffelhuber.

Geehrt wurden die Nachbar-
schaftshilfe Landsberg, der Am-
mersee-Sportverein (ASV) Die-
ßen, die Christliche Pfandfin-
derschaft Royal Rangers und der 
BRK Kreisverband Landsberg. 
Die Auszeichnungen waren mit 
insgesamt 7.500 Euro dotiert.

Nachbarschaftshilfe  
Landsberg

Bereits ein gutes Jahr nach ih-
rer Gründung ist die Nachbar-
schaftshilfe Landsberg laut Jury 
aus der Stadt nicht mehr weg-
zudenken. Sie wurde mit einem 
Preisgeld in Höhe von 3.000 Eu-
ro bedacht. Der ASV Dießen 
(1.500 Euro) beeindruckte die 
Juroren mit der gelebten Inklu-
sion in seinen Sportgruppen, 
während die Christliche Pfand-
finderschaft Royal Rangers für 
ihren christlich-sozialen Auftrag, 
Kindern die Natur nahezubrin-
gen, Respekt gegenüber ande-
ren Kulturen und Religionen zu 
zeigen und letztlich einfach nur 
Spaß zu haben, mit einem Preis-
geld von ebenfalls 1.500 Euro 
belohnt wurde.

Das BRK Landsberg erhielt 
den VR-Sozialpreis für die Aus-
bildung von Trauma-Helfern, die 
Flüchtlinge bei der Verarbeitung 
schlimmer Erfahrungen unter-
stützen. Aktuell stehen hierzu 
30 Ersthelfer aus sieben Natio-

nen bereit. Auch dieses Projekt 
wurde mit 1.500 Euro bedacht. 

Mit dem VR-Sozialpreis för-
dert die VR-Bank Landsberg- 
Ammersee eG in Zusammenar-
beit mit dem Landkreis Lands-
berg Projekte von Einrich-
tungen, Vereinen und Unter-
nehmen, deren Ziel es ist, die 
Lebensqualität sozial benachtei-
ligter Menschen zu verbessern. 
Dabei soll ein besonderes Au-
genmerk auf mehr Miteinander 
und mehr Menschlichkeit lie-
gen. Es sollen Anreize geschaf-
fen und Impulse zur Entwicklung 
und Umsetzung von Ideen und 
Projekten gegeben werden, die 
außerhalb der Pflichtaufgaben 
liegen.

Wettbewerb der Ideen

Der mit mindestens 6.000 Eu-
ro dotierte VR-Sozialpreis wird 
bereits seit 2010 im Landkreis 
an Projekte verliehen, die au-
ßerhalb der Pflichtaufgaben der 
Einreicher liegen; Aufgaben, die 
über das normale Engagement 
hinausgehen. Der VR-Sozialpreis 
ist gleichzeitig als „Ideenwett-
bewerb“ gedacht, der Aktivitä-
ten anstößt, die sonst im Alltag 
nicht als Projekt umgesetzt wor-
den wären und als Anreiz dient, 
Ideen und Projekte tatsächlich 
zu entwickeln und Realität wer-
den zu lassen. DK

in guten Lagen der Städte Ham-
burg und Berlin investiert. „Für 
die geplanten weiteren Ankäufe 
steht ein Eigenkapitalvolumen 
in Höhe von 50 Millionen Euro 
zur Verfügung. Kleinere Volu-
mina im niedrigen zweistelligen 
Millionenbereich können diesen 
Betrag gerne noch ergänzen“, 
führt Mundt aus. r

Dr. Otto Beierl. r

derangebot konnten die Betrie-
be allein im letzten Jahr über 
900 Arbeitsplätze neu schaffen 
und mehr als 19.000 Stellen si-
chern. Als verlässlicher Part-
ner stehen wir den mittelstän-
dischen Handelsbetrieben bei 
ihren Herausforderungen mit 
passgenauen und attraktiven Fi-
nanzierungen zur Seite. Das gilt 
auch für die Unternehmens-
nachfolge, die in unserer Förde-
rung wie eine Gründung behan-
delt wird. Mit günstigen Zinssät-
zen, langen Laufzeiten und til-
gungsfreien Anlaufjahren stellen 
wir den Generationswechsel auf 
eine solide finanzielle Basis“, so 
Dr. Otto Beierl, Vorstandsvorsit-
zender der LfA. r



Weil ihm der Schutz der Menschen am Herzen lag, gründete 
König Max I. vor mehr als 200 Jahren eine Versicherung.

www.versicherungskammer-bayern.de

für die Abenteuer im Leben.
Königlicher Schutz –
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Die Versicherungskammer Bayern organisiert sich neu:

Unterwegs zum Dienstleister
Ein dichtes Netz aus Beratung und Service ist das Ziel  
 Gute Geschäftsergebnisse auch in schwierigen Zeiten

„Uns geht es wirklich gut, wir entwickeln uns weiterhin positiv. Ich bin 
mit 2017 sehr zufrieden.“ Mit diesen Worten fasste Frank Walthes, 
Vorstandsvorsitzender des Konzerns Versicherungskammer das ver-
gangene Geschäftsjahr zusammen. Fürs laufende Jahr erwartet der 
Kammer-Chef trotz anhaltender Niedrigzinsphase ein moderates 
Wachstum von etwa 2 % – vorausgesetzt, das Wirtschaftswachstum 
hält an und „Naturkatastrophen und Großschadenereignisse bleiben 
im Normalbereich“. Mit einer Zinswende sei in absehbarer Zeit kaum 
zu rechnen. Der Jahresüberschuss werde in etwa stabil bleiben.

Im Berichtsjahr 2017 habe sich 
der Konzern in allen Bereichen 
„durchweg gut“ entwickelt, wo-
bei Walthes zu den Bereichen 
ausdrücklich auch das Voranbrin-
gen der Digitalisierung des gesam-
ten Geschäfts, die ständigen Be-
mühungen um Innovationen und 
die Stärkung der Marke „Versiche-
rungskammer“ verstanden haben 
möchte. Diese Aktivitäten laufen 
unter dem Begriff Transformation. 
Das Konzern-Ergebnis vor Steuern 
erreichte 414,0 (360,0) Mio. Eu-
ro, der Konzern-Jahresüberschuss 
ist um 32 % auf 252,7 (192,4) Mio. 
Euro, sein bisher bestes Ergeb-
nis, gestiegen. Dazu hat beigetra-
gen, dass die Kapitalanlagen (oh-
ne fondsgebundene Lebensver-
sicherungen) um 5,4 % auf 51,15 
Mrd. Euro gewachsen sind und 

ein Nettoergebnis von 1,88 (1,58) 
Mrd. Euro erbracht haben, was ei-
ner Nettoverzinsung im gesam-
ten Konzern von 3,8 (3,3) % ent-
spricht. Seit 1995 haben sich die 
Kapitalanlagen vervierfacht. Et-
wa 90 Mio. Euro vom Jahresüber-
schuss werden an die Sparkassen 
als Eigentümer überwiesen, eben-
so viel in eigene Innovationspro-
jekte gesteckt. 

Ertragreiches Wachstum

Die Beitragseinnahmen ha-
ben um 4 % „und damit erneut 
deutlich über dem Markt“ auf 
8,103 (7,790) Mrd. Euro zugelegt. 
Das Wachstum sei über alle Ge-
schäftsfelder und Kundengrup-
pen hinweg ertragreich gewesen. 
80 % der Einnahmen stammen aus  

dem Geschäftsgebiet Bayern/ 
Pfalz, 20 % entfallen auf die Ge-
sellschaften im Saarland, in Ber-
lin/Brandenburg sowie auf die 
bundesweit tätigen Gesellschaf-
ten wie den Krankenversiche-
rer „Union Krankenversicherer“, 
den Reiseversicherer und den  
Online-Versicherer „BavariaDi-
rekt“. Der Konzern Versicherungs-
kammer Bayern ist bundesweit 
der größte öffentliche Versiche-
rer und inzwischen der siebtgröß-
te Erstversicherer in Deutschland. 
Er umfasst 13 Versicherungsun-
ternehmen mit den drei starken 
Regionalmarken „Versicherungs-
kammer Bayern“, „Feuersozietät 
Berlin und Brandenburg“ sowie 
„Saarland Versicherungen“.

Vorreiter „BavariaDirekt“

In der Schaden- und Unfallver-
sicherung legten die Beitragsein-
nahmen um 5,5 % auf 2,60 (2,46) 
Mrd. Euro zu, wodurch deutliche 
Marktanteile gewonnen wurden. 
Dazu beigetragen hat auch der di-
gitale Versicherer, die „BavariaDi-
rekt“, der inzwischen 385.000 Ri-
siken im Bestand hat, darunter  
230.000 Kfz-Versicherungen. „Ba-
variaDirekt“ sei im Konzern in 
mehreren Bereichen Vorreiter 
bei Digitalisierung und Innovatio-
nen, so bei Cyberpolicen mit Dark- 
netschutz und bei der Absiche-
rung von Shareconomy wie etwa 
bei AirBnB-Vermietung. 2017 habe 
vergleichsweise in der Sparte Scha-
den/Unfall viele Schäden durch 
Unwetter gebracht. Habe es 2015 
und 2016 jeweils 6 Kumulereignis-
se gegeben, waren es 2017 schon 
8, wodurch der Schadenaufwand 
auf 1,82 (1,73) Mrd. Euro zunahm. 

Weiter an Bedeutung gewin-
nen werde die Sparte auch durch 
die Gebäudeversicherung. Hier 
soll durch Angebote wie „Smart 
Home“, „Smart Building“ und 
das Ökosystem „Living“ Versiche-
rungsschutz für ein vernetztes 
Zuhause geschaffen werden, in-
dem alle Themen um das Leben in 
Haus und Wohnung besetzt wer-
den. Dazu geschaffen wurde das 
Start up „Digital at home (Daho-
me)“, das auch die Aspekte der 
Lebens-, Kranken-und Pflegever-
sicherung mit einbezieht. Hinter 
Dahome verbirgt sich im Gunde 
genommen der brachenübergrei-
fende Allfinanzgedanke mit einer 
einzigen Marke.

Elementarrisiken

Ein besonderes Problem in der 
Schadenversicherung ist der An-
stieg der Unwetterereignisse, die 
meist zu den sogenannten Elemen-
tarschäden führen, die nicht selten 
existenzbedrohend sein können. 
„Unsere Aufgabe ist, die Bürger 
immer wieder für ihre Existenzsi-
cherung zu sensibilisieren“, sagte 
Walthes, „denn vom 1. Juli 2019 an 
gewährt die bayerische Staatsre-
gierung bei Elementarereignissen 
keine staatliche Soforthilfe mehr, 
wenn Immobilien gegen Elemen-
tarschäden versicherbar gewesen 
wären.“ Die Versicherungskammer 
könne 99,8 % der Gebäude in Bay-
ern problemlos gegen Elementar-
risiken versichern. Und für die ver-
bleibenden 0,2 % fände sich, nach 
individueller Begutachtung, auch 
immer eine Lösung. 

Die Sensibilisierungsbemühun-
gen der Versicherungswirtschaft 
und der Länder zeigten inzwischen 
Wirkung. Im Neugeschäft bei der 
Kammer werde die Elementarver-
sicherung jetzt bei der Hälfte aller 
Verträge mit eingeschlossen. Man 
will versuchen, die Quote auch im 
Bestand zu erhöhen. 

Die Entwicklung in der Versiche-
rung soll vom Anbieter von Versi-
cherungsprodukten zum Kümme-
rer führen. Insgesamt erwartet 
die Sparte Schaden/Unfall heuer 

ein deutliches Beitragswachstum.
Die beiden Krankenversiche-

rer im Konzern, die „Bayerische 
Beamtenkrankenkasse“ und die 
bundesweit tätige „Union Kran-
kenversicherung“ konnten ihre 
Prämieneinnahmen um 5,4 % auf 
2,41 (2,29) Mrd. Euro steigern. Da 
die Anzahl der versicherten Per-
sonen „nur“ um 1,8 % zunahm, 
resultiert ein Teil der Mehrein-
nahmen aus Beitragserhöhungen. 
Nach Anzahl der versicherten Per-
sonen ist die Kammer drittgrößer 
privater Krankenversicherer in 
Deutschland. Bei den Zusatzver-
sicherungen und bei der Pflege-
vorsorge (+ 3,1 %) liegen die Kam-
mer-Versicherer auf Platz 2. Die 
Kapitalanlagen in der Krankenver-
sicherung erbrachten eine Netto-
verzinsung von 2,9 %. Der Trend 
zu mehr privater Vorsorge wer-
de anhalten. Mit einem deutli-
chen Beitragswachstum, auch auf 
Grund der Anpassung der Beiträ-
ge an steigende Gesundheitsaus-
gaben, sei zu rechnen.

Umfrage bei 
Krankenversicherten

Die Kammer hat durch eine 
Umfrage bei 600 gesetzlich und 
privat Krankenversicherten er-
fragt, wie sie zu digitalen Mög-
lichkeiten der Vorsorge, Präven-
tion und Diagnose stehen. 17 % 
der Befragten stimmten der Mei-
nung „Die Digitalisierung führt zur 
Verbesserung der medizinischen 
Versorgung“ voll und ganz, wei-
tere 60 % eher zu. Die größte Be-
reitschaft, dem Arzt und/oder der 
Krankenversicherung Daten zur 
Verfügung zu stellen, besteht mit 
80 % bei Angaben zu Alter, Grö-
ße und Gewicht. Mindestens die 
Hälfte würde auch der Weiterga-
be von Daten über körperliche Be-
schwerden, Laborwerte oder Vor-
behandlungen zustimmen. Ein 

Drittel hätte den Angaben zufolge 
sogar nichts dagegen, Daten über 
Alkoholprobleme weiterzugeben. 

Insgesamt, so schilderte es Vor-
standsmitglied Harald Benzing, er-
warten 77 % der Befragten durch 
Digitalisierung eine Verbesserung 
der medizinischen Versorgung. „Die 
Deutschen scheinen in Bezug auf 
die Digitalisierung im Gesundheits-
wesen recht aufgeschlossen und 
optimistisch zu sein. Sie äußern Vor-
stellungen, Wünsche und Bedürf-
nisse und erwarteten demgemäß 
zusätzliche Angebote und Leistun-
gen in den Bereichen Fitness und 
Prävention (etwa Hinweise auf zu 
erneuernde Impfen oder anstehen-
de Zahnarztbesuche), aber auch ei-
ne Umstellung von Papier zu elekt-
ronischen Daten.“ Überweisungen, 
Rechnungen, Rezepte oder Atteste 
sollten künftig über das Smartpho-
ne gesteuert werden, genauso wie 
Termine beim Arzt. Benzing: „Wir 
müssen uns vom Versicherer zum 
Gesundheitsdienstleister entwi- 
ckeln“. Der Anfang ist mit der 
„RundumGesund-App“ und dem 
telefonischen Zugang „MediTalk“ 
gemacht. In diesem Sommer folgt 
das ePortal „Meine Gesundheit“ 
mit dem Ziel eines dichten Netzes 
aus Beratung und Service. 

Gutes Jahr für  
die Lebensversicherung

Selbst für die Lebensversiche-
rung war 2017 nach Darstellung 
von Vorstandsmitglied Ralph Seitz 
ein gutes Jahr, in dem Marktan-
teile gewonnen wurden. Die Bei-
tragseinnahmen nahmen auf 3,02 
(2,97) Mrd. Euro zu, obwohl der 
Bestand leicht auf 2,232 (2,244) 
Mio. Verträge zurückgegangen 
ist. Der Erfolg bei den Beitragsein-
nahmen ist vor allem auf „sol-
venzschonende Produkte zurück-
zuführen. Das sind fondsgebun-
dene Policen ohne Garantiever-

pflichtung (Garantiezins), die nach 
den Basel-Vorschriften nicht mit 
Eigenkapital unterlegt werden 
müssen, also eigenkapitalscho-
nend sind. Nach und nach sollen 
alle Verträge so gestaltet werden. 
Bis Ende 2019 soll der Produk-
tumbau beendet sein. Dass die-
se Art von Lebensversicherungen 
gut ankommt, zeigt die geringe 
Stornoquote von wieder nur 3,3 
% gegenüber 4,1 % im Markt, ob-
wohl der garantierte Rechnungs-
zins von 2,19 % im Jahr 2016 auf 
1,95 % im Berichtsjahr gefallen 
ist und, so hieß es, bis 2019 wei-
ter auf 1,5 % absinken werde. 
Im Berichtsjahr wurde in der Le-
bensversicherung bei Kapitalanla-
gen von 1,22 (0,88) Mrd. Euro ei-
ne Nettoverzinsung von 4,4 (3,3) 
% erreicht. Die Bayern-Versiche-
rung als Lebensversicherer des 
Kammer-Konzerns zählt zu den 8 
der 23 größten Lebensversiche-
rern im Lande, die 2017 noch ein 
Wachstum erzielen konnte.

Über das gesellschaftliche En-
gagement der Kammer wurde 
ebenfalls berichtet. Über Stiftun-
gen, Sponsoring und Spenden hat 
der Konzern mit 2,6 Mio. Euro Ini-
tiativen, Vereine und das Ehrenamt 
unterstützt mit dem Hauptaugen-
merk auf den Aspekten Sicherheit 
und Prävention. Partner sind u.a. 
Feuerwehren, DLRG und der Alpen-
verein. Die Kulturstiftung widmet 
sich vor allem kulturellen Nischen. 

Aus dem Vorstand altershal-
ber ausgeschieden ist zum Jahres-
ende 2017 Helmuth Spät, bisher 
stellvertretender Vorstandsvor-
sitzender und zuständig für Rech-
nungswesen, Vermögensanlage 
und -Verwaltung sowie Unterneh-
menssteuern. Seine Sachbereiche 
hat Isabella Pfaller übernommen, 
das bisherige Vorstandsmitglied 
Barbara Schick ist zur stellvertre-
tenden Vorstandsvorsitzenden 
aufgerückt. dhg

Auch der Blaue Salon muss wieder instandgesetzt werden. r

Mit Klebstoff, Sieb 
und roter Farbe

Brand im Straubinger Rathaus: Der Denkmalschutz  
beeinflusst die Regulierung

Nach dem Feuer kommt die Leere. Was nicht verbrannt ist, wird beisei-
te geräumt. Handwerker zersägen verkohlte Balken, reißen durchnäss-
te Tapeten von den Wänden und schaffen allen Schutt aus dem Rat-
haus. In einigen Räumen sind sogar die Böden verschwunden.

Ein Gebäude, das nicht unter 
Denkmalschutz steht, würde ab-
gerissen werden. In Straubing 
geht das nicht, weil das Rathaus 
historisch ist und aus Baumateri-
alien aus mehreren Jahrhunder-
ten besteht. Deshalb begutachten 
Denkmalschützer, was abgeris-
sen werden darf und welche Tei-
le des Rathauses nachgebaut wer-
den müssen, um sie für die Nach-
welt zu erhalten. Schützenswerte 
Teile des Rathauses markieren sie 
mit roter Farbe. 

„Das kann eine langwierige An-
gelegenheit sein“, sagt Günter Sel-
entin, der seit dem Brand im No-
vember mehrmals vor Ort war. 
„Die Kollegen vom Denkmalschutz 
nutzen die Gelegenheit und unter-
suchen jeden Winkel des Rathau-
ses auf historische Bausubstanz.“ 
Das geht so weit, dass ein Denk-
malschützer den ganzen Tag nichts 
anderes tut als Schutt zu sieben. 
Wenn er historische Substanz fin-
det, sortiert er die Überreste und 
klebt sie wie ein Puzzle zusammen.

Diese Arbeit ist langwierig und 
hat einen ernsten Hintergrund. 
„Wir haben keinerlei Interesse, 
die Identität des Straubinger Rat-
hauses zu verfälschen und möch-
ten den Bürgern ihr Wahrzeichen 
so originalgetreu wie möglich zu-
rückgeben. Deshalb unterstützen 
wir den Denkmalschutz und die 
Zusammenarbeit klappt gut“, er-
klärt Selentin.

Die Regulierung dauert dadurch 
aber deutlich länger und sie wird 
auch teurer. Um den Prozess zu 
beschleunigen, haben Selentin 
und seine Kollegen vor Ort meh-

rere Spezialisten im Einsatz, die 
viel Erfahrung mit der Restauri-
erung historischer Gebäude ha-
ben. Nun soll in Straubing ein Ver-
fahren eingesetzt werden, das 
ein Handwerker in Zusammenar-
beit mit der Versicherungskam-
mer Bayern entwickelt hat. Dabei 
befreit ein Laser Wände von Ruß 
und Dreck, ohne darunterliegen-
de Fresken und Bilder zu beschä-
digen. Dieses Verfahren hat die 
Versicherungskammer Bayern im 
vergangenen Jahr zum ersten Mal 
eingesetzt und die Ergebnisse ha-
ben sogar die Erwartungen des 
Denkmalschutzes übertroffen. 

Denkmalschutz macht kreativ

Die Zweckgemeinschaft hat al-
so positive Effekte, denn der 
Denkmalschutz hat Wünsche, die 
verschiedene Methoden der Rei-
nigung und Wiederherstellung 
erfordern. Das zwingt Selentins 
Team, kreativ zu werden und so 
wächst die Expertise mit jedem 
Einsatz. „Mittlerweile haben wir 
sehr viel Erfahrung“, sagt Selen-
tin. „Wenn wir wollten, könnten 
wir in ganz Deutschland histori-
sche Gebäude sanieren.“

Hintergrund: Am 25. Novem-
ber 2016 brannte das Rathaus in 
Straubing. Die Stadt ist, wie vie-
le andere bayerische Kommu-
nen auch, bei der Versicherungs-
kammer Bayern versichert. Da-
her kümmern sich deren Experten 
um die Regulierung. Wir begleiten 
sie dabei und geben Ihnen immer 
wieder Einblicke in die Welt der 
Großschäden. r
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Bankenverband:

Kritik an EU-Kommission 
und EU-Rat

Die Europäische Kommission hat ein Konzept für die Verbriefung 
von Staatsanleihen vorgestellt. Damit sollen jene Risiken im eu-
ropäischen Bankensektor reduziert werden, die durch eine zu en-
ge Verbindung von Staaten und Banken entstehen. Laut Christian 
Ossig, Hauptgeschäftsführer des Bankenverbandes, ist das Bemü-
hen der EU-Kommission, die enge Bindung zwischen Banken und 
den jeweils nationalen Staatsfinanzen aufzubrechen, richtig. Die-
ser sogenannte Banken-Staaten-Nexus sei eines der zahlreichen 
Hindernisse für einen echten Finanzbinnenmarkt in Europa. Eine 
wichtige Funktion der Finanzmärkte – die effiziente Risikostreu-
ung – sei dadurch auch innerhalb der Währungsunion stark be-
einträchtigt.

„Das von der EU-Kommissi-
on nun vorgelegte Sovereign- 
Bond-backed-Securities-Konzept 
(SBBS) überzeugt aber nur in der 
Theorie. In der Praxis könnte es 
sogar zu einer zusätzlichen Zer-
splitterung des europäischen Ka-
pitalmarktes kommen“, erklärte 
Ossig. So sei offen, ob die nicht 
verbrieften Staatsanleihen vor 
allem der höher verschuldeten 
Eurostaaten dann noch auf eine 
hinreichende Nachfrage stoßen. 
Außerdem könnte in turbulen-
ten Marktphasen die Nachfra-
ge nach den stärker risikobe-
hafteten Tranchen der SBBS ein-
brechen. In solchen Situationen 
stehe zu befürchten, dass das 
Konzept ‚politisch‘ nachgesteu-
ert und eine gemeinschaftliche 
Haftung eingeführt werde.

Blick auf neue Wertpapiere

Ein weiterer kritischer Punkt 
ist aus Ossigs Sicht die regula-
torische Behandlung der neu-
en Wertpapiere. Damit das 
SBBS-Konzept überhaupt Markt-
chancen hat, seien für diese Pa-
piere regulatorische Vergünsti-
gungen vorgesehen. Wolle man 
Investoren überzeugen, die et-
was höhere Komplexität der 
Verbriefungsstruktur der SBBS 
gegenüber einer reinen Staats-
anleihe zu akzeptieren, müss-
ten SBBS aufsichtsrechtlich so-
gar bessergestellt werden als 
Staatsanleihen. Der regulatori-
sche Rahmen werde dadurch al-
lerdings nicht übersichtlicher.

Aktionsplan für 
mehr Nachhaltigkeit

Im Zuge ihres Aktionsplanes 
für mehr Nachhaltigkeit in der 
Finanzwirtschaft hat die Euro-
päische Kommission darüber hi-
naus erste konkrete Vorschlä-
ge präsentiert. Die Marktdyna-
mik im Segment Sustainable Fi-
nance ist Ossig zufolge schon 
heute hoch. Die Banken nutz-
ten bereits die Chancen, die der 
Aktionsplan umreißt. Die richti-
ge Reihenfolge bei der Umset-
zung des Plans sei jedoch ent-
scheidend, um den Markt wei-
ter wachsen zu lassen. An erster 
Stelle stehe die Ausarbeitung 
der Taxonomie, dann sollte ei-
ne empirische Bestandsaufnah-
me erfolgen und erst im dritten 
Schritt gegebenenfalls konkrete 
Regulierungsmaßnahmen. 

Bankenregulierung

Mit der kürzlich beschlosse-
nen allgemeinen Ausrichtung 
des EU-Rates zum sogenannten 
„Bankenpaket“ (CRR II/CRD V) 
sollen zum einen die Eigenkapi-
talvorschriften geschärft wer-
den. Zum anderen wird die Ban-
kenregulierung stärker an der 
Größe und Komplexität der Kre-
ditinstitute ausgerichtet. 

Ein weiterer Baustein sind die 
ebenfalls beschlossenen Än-
derungen an der EU-Banken-
abwicklungsrichtlinie und an 
der Verordnung zum einheit-
lichen Abwicklungsmechanis-
mus. Hierbei geht es insbeson-
dere um die Umsetzung der in-
ternationalen Empfehlungen zur 
Verlustabsorptionsfähigkeit in 
europäisches Recht sowie deren 
Harmonisierung mit den Min-

destanforderungen an Eigen-
mittel und berücksichtigungsfä-
hige Verbindlichkeiten.

Baseler Marktrisikoregeln

Die Deutsche Kreditwirt-
schaft (DK) hält die in der CRR 
II nun vorgesehene Umsetzung 
der neuen Baseler Marktrisi-
koregeln (Fundamental Review 
of the Trading Book – FRTB) für 
nicht zielführend. Die allgemei-
ne Ausrichtung schreibe eine 
Meldepflicht ab Anfang 2020 
vor und verkürze damit die Im-
plementierungsfristen in der EU 
drastisch. Dies führe zu vielfach 
verschärften Anforderungen, 
denn auch eine Meldung erfor-
dere eine vollständige Umset-
zung aller Anforderungen und 
ziehe umfangreiche Anpassun-
gen an der IT nach sich. 

Gerade aufgrund der sich 
abzeichnenden Anpassungen 
und Verschiebungen auf Base-
ler Ebene setzt sich die DK da-
für ein, die FRTB-Anforderun-
gen und die damit unmittelbar 
und untrennbar verbundene Re-
portingpflicht nicht in der CRR 
II umzusetzen. Eine Erstanwen-
dung kann frühestens im Gleich-
lauf zu den Baseler Anpassun-
gen beginnen, nach derzeitigem 
Stand ab 2022.

Einheitlichen  
EU-Binnenmarkt stärken

Bedauerlicherweise konnte 
sich der Rat laut Bankenverband 
nicht dazu durchringen, den ein-
heitlichen Binnenmarkt in der 
EU zu stärken, indem er grenz- 
überschreitende Waiver er-
laubt. Stattdessen falle er deut-
lich hinter die von der EU-Kom-
mission vorgeschlagenen Re-
geln zurück.

Mit der nun in der CRR II fest-
gesetzten Bilanzsummengren-
ze zur Definition „kleiner, wenig 
komplexer Institute“ in Höhe von 
5 Milliarden Euro gehe der Rat er-
freulicher Weise deutlich über 
die ursprünglichen Vorschläge 
der EU-Kommission aus Novem-
ber 2016 hinaus. Der Kommissi-
onsvorschlag sah noch eine Gren-
ze von 1,5 Milliarden Euro vor.

Zudem müssen Institute, um 
als „klein und wenig komplex“ zu 
gelten, diverse zusätzliche Krite-
rien kumulativ erfüllen, wie un-
ter anderem eine geringe Nut-
zung von Derivaten und Han-
delsbuchaktivitäten und kei- 
ne internen Modelle. Je nach Ri-
sikogehalt der Geschäfte kön-
nen eine Vielzahl von Genos-
senschaftsbanken, Sparkassen 
und kleineren Privatbanken von 
administrativen Entlastungen in 
den Bereichen Offenlegung und 
Meldewesen befreit werden. 

Guter Kompromiss

Da sich die Kreditwirtschaft 
stets für mehr Proportionalität 
in der Bankenregulierung stark 
gemacht hat, stellt der Kompro-
miss aus Sicht des Bankenver-
bandes eine gute Ausgangslage 
für die im zweiten Halbjahr 2018 
anstehenden Trilog-Verhandlun- 
gen dar. Allerdings sei dies kein 
Grund zum Ausruhen – das Ziel 
einer proportionalen Banken-
regulierung sei noch nicht er-
reicht. DK

Ministerialdirigent Rudolf Escheu, Bayerisches Staatsministerium für 
Wirtschaft und Medien, Energie und Technologie (l.), gemeinsam mit  
Dr. Rainer Seßner, Geschäftsführer von Bayern Innovativ. r

Energienutzungspläne 
werden digital

StMWi lässt interaktiven Leitfaden mit Ausschreibungshilfe für die 
Erstellung von Energienutzungsplänen („ENPonline“) entwickeln

Mitte Mai unterzeichneten das Bayerische Wirtschaftsministerium 
und die Bayern Innovativ Gesellschaft für Innovation und Wissen-
stransfer mbH einen Vertrag zur Erarbeitung eines interaktiven On-
line-Leitfadens mit Ausschreibungshilfe für die Erstellung von Ener-
gienutzungsplänen – „ENPonline“. Bayern Innovativ ist hierfür eine 
Kooperation mit dem Institut für Energieinformatik an der Ostbaye-
rischen technischen Hochschule Amberg-Weiden eingegangen. 

Die Entwicklung wird bis Mitte 
2019 erfolgen, anschließend be-
ginnt eine etwa gleichlange Er-
probungsphase bis spätestens En-
de 2021. Mit „ENPonline“ kann die 
die Vergabe von Energienutzungs-
plänen deutlich vereinfacht wer-
den. Das Bayerische Wirtschafts-
ministerium verspricht sich dann 
auch eine Qualitätssteigerung der 
Energienutzungspläne.

Energienutzungspläne helfen 
Kommunen bei der Umsetzung 
einer nachhaltigen Energieerzeu-
gungs- und Energieversorgungs-
struktur und eignet sich beson-
ders für Maßnahmen wie Ener-
gieverbünde, den Einsatz von 
Kraft-Wärme-Kopplung oder der 
energetischen Sanierung ganzer 
Ortsteile. Er umfasst für jede Kom-
mune zunächst eine umfassende 
Bestandsaufnahme der vorhande-
nen Energieinfrastruktur mit einer 
detaillierten Energie- und CO2-Bi-
lanz in den Bereichen Strom und 
Wärme. Anschließend erfolgt ei-
ne standortspezifische Potential-
analyse zum Ausbau erneuerba-
rer Energieträger sowie der Ener-
gieeinsparmöglichkeiten bei den 
Haushalten und dem Gewerbe 
sowie ein Maßnahmenkatalog zu 
weiteren Umsetzungen, aus dem 
die Kommune Projekte auswählen 
kann, die dann einer detaillierten 
technischen und wirtschaftlichen 
Prüfung unterzogen werden.

Der Online-Leitfaden mobi-
lisiert zum Teil ganz erhebliche 

Energieeinsparpotentiale bei den 
Kommunen und unterstützt die 
Zielerreichung der Klimaziele. Die 
zentralen Ansatzpunkte sind der 
Ausbau der erneuerbaren Energi-
en oder auch wirtschaftlich dar-
stellbare Sektorkopplungsprojek-
te und flächendeckende Maßnah-
men zur Energieeffizienz.

Im November 2017 wurde der 
erste digitale Energienutzungs-
plan für den Landkreis Berchtes-
gadener Land vorgestellt. Nach 
diesem Vorbild soll künftig für Bay-
ern zentral und nutzenorientiert 
die Daten- und Planungsgrundlage 
durch das Bayerische Wirtschafts-
ministerium bereitgestellt wer-
den. ENPonline wird eine flächen-
deckende und objektscharfe Dar-
stellung nach einheitlichen Quali-
tätsstandards ermöglichen.

Initiative des Gemeindetags

Der Bayerische Gemeindetag 
hat schon bisher seinen Mitglie-
dern empfohlen, einen Energie-
nutzungsplan aufzustellen. Bereits 
2012 hatte der Gemeindetag eine 
Arbeitsgemeinschaft mit der Ost-
bayerischen Technischen Hoch-
schule Amberg-Weiden und dem 
Bayernwerk ins Leben gerufen mit 
dem Ziel, für die Bearbeitung von 
Energienutzungsplänen Qualitäts-
standards zu formulieren. Erfreu-
licherweise stieß die Initiative des 
Gemeindetages auf großes Inter-
esse. Waren es zunächst vier Grün-
dungsorganisationen, so lag die 
Zahl schnell bei 14 Mitgliedern. 
Hinzugekommen waren Hoch-
schulen, Energieagenturen und re-
nommierte Planungsbüros, die alle 
dankenswerterweise eine wichtige 
Vorarbeit für die Qualitätssteige-
rung der ENP geleistet haben.

Der Auslöser für diese Vorar-
beit war eine Analyse der Hoch-
schule Landshut bei Kommunen, 
die bereits einen Energienut-
zungsplan aufgestellt hatten. Bei 
genauerem Hinsehen fielen nicht 
unwichtige Defizite auf. So fehl-
ten beispielsweise Wärmekatas-
ter. Diese sind aber die Grundla-
ge für jede weitere Analyse des 
thermischen Energiebedarfs so-
wie entsprechender neuer Ener-
gieversorgungskonzepte. Auch 
die anschauliche Abbildung der 
Ergebnisse des ENP in Form von 
Karten ließ zu wünschen übrig. 

Mit der Förderung von Ener-
giekonzepten und kommunalen 
Energienutzungsplänen leistet das  
Bayerische Wirtschaftsministeri-
um bereits seit Jahren einen wich-
tigen Beitrag zur Verbesserung 
der Energieeffizienz bei Unterneh-
men und Kommunen. Unterneh-
men wie Kommunen brauchen ei-
nen einfachen Zugang zu den För-
derprogrammen und strukturierte 
Planungshilfen. Dies soll der On-
line-Leitfaden künftig bieten. r

Bayerische Energieversorger:

Immer weniger 
Stromerzeugung

Neue Erzeugungsstruktur schafft neue Verantwortlichkeiten 
bei Verteilernetzbetreibern und Einspeisern 

Die für die öffentliche Stromversorgung zuständigen Energiever-
sorgungsunternehmen in Bayern haben 2017 gegenüber 2007 
um rund 30 Prozent weniger Strom erzeugt. Gegenüber dem Jahr 
2016 hat sich die Stromerzeugung aus bayerischen Kraftwerken 
erstmals vorübergehend stabilisiert. Aber schon für das Jahr 2018 
ist ein weiterer deutlicher Rückgang der eigenen Stromerzeugung 
durch die erfolgte Außerinbetriebnahme des Kernkraftwerkes 
Gundremmingen Block B zum 31.12.2017 zu erwarten.

Insbesondere die Erdgas-
kraftwerke konnten in 2017 
auf niedrigem Niveau im Ver-
gleich zu den Vorjahren wie-
der etwas zulegen. „Dies un-
terstreicht die wachsende Be- 
deutung der Stromerzeugung 
aus Erdgas, aber auch aus Was-
serkraft in den nächsten Jah-
ren für unser Bundesland, denn 
diese garantieren unsere Ver-
sorgung immer dann, wenn der 
Strom aus Sonne und Wind wet-
ter- und tageszeitbedingt ei-
ne Pause einlegen. Stromspei-
cher stehen uns im bedeutsa-
men Umfang nach wie vor nicht 
zur Verfügung.“ sagte Wolfgang 
Brandl, Vorstandsvorsitzender 
des Verbands der Bayerischen 
Energie- und Wasserwirtschaft 
e. V. – VBEW. 

Im Jahr 2007 haben die Kraft-
werke der allgemeinen Versor-
gung noch rund 74.140 Millio-
nen kWh Strom erzeugt. Im Jahr 
2017 waren es nach der Erhe-
bung des Bayerischen Landes-
amtes für Statistik und Daten-
verarbeitung noch rund 51.993 
Millionen kWh. Maßgeblich für 
diese Entwicklung sind das Ab-
schalten der Kernkraftwerke 
Isar 1 im Jahr 2011 und Grafenr-
heinfeld im Jahr 2015 sowie der 
Rückgang der Stromerzeugung 
aus Erdgas insbesondere in den 
Jahren 2012 bis 2014.

Bei der Stromerzeugung der 
weiteren Energieträger ist die 
Wasserkraft besonders beach-
tenswert. Im Vergleich zum zu-
letzt sehr ordentlichen Wasser-
kraftjahr 2013 erzeugten die 
bayerischen Wasserkraftwer-
ke 2017 aufgrund des wiede-
rum eher unterdurchschnitt-
lichen Wasserdargebotes mit 
rund 10.951 Millionen kWh 
rund 800 Millionen kWh we-
niger Strom als in 2013. Zum 
Stromverbrauch in 2017 liegen 
noch keine amtlichen statisti-
schen Zahlen vor. Er ist in Bay-
ern in den letzten Jahren in et-
wa konstant geblieben und liegt 
derzeit nach VBEW-Schätzung 
bei rund 80.000 Millionen kWh. 
Die „fehlenden“ Strommengen 
durch die Energieversorger wer-
den beispielsweise von Land-
wirten und Bürgern mit Biogas- 
und Photovoltaikanlagen in das 
lokale und regionale Stromnetz 
eingespeist oder aus anderen 
Ländern über Stromleitungen 
importiert. Zudem wird auch 
immer mehr Strom von der In-
dustrie, dem Gewerbe und den 
privaten Haushalten selbst er-
zeugt und gleich vor Ort ver-
braucht. Die genaue statistische 
Erfassung dieser Strommengen 
gestaltet sich zunehmend als 
schwierig. 

Für die nächsten Jahre er-
wartet der VBEW wieder mo-
derat ansteigende Stromver-
bräuche in Bayern. Grund dafür 
sind der Bevölkerungszuwachs, 
die positive Entwicklung bei der 
Konjunktur sowie das Vordrin-
gen der Elektrizität in die Ver-
brauchssektoren Mobilität über 
Elektroautos und in die Wär-
mebereitstellung über Wärme-
pumpen. 

Spätestens bis Ende 2022 ge-
hen mit dem Kernkraftwer-
ken Gundremmingen Block C 
(2021) und Isar 2 (2022) weite-
re rund 2.700.000 kW Leistung 
vom Netz und erzeugen unter 

Berücksichtigung des bereits 
in 2017 stillgelegten Block B in 
Gundremmingen jährlich rund 
30.000 Millionen kWh weniger 
Strom. Dann haben die bayeri-
schen Elektrizitätserzeuger in-
nerhalb von 15 Jahren rund 
zwei Drittel ihrer angestamm-
ten Stromproduktion verlo-
ren. „Es wird von allen große 
Anstrengungen erfordern, die-
se Lücke unter Aufrechterhal-
tung von Versorgungssicher-
heit, Preiswürdigkeit und Um-
weltfreundlichkeit schließen zu 
können. Wer dabei nur auf hei-
mische Sonne, Wind und Bio-
masse setzt, gibt sich einer Illusi-
on hin und wird dieses Zieldrei-
eck deutlichst verfehlen“, sagte 
Wolfgang Brandl. 

Strom selbst erzeugen  
heißt auch Verantwortung 
für Andere übernehmen

Die Sicherstellung der Strom-
versorgung eines hochentwi-
ckelten Landes mit einer leis-
tungsfähigen Industrie- und  
Dienstleistungsstruktur wie in  
Bayern zu jeder Zeit ist vor allem ei-
ne komplexe technische Aufgabe, 
die ein hohes Maß an Expertenwis-
sen und eine jederzeit verfügbare 
Technik voraussetzt. 

„Lag die Verantwortung für ei-
ne sichere Stromversorgung frü-
her auf den wenigen Schultern der 
großen Kraftwerksbetreiber, so er-
zeugen jetzt in Bayern auch mehre-
re 100.000 Bürger ebenfalls Strom 
für die Allgemeinheit. Diese Anla-
gen speisen in die Verteilernetze 
unserer Mitgliedsunternehmen ein 
und von dort wird der Strom zu den 
Verbrauchern geleitet. Die Vertei-
lernetzbetreiber sind regelrech-
te Energiewendemanager gewor-
den. Das ist eine spannende Aufga-
be. Zunehmend wird auch den pri-
vaten Stromeinspeisern klar, dass 
sie damit eine Verantwortung für 
das Gesamtsystem übernommen 
haben“, resümierte Wolfgang 
Brandl. r

Zuwachs für 
Ladeverbund Franken+ 

Der Ladeverbund Franken+ darf sich über sein 50. Mitglied, die 
Stadtwerke Bayreuth, freuen. Laut Markus Rützel, Geschäftsfüh-
rer der solid GmbH und Koordinator des Ladeverbund Franken+, 
„zeigt dies, dass Elektromobilität und die dazugehörige Ladeinf-
rastruktur eine wichtige Rolle in den Planungen von Stadtwerken 
spielen. Sie setzen dabei bewusst nicht auf Alleingänge, sondern 
auf Kooperationen.“

Der Ladeverbund Franken+ 
wird durch die solid GmbH 
koordiniert und wurde 2012 
durch die N-ERGIE Aktienge-
sellschaft, die infra fürth gmbh, 
die Stadtwerke Ansbach und 
die Stadtwerke Schwabach ge-
gründet. Das gemeinsame Ziel 
ist, eine einheitliche und flä-
chendeckende Ladeinfrastruk-
tur aufzubauen.

Zugang per SMS

Der Zugang zu den Ladesäulen 
des Ladeverbunds Franken+ er-
folgt per SMS. Kunden von Strom- 
anbietern des Ladeverbunds 
können nach einmaliger Regis-
trierung von einem ermäßigten 
Tarif beim Laden mit SMS-Zu-
gang im gesamten Gebiet der 

Metropolregion profitieren. Zu-
sätzlich können an den Ladesäu-
len auch die Apps und RFID-Me-
dien kooperierender Fahrstro-
manbieter genutzt werden. 

„Mit den Stadtwerken Bay-
reuth ist ein wichtiges Mitglied 
in Oberfranken hinzugekom-
men, um auch dort perspekti-
visch eine flächendeckende Ver-
sorgung mit Ladesäulen zu ge-
währleisten“, unterstrich Gün-
ter Finzel, Verantwortlicher für 
die Strukturentwicklung der 
Stadt Bayreuth und Geschäfts-
führer des Forums Verkehr & 
Planung der Europäischen Me-
tropolregion Nürnberg. Gera-
de für die Metropolregion Nürn-
berg werde so eine bestehen-
de Lücke im Ladesäulennetz ge-
schlossen. DK
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Energietage 2018 in Berlin:

Mehr Tempo in  
der Energiewende! 

Einen umfassenden Rundumblick über Energiewende und Kli-
maschutz gaben die diesjährigen Energietage in Berlin. Mehr als 
350 Referenten diskutierten in 57 Einzelkongressen, Podien und 
Workshops Rahmenbedingungen und aktuelle Trends. 

Zum Auftakt der Berliner Ener-
gietage forderte Bundesum-
weltministerin Svenja Schulze 
in ihrem Grußwort mehr Tem-
po beim Klimaschutz. Nach ih-
ren Worten ist Energieeffizienz 
ein Schlüssel zum Erfolg. „Jede 
Kilowattstunde, die wir einspa-
ren, führt zu weniger CO2-Aus-
stoß und muss nicht durch er-
neuerbare Energie erzeugt 
werden. Das gilt für die groß-
technische Nutzung von Ab-
wärme in der Industrie genauso 
wie für das energetisch sanier-
te Gebäude bis hin zum Ener-
giesparen in den eigenen vier 
Wänden.“ 

Weichen für echte  
Marktperspektive stellen

Es ist an der Zeit, schrittwei-
se die Weichen für eine ech-
te Marktperspektive zu stel-
len und den Erneuerbaren die 
Verantwortung für die Versor-
gungssicherheit zu übertragen. 
Mit einer direkten Versorgung 
in Echtzeit beliefern Erneuerba-
re sektorübergreifend Indust-
rie, Gewerbe und Haushalte. So 
schaffen es Großstädte wie Ber-
lin, sich schrittweise zu dekar-
bonisieren. Diese Perspektiven 
präsentierte Björn Spiegel von 
ARGE Netz. Er wies darauf hin, 
dass die Erneuerbaren im ersten 
Quartal 2018 bereits einen An-
teil von 40 Prozent erreicht ha-
ben. Großstädte können hierbei 
Vorreiter für die Energiewende 
werden. 

Um diese Potenziale zu nut-
zen, bedarf es dringend eines 
klaren Marktrahmens, sprich 
eines Marktdesigns für Echt-
zeit-Energiewirtschaft und der 
Möglichkeit, EE-Direktlieferver-
träge mit der Industrie zu schlie-
ßen. Dr. Jürgen Varnhorn von 
der Berliner Senatsverwaltung 
unterstrich die Bedeutung der 
Digitalisierung im Energiesys-
tem, auf deren Basis Erzeugung 
und Verbrauch in Echtzeit zu-
sammengebracht werden könn-
ten. Wie Ralf Höper, ARGE Netz 
Energie, darlegte, seien digitale 
Lösungen für die Systemverant-
wortung durch das Erneuerba-
re Kraftwerk vorhanden und die 
Erneuerbaren könnten sicher 
geliefert werden.

Fachforum Solarthermie

Im Fachforum Solarthermie 
stellte Tanja Loitz von co2on-
line die Erkenntnisse aus einem 
umfangreichen Praxistest vor. 
Ein zentrales Ergebnis: Ein Groß-
teil der Solaranlagen schöpft ihr 
Potenzial bei weitem nicht aus. 
Auch die im Anschluss präsen-
tierten Resultate aus 1.800 So-
larwärme-Checks der Verbrau-
cherzentrale zeigten auf, dass 
viele Anlagen hinter ihren Mög-
lichkeiten zurückbleiben. Axel 
Horn vom Ingenieurbüro solar 
energie information erläuter-
te, wie die Digitalisierung neue 
Chancen für die Solarthermie 
eröffnen kann. 

Gemeinsam mit Praktikern aus 
Schweden, Dänemark und deut-
schen Metropolen diskutierte 
E.ON über innovative Techno-
logien zur Umsetzung der Ener-
giewende in der Stadt und stell-
te Best-Practice-Beispiele vor. 
Die Projekte zeigen, dass, egal 
ob Malmö oder München, städ-
tische Quartiere schon heute in 
der Praxis abbilden, was morgen 
in der Breite entlang der plane-
rischen Leitplanken Dezentrali-
sierung, Dekarbonisierung und  
Digitalisierung umgesetzt wer-

den soll. Nirgendwo sonst ist 
das Potenzial für intelligente 
Sektorenkoppelung vergleich-
bar groß wie im städtisch ver-
dichteten Raum, waren sich die 
Experten einig. 

CO2-Bepreisung

Eine CO2-Bepreisung könnte 
ein kosteneffizientes Instrument 
zur Reduktion der CO2-Emissi-
onen sein, wenn sie in ein län-
der- und sektorenübergreifen-
des System eingebettet ist. Zu 
diesem Schluss kam ein bei 
den Energietagen vorgestell-
tes Gutachten des IW Köln im 
Auftrag des ZIA Zentraler Im-
mobilien Ausschuss, Spitzen-
verband der Immobilienwirt-
schaft. Für den Gebäudesektor 
könnte sich durch ein System 
der CO2-Bepreisung die Chance 
bieten, Preissignale stärker an 
CO2-Emissionen auszurichten. 

„Innovationen für mehr Kli-
maschutz, Öl weiter denken“: 
Mit diesem Titel ging die Veran-
staltung des Instituts für Wärme 
und Oeltechnik (IWO) bei den 
Energietagen an den Start. Rund 
100 Teilnehmer diskutierten 
das Potenzial treibhausgasneu-
traler Energieträger gemeinsam 
mit verschiedenen Podiums- 
teilnehmern. 

Optionen für 
die Energiewende

Eine öffentliche Diskussion zu 
Optionen für die nächste Pha-
se der Energiewende veran-
staltete das Deutsche Geo-
ForschungsZentrum GFZ. Prof. 
Christoph M. Schmidt, Vorsit-
zender des Sachverständigen-
rates zur Begutachtung der ge-
samtwirtschaftlichen Entwick-
lung (die fünf „Wirtschafts-
weisen“) erläuterte in seinem 
Impulsvortrag die Notwendig-
keit eines einheitlichen Preises 
für Kohlendioxid-Emissionen, 
gleichsam als Vergleichsmaß-
stab oder Wechselkurs. Nur da-
durch sei das Kernziel, eine glo-
bale Reduktion von Kohlendio-
xid, zu erreichen. 

Bereits zum 6. Mal vergab das 
Bundesministerium für Umwelt, 
Naturschutz, Bau und Reaktor-
sicherheit Im Rahmen der Ber-
liner Energietage den „Deut-
schen Kältepreis“. Ausgezeich-
net wurden zukunftsträchtige 
Entwicklungen im Bereich Käl-
te- und Klimatechnik, die Klima-
schutz und Energiewende voran-
treiben. In der Kategorie „Intelli-
gentes Monitoring von Kälte- und 
Klimaanlagen“ belegte dabei die 
Daikin Airconditioning Germany 
GmbH (Unterhaching) mit der Ge-
meinschaftsentwicklung WebDia-
gnose, einem Fern- und Selbstdi-
agnose-Tool, den 3. Platz. 

Unterhachinger Produktidee

Die Produktidee basiert auf 
der Beobachtung aktueller Her- 
ausforderungen im Markt, wie 
dem Fachkräftemangel sowie 
hohen Effizienz- und Umweltan-
forderungen. Mit Hilfe der Web-
Diagnose können Installations- 
und Wartungsmängel frühzeitig 
erkannt und Fehler sofort beho-
ben werden. 

Die permanente Dichtheits-
kontrolle erkennt beispielsweise 
Leckagen und verhindert damit 
übermäßigen Kältemittelaustritt. 
Die WebDiagnose ermöglicht so 
ein optimales Laufverhalten, 
führt zu geringerem Stromver-
brauch und weniger CO2- Emis-
sionen. DK

Länder wollen Stromnetz 
optimal auslasten

Die Energiewende fordert nicht nur einen Ausbau des Strom-
netzes, sondern auch eine bessere Auslastung der bestehen-
den Netzstruktur. Das ist der Tenor einer Entschließung, die der 
Bundesrat kürzlich beschlossen hat.

Die zunehmende Anzahl von dezentralen Erneuerbaren-Ener-
gie-Anlagen verändere die Planung und den Betrieb der Über-
tragungsnetze erheblich, meint der Bundesrat. Die historisch 
gewachsene Netzstruktur werde den Erzeugungsschwerpunk-
ten nicht mehr gerecht.

Ein schnellstmöglicher Netzausbau sei deshalb dringend er-
forderlich. Um bis dahin den weiteren Zubau von Erneuerba-
ren-Energie-Anlagen bei zugleich begrenzten Kosten für die 
Netzstabilisierung zu ermöglichen, müsse das Bestandsnetz 
optimal genutzt werden.

Als mögliche Maßnahmen bezeichneten die Länder den Ein-
satz von Freileitungsmonitoring und Hochtemperaturleitersei-
len. Deren Verwendung könne kurzfristig dazu beitragen, die 
Übertragungskapazitäten von Bestandsleitungen signifikant zu 
erhöhen. Die Bundesregierung solle deshalb gemeinsam mit 
den Netzübertragungsbetreibern geeignete Trassen für den 
Einsatz dieser Technologien identifizieren und dafür sorgen, 
dass sie zeitnah zur Anwendung kommen.

Darüber hinaus verweist der Bundesrat auf Querregeltrans-
formatoren. Auch sie könnten für Entlastung sorgen. Er appel-
lierte daher an die Bundesregierung, gemeinsam mit den Über-
tragungsnetzbetreibern die Einsatzmöglichkeiten sowie das 
Entlastungspotenzial von lastflusssteuernden Elementen un-
verzüglich zu prüfen. Auch das Auslastungsmonitoring hält er 
für ein geeignetes Instrument zur Optimierung der Stromnet-
ze. Damit ließe sich die Übertragungskapazität von engpassbil-
denden Teilstrecken um bis zu 50 % erhöhen. Die Entschließung 
wird nun an die Bundesregierung weitergeleitet. r

Datenbank für solare  
Gebäude gestartet

Solargeneratoren tragen bei immer mehr Neubauten und sa-
nierten Gebäuden einen bedeutenden Teil zur Stromversor-
gung bei. Verbesserte Speichermöglichkeiten für Solarstrom so-
wie die sinkenden Kosten für Solarsysteme verstärken diesen 
Trend weiter. So stieg in Europa der Zubau von Photovoltaikan-
lagen zwischen 2016 und 2017 um 28 %. Vielversprechend ist 
der Markt für bauwerkintegrierte Photovoltaik (BIPV). Schät-
zungen zufolge könnte er in Europa im Jahr 2020 bereits über  
5 Mrd. Euro erreichen.

Einen umfassenden Überblick 
über die große Vielfalt an Ge-
bäuden mit PV-Anlagen bietet 
das neue Webportal www.sola-
rage.eu. Das B2B-Portal für so-
lare Architektur ging anlässlich 
des BIPV-Forums in Bad Staffel-
stein an den Start. Architekten, 
Gebäudeplaner, Bauherren und 
die Immobilienwirtschaft kön-
nen sich hier über neue Solar-
produkte und beispielhafte Re-
ferenzobjekte der solaren Ar-
chitektur informieren. 

Im Mittelpunkt des Angebots 
steht eine Datenbank zu welt-
weit realisierten Beispielgebäu-
den aller Art mit Aufdachgene-
ratoren, Indachsystemen oder 
Solarfassaden. Zum Start des 
Webportals waren rund 50 Ge-
bäude eingestellt. Jedes Gebäu-
de wird mit einer Kurzbeschrei-
bung und einem ausführlichen 

Dossier vorgestellt. Die Daten-
bank wird wöchentlich erwei-
tert und ergänzt.

Umfangreiche Dossiers 

Neben den Beispielgebäuden 
bietet das Portal den B2B-Ziel-
gruppen auch eine Datenbank 
für Solarprodukte, in der bereits 
320 Einträge vorhanden sind 
und die permanent gepflegt und 
weiterentwickelt wird. 

Umfangreiche Dossiers zu in-
tegrierten Solargeneratoren, 
Blitzschutz, Brandschutz und 
Stromverbrauch im Gebäude er-
gänzen das Angebot. 

Außerdem erhalten die Abon-
nenten zahlreiche Tipps, Hinwei-
se, Planungstools und Check-
listen. Der Branchendienst bie-
tet seine Fachinformationen auf 
Deutsch und Englisch. r



Damit auch Bayerns Regionen Fahrt aufnehmen
können, braucht es eine flächendeckende Lade -
infrastruktur. Für Kommunen sind wir der fachkun-
dige Partner: von der Ladesäule über die Wartung
bis zur Abrechnung. Sprechen Sie uns bitte an.

www.bayernwerk.de/elektromobilitaet

Wir machen 
Bayern …

-mobil
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20-jähriges Jubiläum der Bundesnetzagentur:

Von Staatsmonopolen 
zu effizienten Dienstleistern

Mit einem Festakt in Bonn hat die Bundesnetzagentur ihr 20-jäh-
riges Bestehen gefeiert. Die Veranstaltung, zu der Vertreter aus 
Politik und Wirtschaft geladen waren, stand unter dem Motto „20 
Jahre Verantwortung für Netze“. Festrednerin war Bundeskanzle-
rin Dr. Angela Merkel.

1998 wurde die Regulierungs-
behörde im Zuge der Liberalisie-
rung der Post- und Telekommu-
nikationsmärkte gegründet. Sie 
sorgte für Wettbewerb auf die-
sen Märkten und übernahm ho-
heitliche Aufgaben wie die Fre-
quenz- und Nummernvergabe 
oder die Funkstörungsbearbei-
tung. 2005 erfolgte die Umbe-
nennung in Bundesnetzagentur. 
Zu den bisherigen Aufgaben ge-
sellte sich die Regulierung der 
Strom- und Gasmärkte. 2006 
wurde der Aufgabenbereich um 
die Regulierung der Eisenbahn 
erweitert. Als Folge der Energie-
wende erhielt die Bundesnetz-
agentur ab 2011 außerdem die 
Verantwortung für die Geneh-
migung von Stromnetzen und 
übernahm Aufgaben bei der 
Stromversorgungssicherheit. 

Verantwortung für 
lebenswichtige Netze

Wie Jochen Homann, Präsi-
dent der Bundesnetzagentur, 
betonte, „sind wir heute die 
wichtigste Infrastrukturbehör-
de in Deutschland. Wir feiern 
20 Jahre Verantwortung für le-
benswichtige Netze. Der Wett-
bewerb ist dabei der Motor.“ 
Mit der politischen Entschei-
dung für die Energiewende ste-
he der Energiesektor vor seiner 

größten Herausforderung. „In 
diesem komplexen Spannungs-
feld sorgen wir dafür, dass das 
Gesamtsystem funktioniert“, so 
Homann.

„Eine völlig neue Aufgabe für 
uns ist die Genehmigung der 
Stromleitungen. Das zeigt, wie 
dynamisch sich unser Haus wei-
terentwickelt hat. Beim Netz-
ausbau betreten wir auch kom-
munikativ Neuland. Wir spre-
chen direkt mit Anwohnern, Zi-
vilgesellschaft und Kommunen, 
erklären die Notwendigkeit für 
Stromleitungen und entschei-
den am Ende über ihren Ver-
lauf“, ergänzte Homann.

Aubau der Gigabitnetze

Bundeskanzlerin Angela Mer-
kel mahnte in ihrer Festrede zur 
Eile - vor allem beim Ausbau flä-
chendeckender Gigabitnetze. Die 
Bundesnetzagentur solle sich um 
die Weiterentwicklung kümmern. 
Seit 20 Jahren sei sie für fairen 
Wettbewerb in den Bereichen 
Strom, Gas, Schienenverkehr und 
Internet verantwortlich. 

„Leistungsfähige Infrastruk-
turen bestimmen auch die At-
traktivität unseres Wirtschafts-
standorts“, hob Merkel hervor. 
Eile sei deshalb gerade beim 
Breitbandausbau geboten. Im 
Koalitionsvertrag sei vereinbart, 

bis 2025 gigabitfähige flächen-
deckende Netze in Deutschland 
zu errichten. Das sogenannte 
Echtzeitinternet im 5G-Netz ste-
he bereits in den Startlöchern.

Dabei sei es Aufgabe der Bun-
desnetzagentur, Voraussetzun-
gen für eine moderne, verlässli-

che und lückenlose Mobilfunk-
versorgung zu schaffen. Es gehe 
um mehr, als nur Funklöcher zu 
schließen, machte die Kanzlerin 
deutlich. Die Behörde werde da-
für die Versteigerung von 5G-Li-
zenzen organisieren. Zusätzlich 
sei eine App geplant, mit der man 
Funklöcher nach dem Prinzip ei-
nes Staumelders erfassen kann. 

Aufbruch 
verkrusteter Strukturen

Der Bundesnetzagentur ist 
es aus ihrer Sicht zu verdan-

ken, dass man in Deutschland 
von Staatsmonopolen zu Wett-
bewerb gekommen sei. Heute 
wüssten Verbraucher die vielen 
Telekommunikationsdienstleis-
tungen oder auch die Auswahl 
an Strom- und Gasanbietern zu 
schätzen. Die Kanzlerin unter-
strich, dass mit Hilfe der Behör-
de aus Staatsunternehmen mit 
teils verkrusteten Strukturen ef-
fiziente Dienstleister geworden 
seien.

Ausgezeichneter Ruf

Bundeswirtschaftsminister Pe-
ter Altmaier würdigte seinerseits 
die Rolle der BNetzA, die täg-
lich hervorragende Arbeit leis-
te und sich in den 20 Jahren ih-
res Bestehens national wie inter-
national einen ausgezeichneten 
Ruf erarbeitet habe. „Die Bun-
desnetzagentur hat erfolgreich 
dazu beigetragen, dass sich der 

Wettbewerb bei den Netzen im 
Telekommunikations-, Post- und 
Energiebereich entwickelt hat.“ 
Gerade dies stärke die Verbrau-
cher täglich. 

Kernaufgabe

Beim Ausbau der Stromnet-
ze stehe die Bundesnetzagentur 
vor einer großen Herausforde-
rung. Die Bundesnetzagentur sei  
Genehmigungsbehörde für die 
großen Stromtrassen von Nord 
nach Süd, womit sie eine der 
Kernaufgaben der Energiewen-
de innehabe. Bei dieser Aufga-
be müssten Bund, Länder, Kom-
munen und alle Beteiligten noch 
schneller werden. „Wir werden 
der Bundesnetzagentur schlag-
kräftigere Instrumente an die 
Hand geben. Noch vor der Som-
merpause werden wir hierzu 
konkrete Vorschläge vorlegen“, 
unterstrich Altmaier. DK

Bundesverband Geothermie:

Bayerische Fortschritte
Neuigkeiten aus Thalkirchen, Tittmoning und Garching vermeldet 
der Bundesverband Geothermie: So entsteht nach seinen Anga-
ben am Heizkraftwerk Süd in Thalkirchen nicht nur die stärkste 
Geothermieanlage Münchens: Sie wird sogar die bislang größte 
Geothermieanlage Deutschlands. Mit einer Leistung von 50 Me-
gawatt soll sie ab dem Jahr 2020 Ökowärme für 80.000 Münch-
ner liefern.

Die Arbeiten an den sechs 
Bohrlöchern haben begonnen. 
Auf der Baustelle wird rund um 
die Uhr gearbeitet. Der mit Indus-
triediamanten bestückte Bohr- 
kopf wird sich in den kommen-
den Monaten wiederholt in Tie-
fen bis zu 3.100 Metern vorarbei-
ten. 

Ökowärme für  
80.000 Münchner Bürger

Für die neue Geothermiean-
lage werden von einem Bohr-
platz aus insgesamt sechs Boh-
rungen sternförmig in eine Tie-
fe von 2.800 bis 3.100 Metern 
„abgeteuft“. Nach 900 Bohrme-
tern werden diese horizontal ab-
gelenkt. Ziel ist es, dass Förder- 
und Injektionsbohrung im Tie-
fengrundwasserleiter mehr als 

1.200 Meter auseinanderliegen. 
Durch diese Distanz wird ver-
hindert, dass es zum sogenann-
ten hydraulischen Kurzschluss 
kommt, also das in den Unter-
grund zurückgeleitete, abgekühl-
te Wasser erneut über die För-
derbohrung gehoben wird. 

Die Besonderheit bei der An-
lage in der Schäftlarnstraße ist, 
dass die SWM zum ersten Mal 
mitten in München bohren. Des-
halb wurde nach deren Angaben 
ein spezielles Lärmvermeidungs-
konzept entwickelt. Die Auswir-
kungen auf die Umgebung sol-
len so auf ein Minimum redu-
ziert werden. Das Konzept bein-
haltet u. a. laufende Messungen, 
um Lärmquellen sofort auffinden 
und steuern zu können, Lärm-
schutzwände, eine besonders 
leise Bohranlage und eine ange-
passte Baustellenlogistik. So er-
folgen die lärmintensiven Liefer- 
und Abladevorgänge fast aus-
schließlich tagsüber. 

Bohrungen haben 
Leuchtturmcharakter

Dieses Projekt zählt derzeit zu 
Europas größten Geothermiepro-
jekten zur Wärmegewinnung. Die 
Geothermiebohrungen für die 
SWM haben insbesondere auf-
grund des Umfangs im innerstäd-
tischen Bereich Leuchtturmcha-
rakter für die Nutzung der Geo-
thermie als erneuerbare Ener-
giequelle in Deutschland und 
Europa. 

Bis Ende 2019 sollen die Bohr-
arbeiten abgeschlossen sein. 
Dann wird die Heizzentrale er-
richtet, in der die Technik unter-
gebracht wird. Im Anschluss be-
ginnen Langzeitpumpversuche 
und die Feinjustierung der An-
lage. Im Jahr 2020 soll sie dann 
endgültig ans Netz gehen.  

Konkrete Pläne, die Quellen 
zur Energiegewinnung anzuzap-
fen, gibt es in Tittmoning (Land-
kreis Traunstein). Momentan lau-
fen naturschutzfachliche Un-
tersuchungen, bis 2019 will der 
Investor des Projekts, die „Geoe-
nergie Bayern“, alle notwendigen 
Gutachten und Genehmigungen 
einholen. Das Projekt könnte im 
Jahr 2020 starten. Für den Bohr-
platz würden letztlich rund zwei 
Hektar Fläche gebraucht. Die ge-
wonnene Energie aus 4.000 Me-
tern Tiefe könnte für die Fern-
wärme und zur Verstromung ge-
nutzt werden. 

Im Entstehen ist außerdem ge-
rade eine Anlage in Garching an 
der Alz: Der Bohrplatz ist dort 
schon errichtet. Nun beginnt die 
rund sechsmonatige Bohrpha-
se. Zunächst wird die Bohranlage 
aufgebaut, danach werden zwei 
Bohrungen im Abstand von etwa 
12 Metern erstellt: Aus der soge-
nannten Fördersonde wird künf-
tig das warme Thermalwasser ge-
fördert, die Re-Injektionssonde 
leitet dann das abgekühlte Ther-
malwasser nach der Abgabe der 
Wärmeenergie wieder in die Ge-
steinsschicht zurück. 

Geologisches Ziel der Tiefen-
geothermiebohrung ist der so ge-
nannte Malm in der Südost-Mo-
lasse der Bayerischen Voralpen 
in ca. 3.600 Meter Tiefe. In dieser 
durchlässigen Gesteinsschicht er-
wartet Silenos Energy rund 120 
°C bis 130 °C warmes Wasser. Pro 
Tag wird je nach Gesteinsschicht 
ca. 50 bis 200 Meter in die Tie-
fe gebohrt. Nach den einzelnen 
Bohrungen gibt es jeweils eine 
zweiwöchige Testphase. Mit ers-
ten Ergebnissen wird im Juli ge-
rechnet. DK

Energieausweise 
neu beantragen

Energiesparendes Bauen ist in Deutschland längst Standard. 
Die Energieeinsparverordnung (EnEV) legt dazu energetische 
Mindestanforderungen an das Gebäude fest, vor allem hin-
sichtlich der Wärmedämmung sowie der Heizungs- und Kli-
matechnik. 

Bereits seit Juli 2008 müssen Eigentümer interessierten 
Käufern und neuen Mietern den Energieausweis der Immo-
bilie vorlegen. Hausbesitzer aufgepasst: Energieausweise, die 
im Jahr 2008 für bis 1966 errichtete Wohngebäude ausgege-
ben wurden, verlieren in diesem Jahr nach zehn Jahren ihre 
Gültigkeit. Eigentümer solcher Immobilien müssen daher ei-
nen neuen Ausweis beantragen, wenn sie in Zukunft vermie-
ten, verkaufen oder verpachten möchten. Dazu können sie 
sich an einen qualifizierten Energieberater wenden. 

Unter www.energie-effizienz-experten.de stellt etwa die 
Deutsche Energie-Agentur eine Liste mit Beratern zur Ver-
fügung. Gebäude mit Baujahr nach 1966 benötigen ab 2019  
einen neuen Energieausweis, da er erst ab 2009 verpflichtend 
wurde. r

Wasserschutz mit Biogas 
Fachverband Biogas startete Informationsoffensive  

zu gewässerschonender Betriebsführung 

Freising. „Energiepflanzen leisten einen wichtigen Beitrag zum 
Wasserschutz.“ Auf diesen Zusammenhang weist der Geschäfts-
führer im Fachverband Biogas, Dr. Stefan Rauh, anlässlich des 
Weltwassertages hin. 

Auf rund 1,5 Millionen Hektar 
werden in Deutschland Pflanzen 
für die Vergärung in Biogasanlagen 
angebaut. Das sind gut zwölf Pro-
zent der zur Verfügung stehenden 
Ackerfläche. Als Alternative bzw. 
Ergänzung zum Mais, der aktuell 
am häufigsten eingesetzten Ener-
giepflanze, werden immer häufi-
ger breite Fruchtfolgen angebaut. 

Besonders vorteilhaft für den 
Boden und damit auch für das 
Wasser sind dabei mehrjährige 
Pflanzen. Aufgrund ihrer tiefen 
Durchwurzelung und der dauer-
haften Bodenbedeckung wird so-
wohl die oberflächliche Erosion 
vermieden und damit Seen und 
Flüsse geschützt als auch die Aus-
waschung von Nitraten ins Grund-
wasser verhindert. Die obsolete 
Bodenbearbeitung wirkt sich zu-
dem positiv auf Bodenlebewesen 
wie beispielsweise Regenwürmer 
aus. 

Zu den mehrjährigen Energie-
pflanzen gehören unter anderem 
Riesenweizengräser, Wildpflanzen-
mischungen oder die Durchwach-
sens Silphie. Letztere hat sich 
in den letzten Jahren zu einem 
der Shootingstars unter den Bio-

gas-Pflanzen entwickelt. Die mehr-
jährige Pflanze wird bis zu zweiein-
halb Meter hoch, blüht von Juni bis 
August leuchtend gelb und wird 
gerne von Insekten angeflogen. 
Für die Betreiber von Biogasanla-
gen besonders interessant ist der 
mit dem Mais vergleichbare Ga-
sertrag je Hektar. Zudem kann die 
Durchwachsene Silphie seit die-
sem Jahr als ökologische Vorrang-
fläche im Rahmen des Greenings 
angerechnet werden, weshalb Ste-
fan Rauh mit einem weiteren star-
ken Anstieg der Anbaufläche rech-
net. Bereits von 2015 bis 2017 hat 
sich die Hektarfläche von rund 100 
auf knapp 2000 erhöht. 

Aber auch einjährige Ener-
giepflanzen wie die Mischkultur 
Wickroggen, Untersaaten und Zwi-
schenfrüchte verbessern nach-
weislich die Bodenstruktur und 
sorgen ebenfalls für eine winterli-
che Bodenbedeckung. Die lila Blü-
ten der Wicke werden im Mai und 
Juni gerne von Insekten angeflo-
gen. 

„Mit Biogas haben wir die Mög-
lichkeit, die Artenvielfalt auf un-
seren Feldern zu erhöhen und da-
mit einerseits den Boden und das 
Wasser zu schützen und darüber 
hinaus den wildlebenden Tieren 
und Insekten wertvollen Lebens-
raum zur Verfügung zu stellen“, 
fasst Rauh zusammen. 

Darüber hinaus startete der 
Fachverband Biogas im vergan-
genen Jahr eine Informationsin-
itiative, mit dem Ziel, die Betrei-
ber für einen gewässerschonen-
den Betrieb zu sensibilisieren. 
Diese beinhaltet unter anderem 
Arbeitshilfen sowie zahlreiche 
Veranstaltungen zur Umsetzung 
der neuen Düngeverordnung – 
häufig in Zusammenarbeit mit 
den Behörden. r
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Bayerns Kommunen stehen vor großen Herausforderungen.  
Als Förderbank für Bayern finanzieren wir klassische kommunale 
Projekte genauso wie Investitionen in höhere Energieeffizienz. 
Gerne beraten wir Sie kostenfrei über unsere Förderangebote. 
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WIR FÖRDERN 
OBEN UND UNTEN

Stamatelopoulos, Vorsitzender 
des Aufsichtsrats der Obere Do-
nau Kraftwerke AG (ODK). „Um 
die Wasserkraft fit für die Zu-
kunft zu machen, sind Projek-
te wie INADAR ganz entschei-
dend. Als Eigentümer der Was-
serkraftwerke in Oberelchingen 
und Offingen sind wir stolz, Teil 
eines so wegweisenden Projekts 
zu sein und sind deshalb gerne 
Finanzierungspartner.“

Das Prinzip der Öko-Berme hat 
sich bereits bewährt. Das zeigen 
Ergebnisse von Musterstrecken, 
die BEW bereits bei Leipheim, 
Günzburg und Offingen gebaut 
hat. In Günzburg wurde dar-
aufhin auf einer Länge von 800 
Metern eine Öko-Berme reali-
siert, die allerdings nicht Teil des 
EU-Projektes ist. 

Wissenschaftliche Begleitung

Wie konkret die positiven Aus-
wirkungen auf die Umwelt sind, 
wird ebenso wissenschaftlich 
untersucht wie die Auswirkun-
gen auf die Dammstabilität und 
die Wirtschaftlichkeit des Ver-
fahrens. Diese Aufgaben über-
nehmen die Universität Inns-
bruck und das Aueninstitut Neu-
burg, die das Projekt bis 2019 
begleiten. „Das Monitoring soll 
den Vorbildcharakter der Maß-
nahmen unterstreichen. Ziel des 
Projektes ist schließlich auch, 
das Verfahren auf vergleichba-
re Flüsse in Europa zu übertra-
gen und die Genehmigungsver-
fahren zu vereinfachen“, sagt 
BEW-Geschäftsführer Prof. Dr. 
Frank Pöhler. Partner des Pro-
jekts sind außerdem die Techni-
sche Universität München und 
der VGB PowerTech e.V. (Fach-
verband der Strom- und Wär-
meerzeuger).

Die Kraftwerke Oberelchingen 
und Offingen gehören zu den 

An der Staustufe Offingen haben die Projektpartner die ökologische Dammsanierung bereits vor etwa 
einem Jahr abgeschlossen. Wie auch in Oberelchingen gestaltete BEW hier neue naturnahe Ufer-
strukturen, legte Inseln an und brachte Wasserbausteine und Totholz ein. Auf diese Weise sind auf 
den Sedimenten naturnahe Strukturen und damit wertvolle neue Lebensräume für Tiere und Pflan-
zen entstanden. Unser Bild zeigt (v.l.): Ralf Klocke, Leiter Asset Management BEW; Georgios Stama-
telopoulos, Vorsitzender des Aufsichtsrats der Obere Donau Kraftwerke AG (ODK); Wolfgang Schenk, 
Bürgermeister von Lauingen; MR Gregor Overhoff, Bayerisches Umweltministerium; Sabine Krätsch- 
mer, stellvertretende Landrätin des Landkreises Neu-Ulm; MDirig. Rudolf Escheu, Bayerisches Wirt-
schaftsministerium; Norbert Schürmann, LEW-Vorstandsmitglied; Markus Ferber, MdEP und Prof. 
Dr. Frank Pöhler, BEW-Geschäftsführer. Bild: LEW

Gemeinsam mit dem Europa- 
abgeordneten Markus Ferber 
und weiteren Vertretern aus Po-
litik, Wirtschaft und Umwelt hat 
BEW nun die Baumaßnahmen 
des Projekts offiziell abgeschlos-
sen. Das begleitende Monito-
ring wird noch bis 2019 dauern.

Ökologisch orientierte  
und ökonomisch tragfähige 
Wasserkraft

„Unser Leitbild ist eine öko-
logisch orientierte und ökono-
misch tragfähige Wasserkraft. 
Wir wollen die nachhaltige Was-
serkraft mit neuen Ideen und 
Konzepten weiter voranbrin-
gen. Entscheidend ist dabei die 
gute und vertrauensvolle Zu-
sammenarbeit mit allen Betei-
ligten – von den Bürgern über 
Kommunen und Behörden bis 
hin zu Verbänden und der Wis-

senschaft“, sagt LEW-Vorstands-
mitglied Norbert Schürmann. 
„Mit dem Projekt INADAR zei-
gen wir ein weiteres Mal, dass 
Naturschutz, Klimaschutz und 
Wasserkraft gut zusammenpas-
sen. Die Förderung des Projekts 
durch die EU ist für uns und un-
sere Projektpartner eine groß-
artige Auszeichnung.“

Schonung der Wälder

Bisher war die Sanierung von 
Dämmen mit erheblichen Ein-
griffen in die Natur und langwie-
rigen Genehmigungsverfahren 
verbunden. Genau hier setzt das 
Projekt INADAR mit einer inno-
vativen Art der Dammsanierung 
an: Der Platz für den Hochwas-
serschutz entsteht dabei nicht 
auf der Landseite sondern direkt 
am Ufer. Auf diese Weise wer-
den die angrenzenden Donau- 

Auwälder geschont und der 
Uferbereich gleichzeitig ökolo-
gisch aufgewertet.

Die Sanierungsarbeiten glie-
derten sich im Wesentlichen in 
zwei Bauabschnitte: In einem 
ersten – technischen – Schritt 
wurde der Damm verbreitert 
beziehungsweise erhöht und 
auf der Wasserseite mit Wurzel-
schutzmatten ausgestattet. Die 
speziellen Matten haben eine 
Dichtungsfunktion und schüt-
zen so die Dämme der Staustufe. 
Anschließend wurden Kies und 
Sedimente aufgeschüttet. Im 
zweiten Schritt hat BEW die öko-
logischen Maßnahmen in Angriff 
genommen und die Uferberei-
che neu gestaltet. Mit Hilfe von 
Totholz und Wasserbausteinen 
entstanden auf den Sedimenten 
naturnahe Strukturen und da-
mit wertvolle neue Lebensräu-
me für Tiere und Pflanzen.

Innovatives Konzept  
mit Vorbildcharakter

„Mit dem Förderprogramm 
LIFE unterstützt die Europäische 
Union Maßnahmen in den Be-
reichen Biodiversität, Umwelt- 
und Klimaschutz. Das Projekt 
INADAR war 2015 deutschland-
weit das einzige LIFE-Projekt aus 
dem Bereich Umwelt, das bewil-
ligt wurde“, sagt Markus Ferber. 
„Ich bin stolz, dass wir hier in 
der Region ein Projekt mit einer 
solchen Strahlwirkung haben. 
Das innovative Konzept kann 
Vorbild für viele ähnliche Vorha-
ben in Europa sein.“

Tragende Säule  
der Energiewende

Die Gesamtkosten für die bei-
den Vorhaben belaufen sich auf 
rund 1,4 Millionen Euro. Die EU 
unterstützt den ökologischen 
Teil des Gesamt-Projekts IN-
ADAR mit 600.000 Euro. Die 
restlichen Kosten trägt die Obe-
re Donau Kraftwerke AG, die Ei-
gentümerin der Kraftwerke in 
Offingen und Oberelchingen. 

„Wasserkraft ist eine tragende 
Säule der Energiewende. Sie ist 
umweltfreundlich, ressourcen-
schonend, emissionsfrei und vor 
allem sicher verfügbar. Die Däm-
me und Deiche sind darüber hin-
aus wichtiger Teil des Hochwas-
serschutzes“, sagt Dr. Georgios 
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Bayerische Elektrizitätswerke schließen Baumaßnahmen in Oberelchingen und Offingen ab:

Öko-Damm für die Donau
Begleitendes Monitoring des Öko-Damms durch Wissenschaft dauert bis 2019 

Pilotprojekt INADAR hat europaweiten Vorbildcharakter 

Den Hochwasserschutz verbessern und gleichzeitig ökologisch 
wertvolle Lebensräume für Tiere und Pflanzen schaffen – das ist 
das Ziel eines EU-weiten Pilotprojekts der Bayerischen Elektrizi-
tätswerke GmbH (BEW). Dazu hat BEW in den vergangenen zwei 
Jahren an den Staustufen Offingen und Oberelchingen auf ei-
ner Länge von jeweils 500 Metern sogenannte Öko-Bermen ein-
gebaut und damit eine ganz besondere Art der Dammsanierung 
realisiert. Das Pilotprojekt mit dem Namen INADAR (Innovative 
approach for dam restoration) wird von der EU im Rahmen des 
Programms LIFE gefördert und hat Vorbildfunktion für ähnliche 
Vorhaben in Europa.

Wasserkraft und Naturschutz Hand in Hand: Eine Heimat für die 
Flussseeschwalbe an der Donau schufen BEW und Untere Na-
turschutzbehörde des Landkreises Dillingen. Gemeinsam veran-
kerten sie am Stausee Faimingen ein Brutfloß. Die Finanzierung 
gelang über den Förderfonds des Ökostromprodukts LEW Strom 
Aqua Natur. Die seltene Vogelart kommt im Vogelschutzgebiet 
rund um den Stausee bereits vor, allerdings fehlten bislang geeig-
nete Nistplätze. „Positive Auswirkungen auf die Population dieser 
Vogelart erzielte man mit ähnlichen Brutflößen an Iller, Wertach 
und Günz“, wusste Peter Kraus, Leiter Kommunalbetreuung bei 
LEW zu berichten. BEW betreibt an der Donau zwischen Ober- 
elchingen und Donauwörth insgesamt zehn Wasserkraftwerke. 
 Bild: LEW / Thorsten Franzisi

sechs leistungsstarken Donau-
kraftwerken der Obere Donau 
Kraftwerke AG (ODK). Die Was-
serkraftwerke Oberelchingen, 
Leipheim, Günzburg, Offingen, 
Gundelfingen und Faimingen er-
zeugen jährlich etwa 290 Millio-
nen Kilowattstunden Strom aus 
erneuerbarer Energie. Mit die-
ser Menge können etwa 83.000 
Haushalte das ganze Jahr über 
mit elektrischer Energie ver-
sorgt werden. Die ODK gehört 
zu 60 Prozent der Rhein-Main-
Donau GmbH (RMD), München, 
und zu 40 Prozent der Ener-
gie Baden-Württemberg AG 
(EnBW), Stuttgart. Die Wasser-

kraftwerke werden von BEW be-
trieben und von deren Zentral-
warte in Gersthofen bei Augs-
burg aus ferngesteuert.

Die Bayerische Elektrizitäts-
werke GmbH (BEW) ist ein 
100-prozentiges Tochterunter-
nehmen der Augsburger Lech-
werke AG. BEW unterhält und 
betreibt 36 Wasserkraftwer-
ke an Donau, Günz, Iller, Lech 
und Wertach und gehört damit 
zu den führenden Wasserkraft-
werksbetreibern in Bayern. Das 
Unternehmen erzeugt jährlich 
rund eine Milliarde Kilowatt-
stunden Strom aus regenerati-
ver Wasserkraft.  r

Alfred Finnbogason, Stürmerstar des FC Augsburg, ist zuhause in 
Island mit einem Elektroauto unterwegs. Zum Laden des Fahr-
zeugs setzt er dabei auf die LEW eBox –  eine Ladestation für Elek-
troautos der Lechwerke. Als einer der ersten hat er dabei einen 
neuen Service der Lechwerke (LEW) genutzt und seine Ladebox 
individuell gestaltet: natürlich im FCA-Design! „Unseren Strom-
bedarf in Island decken wir schon jetzt vollständig mit erneuerba-
ren Energien ab, vor allem aus Erdwärme und Wasserkraft. Da ist 
Elektromobilität der logische nächste Schritt“, sagt Finnbogason. 
„Was die Ladetechnik angeht, haben mich die Angebote von LEW 
am meisten überzeugt.“Mit einer Ladeleistung von bis zu 11 Kilo-
watt kann ein Elektrofahrzeug mit der LEW eBox bis zu fünfmal 
schneller im Vergleich zu einer haushaltsüblichen Steckdose ge-
laden werden. Weitere Infos unter: www.lew.de/energiezukunft/ 
e-mobility/elektroautos/ladeinfrastruktur/lew-ebox.
 Bild: LEW / Christina Bleier
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Energiekonzepte 
für die Zukunft - 
Wir realisieren mit Ihnen ökologische 
und ökonomische Ziele

n  Beratung
n  Konzeptentwicklung
n  Planung
n  Umsetzung
n  Projektmanagement
n  Energiemanagement
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Das Stadtquarti er der Zukunft 
Energieautarke Stadtviertel dank intelligenter Sektorenkoppelung mit rati oplan

Dollnstein. Die Sektorenkopplung ist nicht nur zentraler Baustein, 
sondern der Schlüssel zur Energiewende. Stark vorangetrieben 
wird heute bereits vor allem die Kopplung der Sektoren Strom 
und Wärme: Wärmepumpen gelten als Schlüsseltechnologie für 
die Integrati on von erneuerbarem Strom im Niedertemperatur-
bereich. Sie können überschüssigen Strom sowohl in Nahwärme-
netze einspeisen, als auch ihn durch Puff erspeicher für den Haus-
haltsbedarf nutzbar machen. Doch auch der Sektor Verkehr muss 
für eine erfolgreiche Energiewende in Zukunft  noch stärker for-
ciert werden – mit der rati oplan GmbH aus dem oberbayerischen 
Dollnstein wird diese Vision schritt weise zur Realität. Das Ziel ist 
es, ganze Stadtviertel, mit perfekt aufeinander abgesti mmten 
Komponenten, energieautark zu machen und dabei die Synergien
der Sektoren Wärme, Strom und Verkehr opti mal zu nutzen.

Auf dem Weg zur Energiewen-
de bietet die rati oplan GmbH 
aus dem oberbayerischen Dolln-
stein vielseiti ge Lösungswege. 
Mit maßgeschneiderten Kon-
zepten für kalte Nahwärmenet-

Strom für Elektroautos bereitge-
stellt und verkauft  werden. Dies 
gelingt beispielsweise mit in die 
Ladesäulen integrierten Batt e-
riespeichern, die den produzier-
ten Strom aus Photovoltaik-An-

lagen nutzen; so ist der Grund-
stein für die Kopplung mit dem 
Mobilitätssektor gelegt.

Ökologische und 
ökonomischen Nachhalti gkeit

Bei diesem von rati oplan ent-
wickelten Energiekonzept pro-
fi ti eren die Bewohner der ver-
sorgten Stadtviertel insbeson-
dere von der ökologischen und 
ökonomischen Nachhalti gkeit. 
Alle PV-Anlagen, Batt eriespei-
cher etc. befi nden sich in Be-
treiberhand – in den meisten 
Fällen sind dies die ortsansässi-
gen Stadtwerke – wodurch der 
Verbraucher einen vergünsti g-
ten Strom nutzen kann, der un-
ter marktüblichen Strompreisen 
liegt. Für Überschüsse oder Defi -
zite in der Erzeugung im gesam-
ten Quarti er gibt es einen zentra-
len Bezugs- und Einspeisepunkt, 
sodass Strom und Wärme zu je-
der Jahreszeit zur Verfügung ste-
hen. Mit der Wärmetrasse wird 
neben Trinkwasser, Abwasser 
und Entwässerung auch Strom 
zu den Verbrauchern verlegt; zu-
dem wird eine Kommunikati on 
zu jedem Abnehmer gewährleis-
tet um dezentrale Wärmepum-
pen, dezentrale PV-Anlagen und 
Batt eriespeicher intelligent steu-
ern zu können.  

Komfortabel Sonnenstrom tanken. Bild: rati oplan

ze konnte das im Jahr 2017 aus-
gegründete Unternehmen be-
reits einige Erfolge verzeichnen. 
Mit Arealnetzkonzepten für gan-
ze Stadtquarti ere geht rati oplan 
folgerichti g einen Schritt  wei-
ter und macht die Zukunft svi-
sion Stück für Stück zur Reali-
tät: Energieversorgungskonzep-
te für Mehrgenerati onenquar-
ti ere verknüpfen die Sektoren 
Wärme, Strom und Verkehr und 
sollen ganze Stadtviertel strom- 
und energieautark machen.

Die Zukunft svisionen von ra-
ti oplan sehen den Aufb au eines 
eigenen Stromnetzes für gan-
ze Stadtviertel vor sowie die 
Inbetriebnahme eines kalten 
Nahwärmenetzes. Für die Kon-
zepti on werden verschiedene 
Komponenten notwendig, die 
zusammen ein effi  zientes Zu-
sammenspiel ergeben – darun-
ter beispielsweise Gas-Block-
heizkraft werke für den perma-
nenten Wärme- und Strom-
bedarf der Verbraucher, eine 
zentrale Luft wärmepumpe zum 
Heizen und Kühlen, dezentra-
le Wärmepumpen und Photo-
voltaik-Anlagen. Auch E-Mobili-
tät soll im Stadtquarti er der Zu-
kunft  zum Einsatz kommen: An 
öff entlichen Ladesäulen kann 

Bayerngas Energy und BayWa r.e. 

Netzwerk für Effi  zienz 
und Erneuerbare

Die Bayerngas Energy GmbH und die BayWa r.e. renewable ener-
gy GmbH starten zusammen mit 15 teilnehmenden Unterneh-
men das neue Energieeffi  zienznetzwerk 4E. Der Netzwerkname 
4E steht für „Erneuerbare Energien und Energieeffi  zienz“ und bie-
tet die gesamte Themen-Bandbreite von Energieeinsparungen 
über effi  zienten Erdgaseinsatz bis hin zur Installati on erneuerba-
rer Energielösungen für den Eigenverbrauch.   

Ziel des neuen Netzwer-
kes ist es, durch einen intensi-
ven Erfahrungsaustausch zwi-
schen den Partnern kostenop-
ti miert und nachhalti g CO2-Ein-
sparungen zu realisieren. Das 
Programm hat eine Laufzeit von 
drei Jahren und wird von der 
Forschungsstelle für Energie-
wirtschaft  (FfE) in München mo-
deriert. Auf Basis eines jährli-
chen Monitorings wird nach En-
de der Laufzeit ein Abschlussbe-
richt vorgelegt. Das Netzwerk 
ist Teil der der Bundesiniti ati ve 
Energieeffi  zienz-Netzwerke. 

BayWa r.e. und die Bayern-
gas-Gruppe setzen sich für ei-
ne kosteneffi  ziente CO2-Minde-
rung ein. Die Verbindung zwi-

schen Erneuerbaren Energien, 
dem Heben von Einsparpoten-
zialen und der effi  zienten Nut-
zung von Erdgas, beschreibt den 
Weg zu einer eff ekti ven und 
nachhalti gen Emissionsminde-
rung.  

Kosteneffi  ziente
CO2-Redukti on

„Wir freuen uns sehr, mit dem 
neuen Erneuerbaren Energi-
en- und Effi  zienznetzwerk unse-
ren Beitrag zu einer kosteneffi  -
zienten CO2-Redukti on leisten 
zu können“, sagt Matt hias Taft , 
Vorsitzender der Geschäft sfüh-
rung von BayWa r.e. und Ener-
gievorstand der BayWa AG und 
betont: „Gemeinsam mit Bay-
erngas und der FfE werden wir 
die teilnehmenden Unterneh-
men bei Ihrem Wunsch nach 
sinkenden CO2-Emissionen in-
tensiv beraten und unterstüt-
zen. Mit unserem integrierten 
Ansatz zeigen wir ganz bewusst 
die Möglichkeiten der Erneuer-
baren Energien für diesen Be-
reich auf.“  

„Jede vermiedene Tonne CO2 
heute ist wertvoller als jene, die 
wir in 10 Jahren vermeiden. Jede 
kosteneffi  zient vermiedene Ton-
ne CO2 ist nicht nur nachhalti g 
ökologisch, sondern stärkt den 
Wirtschaft sstandort Deutsch-
land. Das Effi  zienznetzwerk leis-
tet einen Beitrag, Lösungen zu 
erarbeiten, die dem gerecht 
werden. Die Partnerschaft  von 
Bayerngas Energy und BayWa 
r.e. dokumenti ert dabei die in 
diesem Sinne zielführende Part-
nerschaft  von Erneuerbaren 
Energien und Gas“, sagt Dr. Tho-
mas Rupprich, Geschäft sführer 
der Bayerngas Energy GmbH.  

Die Partner

Die folgenden Unternehmen 
haben sich bislang für eine Teil-
nahme am Energieeffi  zienznetz-
werk 4E entschieden: BAYERNOIL

Raffi  neriegesellschaft  mbH, Bay-
ernwerk Natur GmbH, Clariant 
Produkte (Deutschland) GmbH,
FC Bayern München Basketball 
GmbH, Flughafen München Gm-
bH, HASIT Trockenmörtel Gm-
bH, HÖRMANN Automoti ve 
Penzberg GmbH, Johns Manvil-
le GmbH, Karl Bachl GmbH & Co 
KG, Océ Printi ng Systems GmbH 
& Co. KG, Privatmolkerei Bau-
er GmbH & Co. KG, Roche Dia-
gnosti cs GmbH, Schlagmann Po-
roton GmbH & Co. KG, Südzu-
cker AG, Weissachmühle GmbH, 
Wienerberger GmbH.  

Pschierer und Huber: 

Umweltpakt Bayern 
ist starkes Signal 

Positi v für Umwelt, Naturschutz 
und Wirtschaft sstandort Bayern

Der Umweltpakt Bayern ist die erfolgreichste Initi ati ve im Frei-
staat für mehr Nachhalti gkeit in der Wirtschaft . Diese positi ve Bi-
lanz zog Umweltminister Dr. Marcel Huber zur Halbzeit des aktu-
ellen „Umweltpakt Bayern 2015-2020 – Gemeinsam Umwelt und 
Wirtschaft  stärken“.

„Bayern soll überall blühen. 
Dieses Ziel wollen wir auch auf 
den Firmengeländen unserer 
heimischen Betriebe umsetzen. 
Deshalb hat der Umweltpakt vor 
genau zweieinhalb Jahren einen 
neuen Schwerpunkt Biodiver-
sität bekommen. Bereits ein-
fache Maßnahmen, wie Blüh-
streifen entlang von Lagerhal-
len schaff en neue Lebensräume 
für unsere heimischen Insek-
ten und Tiere.“ Wirtschaft smi-
nister Franz Josef Pschierer be-
tonte anlässlich der Vorstellung 
der aktuellen Halbzeitbilanz: 
„Der Umweltpakt dokumenti ert 
wie kein zweites Instrument die 
Zukunft sverantwortung baye-
rischer Unternehmen und den 
engen Schulterschluss zwischen 
Staat und Wirtschaft . Die frei-
willigen Beiträge der Teilnehmer 
weit über gesetzliche Vorga-
ben hinaus zeigen, dass Ökolo-
gie und Ökonomie keine Gegen-
sätze sind. Nicht mit ordnungs-
rechtlichen Vorgaben, sondern 
in Kooperati on und Dialog ge-
hen wir Zukunft sfragen gemein-
sam an und bringen Wett be-
werbsfähigkeit und Umwelt-
schutz bayerischer Unterneh-
men nachhalti g voran.“

Schwerpunkt Biodiversität

Mit dem Schwerpunkt Bio-
diversität enthält der Umwelt-
pakt erstmals auch Projek-
te zur Förderung der Artenviel-
falt. Vor kurzem wurde dazu ei-
ne neue Handlungshilfe „Vielfalt 
am Standort – Schritt e zu einem 
nachhalti gen Biodiversitätsma-
nagement“ veröff entlicht, die 
Unternehmen zeigt, wie sich 
bestehende Betriebsgelände in 
Oasen für heimische Insekten, 
Kleinti ere und Vögel verwan-
deln lassen. Neben Möglichkei-
ten der Dach- und Fassadenbe-
grünung vermitt elt das Werk-
zeug unter anderem Wissen zur 
insektenfreundlichen Außenbe-
leuchtung, vogelsicheren Fens-
terscheiben und zur nachhalti -
gen Gestaltung der Lieferket-
te. In einem anderen Umwelt-
pakt-Projekt arbeiten Staat und 
Wirtschaft  gerade daran, ei-

ne gemeinsame Plattf  orm für 
Dienstleistungen im Bereich des 
Kompensati onsfl ächenmanage-
ments zu entwickeln. Mit betei-
ligt sind neben StMUV und vbw 
– Vereinigung Bayerischer Wirt-
schaft  e.V. weitere Ministerien, 
kommunale Spitzenverbände, 
Ökokontenbetreiber und Wirt-
schaft sverbände.

Langfristi ge Sicherung 
von Arbeitsplätzen

Bertram Brossardt, Haupt-
geschäft sführer der vbw: „Vom 
Umweltpakt Bayern profi ti eren 
alle: die Umwelt, die Unterneh-
men und nachfolgende Genera-
ti onen. Der enge Schulterschluss 
zwischen Staat und Wirtschaft  
trägt zur langfristi gen Sicherung 
von Arbeitsplätzen und Wohl-
stand bei und ist auch Funda-
ment für den Forschungs- und 
Entwicklungsstandort Bayern 
im Bereich der Umweltt echno-
logie. Unsere Umwelt profi ti ert 
von der innovati ven Umwelt-
technik bayerischer Unterneh-
men. Diese haben durch Eigen-
initi ati ve energieeffi  ziente und 
klimaschützende Produkti ons-
wege etabliert und leisten so ei-
nen wesentlichen Beitrag, die 
Umwelt zu schützen und gleich-
zeiti g die Wirtschaft  zu stärken.“

Win-win-Situati on 
für alle Beteiligten

Peter Driessen, Hauptge-
schäft sführer des Bayerischen 
Industrie- und Handelskam-
mertags (BIHK): „Beim Umwelt-
pakt geht es darum, eine positi -
ve wirtschaft liche Entwicklung 
mit modernem Umweltschutz 
zu vereinbaren. Im besten Fall 
unterstützen sich beide Ziele 
gegenseiti g. Wirtschaft  sowie 
Umwelt werden gleichzeiti g ge-
stärkt. Deswegen unterstützen 
die bayerischen IHKs und die 
bayerische Wirtschaft  den Um-
weltpakt mit voller Kraft .“

Kooperati ves Miteinander 
von Politi k und Wirtschaft 

„Die im Rahmen des Umwelt-
pakts bislang durchgeführten 
Projekte erfolgen aus Überzeu-
gung und nicht durch gesetzli-
che Vorgaben. Der Umweltpakt 
basiert auf einem kooperati ven 
Miteinander von Politi k und Wirt-
schaft . Viele Handwerksbetrie-
be leisten durch nachhalti ge und 
umweltverträgliche Produkti ons-
verfahren sowie die örtliche Nä-
he zum Kunden bereits akti ven 
Umweltschutz im Freistaat. Um 
dies auch zu dokumenti eren, soll-
ten sie dem Umweltpakt beitre-
ten.“, so Franz Xaver Peteranderl, 
Präsident des Bayerischen Hand-
werkstages (BHT). 

Bislang sind bereits rund 40 

Prozent aller 2015 vereinbarten 
Projekte und Maßnahmen um-
gesetzt. Rund 60 Prozent befi n-
den sich in fortschreitender Um-
setzung. Die Umweltpakt-Pro-
jekte dienen u. a. dazu, den Kli-
mawandel zu begrenzen und zu 
bewälti gen, die Energiewende 
voranzubringen, Rohstoff e effi  -
zient und nachhalti g zu nutzen, 
die biologische Vielfalt zu för-
dern und umweltorienti ertes 
Management in Unternehmen 
zu stärken.

Der Umweltpakt Bayern ist of-
fen für weitere Teilnehmer, die 
freiwillige Leistungen für den 
betrieblichen Umweltschutz er-
bringen. Mit einer Teilnehmer-
zahl von derzeit rund 2.300 Un-
ternehmen und Einrichtungen 
der Wirtschaft  und weiter stei-
gender Tendenz ist er eine der 
erfolgreichsten Umwelti niti ati -
ven überhaupt. 

Der ausführliche Bericht zur 
Halbzeitbilanz des Umweltpakts 
Bayern und die Handlungshilfe 
sind im Internet abrufb ar unter 
www.umweltpakt.bayern.de. 

Aktuelle 
Informati onen 

rund um die Uhr
LEW Verteilnetz speist 

Störungsmeldungen in Portal 
stromausfall.de ein

Der PC bleibt dunkel, das Radio 
ist verstummt und das Gefrier-
fach taut ab. Der Strom ist weg. 
Das Portal www.stromausfall.
de informiert Nutzer über 
Stromausfälle und bietet ih-
nen gleichzeitig die Möglich-
keit, selbst Netzstörungen auf 
dem Portal einzutragen. Auch 
die LEW Verteilnetz GmbH
(LVN), Netzbetreiber in Baye-
risch-Schwaben und Teilen 
Oberbayerns, speist Störungs-
meldungen in das Portal ein.

Auf der Webseite kann der 
Besucher sehen, ob der Strom-
ausfall dem zuständigen Netz-
betreiber bereits bekannt ist. 
Bei manchen Störungen ge-
ben die Netzbetreiber zusätz-
lich eine automati sch generier-
te Schätzung an, wie lange die-
se voraussichtlich noch dauern 
wird. Wenn der Stromausfall 
nicht angezeigt wird, kann ein 
Nutzer die Störung dem zustän-
digen Netzbetreiber telefonisch 
melden. Dazu wird ihm die Stö-
rungshotline des zuständigen 
Netzbetreibers angezeigt, die er 
auf seinem Smartphone mit ei-
nem Klick wählen kann. 

Zudem kann der Besucher 
selbst einen Nutzereintrag vor-
nehmen, der dann für die Com-
munity 24 Stunden sichtbar ist. 
Eine Checkliste gibt Anhalts-
punkte, ob es sich tatsächlich 
um eine Netzstörung handelt 
oder ob die Ursache im eigenen 
Haushalt liegt. 

Aktuell stehen auf dem Por-
tal stromausfall.de die Netzbe-
treiberinformati onen zu Strom-
ausfällen im Netzgebiet der 
Gesellschaft en Westnetz GmbH, 
Syna GmbH, ELE Verteilnetz 
GmbH, LEW Verteilnetz GmbH, 
Mitnetz GmbH zur Verfügung. 
Durch die Zusammenarbeit die-
ser fünf großen Netzgesellschaf-
ten deckt stromausfall.de schon 
heute einen beträchtlichen Teil 
des deutschen Stromnetzes ab. 
Langfristi g will das Projektt eam 
möglichst alle deutschen Netz-
betreiber für die Anwendung 
gewinnen.

Die LEW Verteilnetz GmbH 
sorgt als regionaler Verteilnetz-
betreiber für einen zuverlässigen 
und sicheren Betrieb des Strom-
netzes und gewährleistet einen 
diskriminierungsfreien Netzzu-
gang. Das Netzgebiet der LEW 
Verteilnetz GmbH umfasst Baye-
risch-Schwaben sowie Teile 
Oberbayerns. Die LEW Verteil-
netz GmbH ist eine Tochtergesell-
schaft  der Lechwerke AG (LEW). 
Weitere Informati onen unter 
www.lew-verteilnetz.de.  



Auf Dauer spart nur 
Schwaben-Power!
erdgas-schwaben.de

Kopf hoch!
Komm zu erdgas schwaben!
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Für Badespaß in Altusried sorgt ab sofort das erste mobile BHKW 
in Bayerisch Schwaben von erdgas schwaben. Bürgermeister Joa-
chim Konrad (rechts) und Helmut Kaumeier, Leiter Kommunalkun-
den erdgas schwaben, nahmen es jetzt in Betrieb. r

Josef Kerler, erster Bürgermeister in Eppishausen (rechts), und  
Uwe Sommer, Prokurist schwaben netz, unterzeichneten den  
neuen Wegenutzungsvertrag offiziell im Rathaus der Gemeinde. r

Heizung auf Tour
erdgas schwaben nimmt erstes mobiles BHKW 

in Bayerisch Schwaben in Betrieb
Sommer, Sonne, Badespaß in Altusried: Das macht das erste 
mobile Blockheizkraftwerk (BHKW) in Bayerisch-Schwaben von 
erdgas schwaben möglich. Es versorgt ab sofort das Warmwas-
ser-Freibad mit klimaschonendem Strom und Wärme.

Nach den Sommerferien sorgt 
das wartungsarme und hoch ef-
fiziente mobile BHKW in der 
Mittelschule in Altusried für 
Strom und Wärme. Die Markt-
gemeinde Altusried im Land-
kreis Oberallgäu beweist damit 
Mut zur Innovation.

Zukunftsweisendes Konzept

Das Freibad ist im Winter ge-
schlossen, die Schule heizt da-
gegen nur im Winterhalbjahr 
und macht im Sommer Ferien. 
Als erste Gemeinde in Bayerisch 
Schwaben entschieden sich Bür-
germeister Joachim Konrad und 
die Gemeinderäte von Altusried 
deshalb für das zukunftsweisen-
de Energiekonzept von erdgas 
schwaben mit einem hocheffizi-
enten mobilen BHKW für beide 
Einrichtungen.

„Ich bin sehr zufrieden, dass 
wir gemeinsam mit erdgas 
schwaben ein Konzept verwirkli-
chen, das sparsam, effektiv und 
zugleich umweltschonend ist“, 
sagt Bürgermeister Konrad. „Das 
kommt allen unseren Bürgerin-
nen und Bürgern zugute.“ Mit 
dem mobilen BHKW von erdgas 
schwaben sparen die Altusrieder 
bares Geld und leisten zugleich 
einen wertvollen Beitrag zu Kli-
ma- und Umweltschutz.

Flexibel, hocheffizient 
und wartungsarm

Das wartungsarme BHKW, das 
auf einem Fahrzeuganhänger 
steht und so ohne großen Auf-
wand zum jeweiligen Einsatzort 
gebracht werden kann, hat eine 
Leistung von 33 Kilowatt (kW) 
Strom und 67 kW Wärme. Der 
regionale Energiedienstleister 
erdgas schwaben betreibt das 
mobile BHKW mit klimascho-
nendem Erdgas. Das Ingenieur-
büro Zügner, das in Altusried an-
sässig ist, sorgt dafür, dass das 
hoch effiziente BHKW vom Frei-

bad zur Schule kommt: Inhaber 
Kurt Zügner und seine Mitarbei-
ter sind für den Transport ver-
antwortlich.

Das BHKW ist das ganze Jahr 
über im Einsatz – im Winter 
steht es vor der Schule und ab 
sofort jeden Sommer vor dem 
Freibad in Altusried. Helmut 
Kaumeier, Leiter Kommunal-
kunden erdgas schwaben, be-
tont: „Das flexible System sorgt 
für eine fast 100-prozentige Aus-
lastung und ist ein innovatives 
Beispiel für andere Kommunen.“

Wunschenergie Nr. 1

Aktuell sind fast 200 Städte 
und Gemeinden an 6.500 Kilome-
ter Erdgasleitungen angeschlos-
sen. Sowohl öffentliche Einrich-
tungen als auch private Haushal-
te nutzen Leistungen von erd-
gas schwaben. Erdgas ist heute  
Wunschenergie Nr. 1: Über 75 
Prozent aller Bauherren wün-
schen einen Erdgasanschluss.

erdgas schwaben investiert 
jährlich 10 Millionen Euro in 
erneuerbare Energien. Erd-
gas ist der Partner der erneu-
erbaren Energien und lässt al-
le Zukunftsoptionen zu – sei es 
schwäbisches Bio-Erdgas oder 
Wasserstoff. erdgas schwa-
ben bietet Erdgas, Bio-Erd-
gas, Strom, Bio-Strom, Wasser-
stoff und Contracting. 2017 er-
warb erdgas schwaben vier 
Wasserkraftwerke an Lech und 
Wertach.

Ein weiteres Geschäftsfeld 
von erdgas schwaben ist Fah-
ren mit Strom. Schon jetzt be-
treibt erdgas schwaben 15 La-
destationen für Elektrofahr-
zeuge, weitere sind geplant. 
Die Stromtankstellen von erd-
gas schwaben bieten je zwei La-
depunkte vom Typ 2, der sich 
als Standard in Europa durch-
gesetzt hat. An den Ladesäu-
len wird Strom aus 100 Prozent 
Wasserkraft geladen. r

Erfolgsmodell gas & glas 
für Eppishausen

Die Energiezukunft in Eppishausen im Landkreis Unterallgäu hat be-
gonnen. erdgas schwaben baut mit seiner 100-prozentigen Tochter 
schwaben netz ein Erdgas-Netz in den Ortsteilen Eppishausen, Wei-
ler, Haselbach und Mörgen auf und sorgt dann auch für den Betrieb.

Josef Kerler, Erster Bürgermeis-
ter in Eppishausen, und Uwe 
Sommer, Prokurist schwaben 
netz, unterzeichneten kürzlich 
den neuen Wegenutzungsver-
trag offiziell im Rathaus der Ge-
meinde. Parallel zum Erdgasnetz 
bekommen die Eppishausener 
Leerrohre für Highspeed-Inter-
net via Glasfaserkabel. Bis zu 80 
Prozent der Hauseigentümer und 
-eigentümerinnen in den betei-
ligten Ortsteilen hatten sich für 
einen Anschluss ans Erdgas-Netz 
entschieden.

Mit Highspeed-Internet  
und sauberer Energie  
in die Zukunft

„Mit der Anbindung an das 
Erdgasnetz und dem gleichzei-
tigen Ausbau der Infrastruktur 
für ein Glasfaserkabelnetz di-
rekt ins Haus wird Eppishau-
sen zukünftig optimal versorgt 
und damit noch attraktiver für 
Gewerbeansiedlungen und als 
Wohnort“, sagte Bürgermeister 
Kerler bei der Vertragsunter-
zeichnung. „erdgas schwaben 
hat sich als verlässlicher Partner 
erwiesen. 

Mit der zukunftsweisenden 
Entscheidung für das Projekt 
gas & glas können unsere Haus-

eigentümerinnen und -eigentü-
mer sehr gut planen, denn die 
nachhaltige Energieversorgung 
mit Erdgas ist jetzt langfristig ge-
sichert. Und ohne schnelles In-
ternet wird in Zukunft niemand 
mehr auskommen – deshalb 
freue ich mich sehr, dass wir bei-
de Infrastrukturen zusammen 
bauen und damit gleichzeitig die 
Grundlage für die Breitbandver-
sorgung geschaffen wird.“

Erdgas spielt eine  
wichtige Rolle für 
die Energieversorgung

Uwe Sommer, Prokurist 
schwaben netz, betonte: „Erd-
gas schont die Umwelt und spielt 
auch in Zukunft eine wichtige 
Rolle in der Energieversorgung in 
Deutschland, denn Erdgas hat ei-
ne hohe Flexibilität und Verfüg-
barkeit. Mit unserem Erfolgsmo-
dell gas & glas stellen wir kos-
tengünstig und langfristig die 
sichere, komfortable und um-
weltschonende Energieversor-
gung mit Erdgas für Eppishau-
sen sicher und machen gleich-
zeitig den Weg in die digitale Zu-
kunft frei. Wir freuen uns auf die 
weitere Zusammenarbeit mit der 
Gemeinde Eppishausen.“ 

Der Vertrag läuft bis 2037. r

Regensburg:

Abwasserwärmenutzung  
im Museum der 

Bayerischen Geschichte
Der Standort Regensburg als älteste „Hauptstadt“ Bayerns, deren 
Altstadt bereits zum UNESCO-Weltkulturerbe ausgezeichnet wur-
de, bietet den idealen historischen Hintergrund als Standort eines 
Museums der Bayerischen Geschichte. In diesem wird auf über 
2.500 qm Ausstellungsfläche die bayerische Geschichte vom Be-
ginn des Königreichs bis in die Gegenwart spannend und multi-
medial inszeniert.

In Museen ist allgemein ein 
besonderes Augenmerk auf das 
Raumklima und somit das gesam-
te Energiekonzept zu legen. Für 
die ausgestellten Exponate gelten 
erhöhte Anforderungen an die 
vorherrschende Raumtempera-
tur und Luftfeuchtigkeit. Zur Ge-
währleistung dieser Anforderun-
gen wird im Museum der Baye-
rischen Geschichte auf das enor-
me und stabile Energiepotential 
im naheliegenden Abwassersam-
melkanal und deren Bereitstel-
lung zum Heizen und Kühlen mit-
tels dem HUBER ThermWin® Ver-
fahren zurückgegriffen. 

Mit bis zu 70 l/s wird ein Teil-
strom des im Hauptsammler be-
findlichen Abwassers über eine 
spezielle Konstruktion aus Tauch-
wand und einem Überlaufwehr 
in einen Schacht abgeleitet. Zum 
Schutz der Beschickungspumpen 
und Abwasserwärmetauscher 
werden über das 6 mm Lochblech 
der Schachtsiebanlage RoK4 die 
gröberen Feststoffe des Rohab-
wassers zurückgehalten. In einem 
geschlossenen „Feststoff“-Kreis-
lauf werden die zurückgehaltenen 
Stoffe stromabwärts über eine 
Abwurfrutsche in den Kanal zu-
rückgegeben. 

Die beiden redundant installier-
ten Abwasserpumpen beschicken 
die zwei parallel aufgestellten Ab-
wasserwärmeübertrager RoWin 
zeit- und frequenzgesteuert über 
das jeweils vorherrschende Ni-
veau im Pumpenschacht. Das Ab-
wasser mit seinem enormen Ener-
giepotential fließt in die ungefähr 
80 Meter vom Pumpenschacht 
entfernte Heizzentrale und der 
darin installierten Wärmeüber-
trager der Fa. HUBER SE. 

Im Wärmeübertrager wird die 
Energie des Abwassers über die 
Oberfläche der Rohrbündel auf 
ein Wasser-Glykol-Gemisch im 
Solekreislauf transferiert. Das 

ThermWin® System generiert ei-
ne thermische Entzugsleistung 
von bis zu 2x 280 kW. Das paten-
tierte Reinigungssystem verhin-
dert Ablagerungen durch im Ab-
wasser befindliche Substanzen so-
wie der Bildung eines Biofilms auf 
der Wärmetauscheroberfläche. 
Durch dieses einzigartige System 
kann dauerhaft ein konstanter und 
hoher Wärmeübertrag gewähr-
leistet werden. Die im Wärme-
tauscher sedimentierenden Fest- 
stoffe werden zusammen mit dem 
energiearmen Abwasser im Ab-
lauf der beiden Wärmeübertra-
ger zurück in den Sammelkanal 
gespült. 

Kosteneinsparung

Das abfließende Wasser wird 
zusätzlich zur Rückspülung der 
Abwurfrutsche an der Schacht- 
siebanlage RoK4 verwendet. Durch 
die optimierte Rückspülfunktion 
kann der notwendige Winkel 
der Abwurfrutsche und damit 
die gesamte Baulänge der RoK4 
Schachtsiebanlage auf ein Mi-
nimum reduziert werden. Diese 
verringerte Baulänge hat wiede-
rum eine direkte Auswirkung auf 
die Gründungstiefe des Pumpen-
schachtes und spart dem Betrei-
ber weitergehende Kosten.

Das energiereiche Wasser-Gly-
kol-Gemisch wird nach dem Ver-
lassen der Abwasserwärmeüber-
trager den kombinierten Wärme- 
und Kältemaschinen (Gesamtleis-
tung bis zu 850 kW) zugeführt. 
Darin wird die Vorlauftempera-
tur im Heizungsfall mit der Hilfe 
von elektrischer Energie auf bis zu  
50 °C angehoben. Im Anschluss 
wird das energiereiche Medium in 
speziellen Wärme-Kältespeichern 
(50/40; 0/6; 6/12; 13/17 °C) be-
vorratet und entsprechend der 
individuellen Energiebedarfe im 
Museum abgerufen. r

erdgas schwaben gmbh:

Veränderung in der  
Geschäftsführung

Dipl.-Ing. Klaus-Peter Dietmayer (59), Geschäftsführer der erdgas 
schwaben gmbh, wird das Unternehmen mit sofortiger Wirkung 
verlassen. Darauf haben sich die Gesellschafter und Dietmayer 
aufgrund unterschiedlicher Auffassungen über die künftige Aus-
richtung des Unternehmens verständigt. 

Kommissarisch wird Dipl.-Ing. 
Markus Last (49) die Geschäfts-
führung der erdgas schwaben 
gmbh ab sofort übernehmen. 

Last trat nach seinem Studium 
der Energie- und Verfahrens-
technik an der Universität Han-
nover im Jahr 1997 in die Thü-
ga Aktiengesellschaft ein. Nach 
Durchlauf verschiedener Statio-

nen wurde Last im Jahr 2010 Lei-
ter der Hauptabteilung Technik, 
zuletzt leitete er als Prokurist 
das Kompetenzcenter Einkauf & 
Netze der Thüga.

Gesellschafter der erdgas schwa- 
ben gmbh sind die Thüga Akti-
engesellschaft, München, und 
die Stadtwerke Augsburg Ener-
gie GmbH. r
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Partner bis 2040: Bürgermeister Lothar Müller (sitzend r.) und Chris-
toph Henzel, Mitglied der Geschäftsführung (sitzend l.), unterzeichnen 
im Rathaus mit Kommunalbetreuer Markus Windisch und Netzbaulei-
terin Katja Lindner den Vertrag. r

Vorstandsvorsitzender Reimund Gotzel (2. v. rechts) stellte  
gemeinsam mit seinem Vorstandskollegen Dr. Egon Westphal  
(3. v. r.) sowie Projektleiter Martin Haseneder (l.) und seinem Team 
das Pilotprojekt im Raum Schwandorf vor. Bild: Bayernwerk AG

Energiezukunft mit dem Bayernwerk: 

Neues „Solar- und 
Speicherprodukt“
Vorteile für Hausbesitzer durch Komplettservice

Schwandorf. Je mehr Strom direkt von der Solaranlage auf dem ei-
genen Dach im Haushalt verbraucht wird, desto mehr lohnt sich 
der Sonnenstrom – vor allem angesichts steigender Stromprei-
se und sinkender Einspeisevergütung. Ein Mehrpersonenhaushalt 
kann sich damit durchschnittlich zu über 50 Prozent selbst versor-
gen. Einen direkten Schritt in die eigene Energiezukunft bietet nun 
das Bayernwerk mit einem neuen Solar- und Speicherprodukt.

Rüstet man die eigene Solaran-
lage mit einem PV-Speicher auf, 
ist man unabhängiger vom Strom-
preis. Damit lassen sich Energie-
kosten sparen. Das Bayernwerk 
bietet nun die Technik, die Instal-
lation und die Einbindung ins Ener-
gienetz als Komplettlösung direkt 
vom Energieversorger. Das innova-
tive Energieprodukt wird zunächst 
im Versorgungsgebiet des Bayern-
werk-Kundencenters Schwandorf 
angeboten. Umfangreiche Bera-
tung dazu erhalten Interessenten 
direkt im Kundencenter. 

Im Landkreis Schwandorf haben 
im vergangenen Jahr über 9.200 
Solaranlagen Erneuerbare Energie 
ins Bayernwerk-Netz eingespeist. 
„Mit der Netzeinbindung regene-
rativer Energieanlagen haben wir 
die erste Stufe der Energiezukunft 
bezwungen. Die Zukunft liegt je-
doch in der intelligenten Kombi-
nation örtlicher Erzeugung und 
lokaler Speicherung. Jetzt schlägt 
die wahre Stunde der Energie-
kunden. Sie werden immer mehr 
zum Motor der Energiezukunft – 
erzeugen, speichern, nutzen und 
verteilen Strom“, erläutert Rei-
mund Gotzel, Vorstandsvorsitzen-

der der Bayernwerk AG. Das neue 
Solar- und Speicherprodukt des 
Bayernwerks sei ein maßgeblicher 
Schritt dorthin.

Nachhaltiges Paket 
aus einer Hand 

Der Einsatz neuer Technolo-
gien ist oftmals mit Verunsiche-
rung verbunden. Deshalb bietet 
das Bayernwerk einen Komplett-
service rund um das neue Pro-
dukt an. Interessenten erhalten 
einen Li-Ionen-Speicher mit 10 
Jahren Garantie und speziell vom 
Bayernwerk ausgewählte Instal-
lateure montieren alle notwen-
digen technischen Komponen-
ten. 

Eine Allgefahrenversicherung 
und die Fernüberwachung sind 
mit im Paket genauso wie die Un-
terstützung bei einem möglichen 
Antrag auf KfW-Förderung. „Mit 
diesem Paket setzen wir ein Zei-
chen auf dem Speichermarkt und 
treiben die Energiewende mit 
den Bürgerinnen und Bürger ge-
meinsam voran“, erklärte Bayern-
werk-Vorstandsvorsitzender Rei-
mund Gotzel. r

Marktgemeinde Plößberg:

Sicherer Strom für  
Bürger und Firmen

Die sichere Stromversorgung der Marktgemeinde Plößberg im Land-
kreis Tirschenreuth in der Oberpfalz ist auch in Zukunft Aufgabe des 
Bayernwerks. 1. Bürgermeister Lothar Müller und Christoph Hen-
zel, Mitglied der Geschäftsführung, haben im Rathaus gemeinsam 
mit Kommunalbetreuer Markus Windisch und Netzbauleiterin Katja 
Lindner (beide Bayernwerk Netz) den neuen Konzessionsvertrag un-
terzeichnet. Die Laufzeit beträgt 20 Jahre.

Die Kommune räumt mit der 
Vergabe der Konzession dem regi-
onalen Netzbetreiber formal das 
Recht ein, ab 2020 weiterhin das 
Stromnetz auf ihrem Gebiet zu 
betreiben sowie Versorgungsan-
lagen und Leitungen auf gemeind-
lichen Wegen und Grundstücken 
für die Versorgung der Bürgerin-
nen und Bürger und der örtlichen 
Wirtschaft zu errichten. Für das 
Bayernwerk bedeute diese Ver-
längerung einen großen Vertrau-
ensbeweis und sei auch ein wich-
tiger Schritt in die Energiezukunft, 
erklärte Christoph Henzel. 

Im gesamten Bayernwerk-Netz 
speisen insgesamt rund 265.000 
dezentrale Erzeugungsanlagen Er-
neuerbare Energie ein. Dies stel-
le die Leistungsfähigkeit der regi-
onalen Verteilnetze im Zuge der 
Energiewende vor zunehmende 

Herausforderungen. „Die Grund-
lage einer umfassenden Versor-
gungssicherheit vor dem Hinter-
grund der Energiewende sind 
kontinuierliche Wartung und In-
standhaltung der Infrastruktur, 
der Einsatz innovativer Technolo-
gien, ein moderner Netzbetrieb 
und die strukturelle Nähe zum 
Netz“, so Netzbauleiterin Katja 
Lindner.

Plößberg liegt im Zuständig-
keitsbereich des Bayernwerk-Kun-
dencenters Weiden. Zum Strom-
netz der rund 3.300 Einwohner 
zählenden Kommune gehören Ka-
bel und Leitungen im Nieder- und 
Mittelspannungsbereich in einer 
Länge von rund 153 Kilometern. 
Zur sicheren Stromversorgung der 
rund 1.146 Hausanschlüsse sind 
57 Trafostationen und 132 Kabel-
verteiler installiert. r

Kraftwerksgespräch  
in Gundremmingen

Mehr als 120 Gäste aus Politik, Wirtschaft und Verwaltung der Region 
Bayerisch-Schwaben folgten wieder der Einladung zum diesjährigen 
Kraftwerksgespräch. Gemeinsam mit der kaufmännischen Geschäfts-
führerin Gabriele Strehlau begrüßte der neue technische Geschäfts-
führer Dr. Heiko Ringel die Zuhörer. In seinem Vortrag machte der 
neue Anlagenleiter klar, dass nach wie vor der sichere und zuverlässi-
ge Betrieb des Kraftwerksblockes C oberste Priorität hat. 

Block B ist zwischenzeitlich still-
gelegt. Im März wurden alle 
784 Brennelemente sicher aus 
dem Reaktordruckbehälter ent-
laden und in das Abklingbecken 
gesetzt. Damit konnte ein wei-
terer wichtiger Teilschritt nach 
der endgültigen Abschaltung des 
1.344-MW-Blockes B Ende 2017 
erfolgreich abgeschlossen wer-
den. 

Die im Januar begonnenen Ab-
bau-Vorbereitungen wurden in 
den vergangenen Monaten fort-
geführt. Dabei haben Mitarbeiter 
weitere Abschirm-, Setzsteinwän-
de und Betonriegel aus dem Ma-
schinenhaus entfernt, die seit der 
Abschaltung keine Funktion mehr 
erfüllen und nicht fest mit der An-
lage verbunden sind. 

Die Masse der ausgebauten Be-
tonstrukturen beträgt inzwischen 
160 Tonnen. Für das zum Teil im 
Technologiezentrum zu Bauschutt 
gebrochene Material beantragt 
das Kernkraftwerk Gundremmin-
gen beim Bayerischen Landesamt 
für Umwelt entsprechend den  
Vorgaben der Strahlenschutzver-
ordnung die uneingeschränkte 
Freigabe. Sobald der Bauschutt 
nach aufwändigen Kontrollmes-
sungen die uneingeschränkte  
Strahlenschutzfreigabe erhält, 
ist er konventioneller Abfall und 
kann deponiert werden. 

Vor welchen Hürden die Re-
gion Schwaben ohne die siche-
re Versorgung durch die Kern- 
energie steht, war Thema eines 
Impulsvortrags des stellvertre-
tenden Geschäftsführers der IHK 

Schwaben, Dr. Hartmut Wurster. 
Er präsentierte die Ergebnisse ei-
ner IHK-Studie zur Versorgungssi-
cherheit in Schwaben 2023. So-
bald das KKW Gundremmingen 
außer Betrieb geht, reicht die ge-
sicherte Leistung in Schwaben 
nicht mehr, um die Versorgungs-
sicherheit zu gewährleisten. Die-
sen Punkt griff der Geschäftsfüh-
rer der LEW Verteilnetze Theo 
Schmidtner in der anschließen-
den Diskussionsrunde auf. Er be-
schrieb die Herausforderung und 
Aktivitäten der LEW Verteilnetz 
GmbH, Verteilnetze trotz des stei-
genden Anteils volatiler erneuer-
barer Anlagen stabil zu halten.

Intensives Prüfprogramm

Block C wurde im April 2018 für 
die diesjährige Revision mit Bren-
nelementwechsel vom Netz ge-
nommen. Die Anlage wird einem 
intensiven Wartungs- und Prüfpro-
gramm unterzogen. Hierfür wen-
det das Kernkraftwerk Gundrem-
mingen rund 15 Millionen Euro 
auf. Neben diesen Revisionsarbei-
ten werden 120 frische Brennele-
mente in den Reaktor eingesetzt 
und die 784 Brennelemente im Re-
aktorkern für den nächsten Brenn-
stoffzyklus neu angeordnet. 

2018 hat das Kernkraftwerk 
Gundremmingen bisher rund 
3,4 Milliarden Kilowattstunden 
Strom CO2-frei erzeugt. Mit die-
ser Strommenge lässt sich rund 
eine Million Durchschnittshaus-
halte ein Jahr lang klimafreund-
lich versorgen. haj

Bad Staffelstein  
macht e-mobil

Stadt nimmt mit Unterstützung des Bayernwerks  
neue E-Ladesäule in Betrieb

Die Stadt Bad Staffelstein (Landkreis Lichtenfels, Oberfranken) 
macht mit Unterstützung des Bayernwerks e-mobil: Ab sofort gibt 
es auf dem Marktplatz eine neue E-Ladesäule. Mit Mitteln aus dem 
Bundesprogramm zur Förderung von E-Ladesäulen finanziert soll 
die neue Stromtankstelle dabei helfen, die Bürgerinnen und Bürger 
von Bad Staffelstein mit dem Zukunftsthema „E-Mobilität“ vertraut 
zu machen. Die neue E-Ladesäule wird zudem in das bundesweite 
E.ON-Drive-Netzwerk integriert, das Fahrern von Elektroautos den 
Zugang zu mehr als 4.000 Ladepunkten in Deutschland ermöglicht.

Zweiter Bürgermeister Hans- 
Josef Stich und Bayernwerk- 
Kommunalbetreuer Burkhard 
Butz haben die neue Stromtank-
stelle offiziell in Betrieb genom-
men. „Wir sind überzeugt, dass 
der Elektromotor in Zukunft eine 
bedeutende Rolle bei der lokalen 
Verkehrsplanung spielen wird“, 
erklärte Bayernwerk-Kommunal-
betreuer Butz. Für den Durch-
bruch der Elektromobilität sei je-
doch auch eine flächendeckende 
Ladeinfrastruktur nötig, ergänzte 
der Kommunalbetreuer.

Einfaches und schnelles Laden

Die neue E-Ladesäule auf dem 
Marktplatz in Bad Staffelstein 
verfügt über zwei Ladepunkte 
mit einer Ladeleistung von je ma-
ximal 22 Kilowatt. „Die Ladesäu-
le bietet jedem die Möglichkeit, 
ein Elektroauto barrierefrei zu la-
den“, erklärte Bayernwerk-Kom-
munalbetreuer Butz. Das heißt, 
dass die E-Ladesäule jederzeit öf-
fentlich zugänglich ist und von je-
dem genutzt werden kann. 

Die neue E-Ladesäule ist über 
ein übersichtliches Touchdisplay 
steuerbar. Autofahrer, die Ener-
gie für ihr E-Auto laden möch-
ten, benötigen zur Verbindung 
ein Ladekabel mit Typ-II-Stecker. 

Der vollständige Ladevorgang et-
wa eines Renault Zoés mit einer 
Reichweite von rund 140 Kilome-
tern dauert bei 22 Kilowatt La-
deleistung rund 90 Minuten. Für 
technische Fragen oder bei Stö-
rungen ist eine Hotline täglich 24 
Stunden lang zum Festnetz-Preis 
erreichbar.

Energieunternehmen 
rüstet Fuhrpark um

Auch das Bayernwerk selbst 
setzt voll auf Elektromobilität: 
Im Frühjahr vergangenen Jahres 
hat das Energieunternehmen be-
schlossen, bis 2025 seine rund 
1.300 Firmen- und Servicefahr-
zeug vollelektrisch und emissions-
frei umzurüsten. Jeder Unterneh-
mensstandort des größten regi-
onalen Netzbetreibers in Bayern 
verfügt bereits über mindestens 
ein Elektrofahrzeug. Ende des Jah-
res sollen bereits mehr als 70 voll- 
und teilelektrische Fahrzeuge zum 
Bayernwerk-Fuhrpark gehören.

Darüber hinaus installiert das 
Bayernwerk derzeit an seinen 
Bürogebäuden, Kundencentern 
und technischen Anlaufstellen 
E-Ladesäulen mit jeweils mehre-
ren Ladepunkten. Bis 2025 sollen 
auf diese Weise fast 600 über-
wiegend öffentliche E-Ladepunk-

te in ganz Bayern entstehen. Das 
Bayernwerk ist somit einer der 
ersten Netzbetreiber in Deutsch-
land, der sich vollumfänglich zur 
Zukunft der Elektromobilität be-
kennt.

Die nun in Bad Staffelstein of-
fiziell in Betrieb genommene 
E-Ladesäule ist mit Mitteln aus 
dem Bundesprogramm zur För-
derung von E-Ladesäulen teil- 
finanziert worden. Das Bayern-
werk hatte allein am ersten Tag 
des Förderprogramms für kom-
munale Kunden und Partner im 
Netzgebiet Zuschüsse für rund 
400 Ladepunkte beantragt. Hun-
derte weitere kamen in nach-
folgenden Förderaufrufen hin-
zu. Die Förderung umfasst ne-
ben der Errichtung der Ladesäu-
le auch den Netzanschluss. Ziel 
des Programms ist der Aufbau ei-
ner flächendeckenden Ladeinfra-
struktur mit bundesweit mehr als 
15.000 E-Ladesäulen.

So kann das Elektroauto an 
der neuen E-Ladesäule geladen 
werden:

An der E-Ladesäule wird je-
de Ladekarte eines Elektromo-
bilitätsanbieters akzeptiert, der 
dem „Hubject“-Ladeverbund an- 
gehört. Die Abrechnung erfolgt 
entsprechend über den jeweili-
gen Elektromobilitätsanbieter.
• Zudem besteht eine direkte La-
demöglichkeit ohne separate An-
meldung (Ad-hoc-Laden) mit Hil-

fe eines Smartphones: Einfach 
den dargestellten QR-Code an 
der Ladesäule mit dem Smart-
phone scannen, den Ladepunkt 
auswählen und das Elektroauto 
aufladen. Vor dem Ladebeginn 
sehen Nutzer immer den gültigen 
Preis für den entsprechenden La-
devorgang. Die Abrechnung er-
folgt über EC- oder Kreditkarte.
• Eine weitere Möglichkeit ist 
das Laden mit Hilfe der „E.ON-
Drive“-App: Zunächst muss der 
Ladepunkt ausgewählt wer-
den. Vor Beginn des Ladevor-
gangs wird wiederum der Preis 
angezeigt. Anschließend wird 
über die Eingabe der persönli-
chen Kreditkartenangaben ab-
gerechnet.

Weitere Bezahlmöglichkeiten 
sind derzeit in Vorbereitung.

„Die Zahl der elektrisch ange-
triebenen Fahrzeuge wird sich 
nur schwer erhöhen lassen, 
wenn die Menschen kein Ver-
trauen in das gesamte System 
haben. Und dieses Vertrauen 
hängt maßgeblich an einer gu-
ten Ladeinfrastruktur“, beton-
te Bayernwerk-Kommunalbe-
treuer Butz. „Für die technische 
Unterstützung ist das Kunden-
center Kulmbach der Ansprech-
partner der Marktgemeinde. 
Bei Notfällen stehen Bayern-
werk-Servicetechniker jederzeit 
zur Vor-Ort-Hilfe bereit“, fügte 
Butz hinzu. r

Freie Wähler Landtagsfraktion:

Ortstermin bei der  
Gfaller Mühle in Traunstein

Seit 1880 befindet sich die Mühle im Besitz der heutigen Betreiberfami-
lie Gfaller. Neben der Getreide-Mühle erzeugt das Unternehmen auch 
Strom aus umweltfreundlicher Wasserkraft und speist diesen in das öf-
fentliche Netz ein. Zudem ist die Mühle Bestandteil eines funktionie-
renden Hochwasserschutzsystems für die im Trauntal gelegenen Wohn- 
und Gewerbegebiete, was der Besitzer Hans Gfaller, nebenbei Beirat der 
Vereinigung Wasserkraftwerke in Bayern e.V., eindrucksvoll darstellte.

„Wasserkraft ist eine wichtige Säu-
le der Energiepolitik in Bayern, die 
kleinen Kraftwerke stabilisieren 
die lokalen Stromnetze“, erklärte 
Nikolaus Kraus, gastgebender Ab-
geordneter der Freie Wähler Land-
tagsfraktion. Allerdings könne die 
Wasserkraftwerke das gleiche 
Schicksal ereilen wie Windräder 
oder Biogasanlagen. Derzeit wer-
de ein neuer Mindestwasserleit-
faden erarbeitet. Der jetzige Ent-
wurf werde dazu führen, dass der 
Betrieb für viele kleine Wasser-
kraftwerke, die oft seit Jahrhun-
derten in Betrieb sind, unrentabel 

wird. „Wir Freie Wähler wollen, 
dass beim neuen Mindestwasser-
leitfaden neben den ökologischen 
auch die ökonomischen Aspek-
te berücksichtigt werden. Nur so 
können kleine Mühlen und Was-
serkraftanlagen auch in Zukunft 
weiter bestehen“, so Kraus. 
Unser Bild zeigt v. l.: Stefan Pastöt- 
ter, Vorstandsmitglied Vereini-
gung Wasserkraftwerke in Bayern 
e.V. und Vorstandsmitglied Bun-
desverband Deutscher Wasser-
kraftwerke e.V. sowie Hubert Ai-
wanger, Landesvorsitzender der 
Freien Wähler in Bayern. r
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Thüga Holding:

Zukunftssicher aufgestellt
Ausrichtung auf neue Anforderungen für Stadtwerke

Die Thüga Holding, Kern des deutschlandweit größten Verbundes 
aus kommunalen Energie- und Wasserversorgern, blickt auf ein 
erfolgreiches Geschäftsjahr 2017 zurück. Dies spiegelt sich im Be-
teiligungsergebnis, dem wichtigsten Leistungsindikator der Thü-
ga Aktiengesellschaft wider. Einer Vielzahl der insgesamt rund 
100 Partnerunternehmen im Thüga-Netzwerk ist es gelungen, die 
Ausschüttungen trotz intensiven Wettbewerbs und verschärfter 
Rahmenbedingungen mindestens stabil zu halten. 

Hiervon hat auch das Ergeb-
nis der Thüga Holding profitiert: 
Zwar verbuchte diese im Ge-
schäftsjahr 2017 mit 276,3 Mio. 
Euro einen geringeren Bilanzge-
winn als im Vorjahr (292,9 Mio. 
Euro), doch ist dies größtenteils 
auf den Wegfall positiver Einmal- 
effekte bei einigen Beteiligungen 
im Jahr 2016 zurückzuführen. Aus 
dem Bilanzgewinn 2017 schüt-
tet die Thüga Holding eine Bardi-
vidende in Höhe von 26,26 Euro 
(Vorjahr: 27,36 Euro) je Stückaktie 
an ihre Anteilseigner aus. 

„Die Partnerunternehmen der 
Thüga-Gruppe haben hervorra-
gende Arbeit geleistet. Unter-
stützt durch die Beratungs- und 
Dienstleistungen der Thüga und 
ihrer Plattformen ist es den kom-
munalen Unternehmen gelun-
gen, die enormen Herausforde-
rungen des Energiemarktes zu 
meistern. Dank der kooperativen 
Zusammenarbeit im Thüga-Netz-
werk konnten die Partnerunter-
nehmen die Entwicklung neuer, 
zukunftsträchtiger Geschäftsfel-

der in ihren Kommunen und Re-
gionen aktiv vorantreiben und ei-
ne Vielzahl innovativer Lösungen 
auf die Straße bringen“, erklärt 
Michael Riechel, Vorsitzender des 
Vorstands der Thüga. 

Zukunftsprogramm  
„Thüga 2022“

Die Wettbewerbsfähigkeit 
nachhaltig verbessern, Ressour-
cen effizienter einsetzen und 
auf zukunftsfähige Themen fo-
kussieren – das sind die wesent-
lichen Ziele des Zukunftspro-
gramms „Thüga 2022“, das Mit-
te vergangenen Jahres initiiert 
wurde und sich aktuell in der 
Umsetzung befindet. Planmäßig 
zum 1.1.2018 wurde eine neue 
Aufbauorganisation implemen-
tiert, die konsequent auf die un-
ternehmensstrategischen Hand-
lungsfelder der Thüga ausgerich-
tet ist. Mit der neuen Struktur 
wird insbesondere im Bereich Be-
ratung die interdisziplinäre Zu-
sammenarbeit der Experten ge-

fördert, so dass Thüga den Part- 
nerunternehmen vor allem bei 
aktuellen, übergreifenden The-
men wie etwa Elektromobilität, 
Digitalisierung oder Smart City 
noch hochwertigere Beratungs-
angebote anbieten kann.

Durch den Abbau von Redun-
danzen, Fokussierung der Leis-
tungen sowie durch eine noch 
stärker auf Effizienz zugeschnit-
tene Arbeitsorganisation strebt 
Thüga bis zum Jahr 2022 substan-
zielle Einsparungen von Personal 
und Sachkosten an. 

Trotz intensiven Wettbewerbs 
blickt die Thüga auf ein erfolgrei-
ches Geschäftsjahr 2017 zurück.

Rund 90 Fach- und Beratungs-
experten unterstützen die Thü-
ga-Partnerunternehmen bei der 
Optimierung ihres Kerngeschäfts 
sowie der Entwicklung neuer Ge-
schäftsfelder. Der Thüga-Leis-
tungskatalog wurde überarbei-
tet und den sich verändernden 
Marktbedingungen und Anforde-
rungen der Partnerunternehmen 
angepasst. Darüber hinaus grei-
fen der Leistungskatalog der Be-
ratung und die Dienstleistungs-
angebote der Thüga-Plattformen 
jetzt noch besser ineinander.

Tatkräftige Unterstützung 
kommunaler Unternehmen

Ein Resultat dieser Anstrengun-
gen ist, dass Thüga insbesonde-
re im Bereich neuer Geschäfts-
felder kommunale Unternehmen 
tatkräftig unterstützen kann. So 
bietet Thüga im Bereich Elektro-
mobilität einen vollumfänglichen 
„Werkzeugkoffer“ an, mit dem 
Stadtwerke und Kommunen die 
Voraussetzungen für eine lokal 
emissionsfreie und vernetzte Mo-
bilität schaffen können. Das Spek-
trum der Tools in diesem „Werk-
zeugkoffer“ reicht von Mus-
ter- und Rahmenverträgen, über 
White-Label-Lösungen, Informa-
tionsportale, Standortanalysen 
für Ladesäuleninfrastruktur so-
wie Carsharing-Modelle bis hin zu 
ganzheitlichen Mobilitätskonzep-
ten für Städte und Gemeinden.

Projekt „Kommune 2030“

Im Projekt „Kommune 2030“ 
hat Thüga gemeinsam mit Fach 
experten aus Forschung und In-
dustrie sowie mehreren Partner- 
unternehmen untersucht, wo-
hin sich Städte und Kommunen 
in Zukunft entwickeln werden, 
welchen Herausforderungen sie 
sich stellen müssen und wie sich 
Stadtwerke in diesem Umfeld po-
sitionieren können. Die Studien- 
ergebnisse geben erste Hand-
lungsempfehlungen und dienen 
zugleich als strategisches Leitbild 
für laufende und kommende Thü-
ga-Projekte. Das gilt etwa für die 
Initiativen und Projekte im Be-
reich Smart City. Gemeinsam mit 

Partnerunternehmen identifiziert 
Thüga aktuell rentable Anwen-
dungsfälle und entwickelt Whi-
te-Label-Angebote in verschie-
dene Ausbaustufen. In Pilotan-
wendungen sollen Erfahrungen 
gesammelt und darauf aufbau-
end Geschäftsmodelle erarbeitet 
werden.

Ausblick 2018

Die fundamentalen Umwälzun-
gen in der Energiewirtschaft, die 
mit der im März angekündigten 
Neuorganisation der Geschäfts-
felder von E.ON und RWE weiter 
an Dynamik gewinnt, stellen alle 
Marktteilnehmer vor große Her- 
ausforderungen. „Dennoch bin 
ich fest davon überzeugt, dass 
die kommunalen Unternehmen 
auch zukünftig gute Chancen 
im Wettbewerb mit den großen 
Konzernen haben, sofern sie ih-
re regionale Verankerung nut-
zen und kreativen Kräfte bün-
deln und sich schnell und flexibel 
auf sich verändernde Anforde-
rungen von Kunden und Kommu-
nen einstellen“, ist Michael Rie-
chel überzeugt. 

Gerade jetzt könne das Thü-
ga-Modell seine Vorteile un-
ter Beweis stellen: „Es leistet ei-
nen wichtigen Beitrag dafür, dass 
Stadtwerke auf Dauer in diesem 
harten Wettbewerbsumfeld be-
stehen und ihren wertschöp-
fenden sowie Arbeitsplätze si-
chernden Beitrag in den Kom-
munen und Regionen leisten 
können. Die Stadtwerke gestal-
ten die Energiewelt von mor-
gen vor Ort, machen durch ih-
re Bürgernähe die Energiewen-
de positiv erlebbar. Sie sind 
damit Garanten einer Kunden-
integration in die Energiewen-
de – dies sollte die Politik stär-
ker nutzen, Stadtwerkekoopera- 
tionen erleichtern und anreizen.“r

N‑ERGIE Aktiengesellschaft:

Gutes Ergebnis in 
turbulentem Branchenumfeld

Im Geschäftsjahr 2017 erwirtschaftete die N-ERGIE Aktiengesell-
schaft einen Umsatz von 2.140,7 Mio. Euro (Vj.: 2.220,0 Mio. Euro). 
Mit einem Ergebnis der Geschäftstätigkeit von 209,9 Mio. Euro (Vj.: 
132,9 Mio. Euro) blickt das Unternehmen auf ein erfolgreiches Ge-
schäftsjahr in einem turbulenten Branchenumfeld zurück.

Die Bilanzsumme erhöhte sich 
gegenüber dem Vorjahr um 72,1 
Mio. Euro bzw. 3,7 Prozent. Insge-
samt konnte eine Ergebnisabfüh-
rung von 118,3 Mio. Euro realisiert 
werden. An die Städtische Werke 
Nürnberg GmbH (StWN) werden 
61,8 Mio. Euro (Vj.: 70,2 Mio. Eu-
ro) ausgeschüttet. Die Thüga Ak-
tiengesellschaft erhält als außen-
stehende Aktionärin aufgrund von 
einmaligen Sondereffekten ei-
ne Ausgleichszahlung in Höhe von 
56,5 Mio. Euro (Vj.: 29,6 Mio. Euro).

Der weiterhin hohe Wettbe-
werbsdruck im Privat- und Ge-
schäftskundenbereich führte 2017 
zu einem Umsatzrückgang von 3,6 
Prozent im Vergleich zum Vorjahr. 
Auch 2017 entfiel mit 60,9 Prozent 
der bei Weitem größte Teil des 
Umsatzes auf Erlöse aus Stromlie-
ferungen.

Der Stromabsatz der N-ERGIE 
sank im Berichtsjahr um 2,2 Pro-
zent auf 14.295 Mio. Kilowattstun-
den (kWh). Der Erdgasabsatz sank 
im Vergleich zum Vorjahr um 3,7 
Prozent auf 16.434 Mio. kWh. Der 
Fernwärmeabsatz blieb mit 1.129 
Mio. kWh auf dem Niveau des Vor-
jahres. Auch der Absatz von Was-
ser blieb nahezu unverändert. 
2017 gab die N-ERGIE 32,7 Mio. Ku-
bikmeter Wasser ab.

Die Neuorganisation der Ge-
schäftsfelder von E.ON und RWE 
macht die fundamentalen Umwäl-
zungen in der Energiewirtschaft 
deutlich. In einem Umfeld, das von 

starkem Wettbewerb – verschärft 
durch zunehmend branchenfrem-
de Marktteilnehmer – und nach 
wie vor inkonsistenten Vorgaben 
auf der politischen Ebene geprägt 
ist, macht sich die N-ERGIE weiter 
für Klimaschutz und eine dezentral 
organisierte Energiewende stark.

Blickpunkt Klimaschutz 

Ihr Heizkraftwerk in Nürnberg- 
Sandreuth wurde 2017 erfolgreich 
für die Bereitstellung von Sekun-
därregelleistung präqualifiziert und 
trägt damit zur Netzstabilität bei. 
Derzeit prüft die N-ERGIE auf ihrem 
Kraftwerksgelände die Errichtung 
einer zweiten Biomasse-Anlage, 
die den Einsatz fossiler Brennstoffe 
reduzieren und damit zur weiteren 
Dekarbonisierung beitragen soll.

2017 implementierte die N-ER-
GIE in einer Pilotphase das ers-
te Mieterstrommodell in Nürn-
berg. Sie unterhält einen Fuhrpark 
mit 100 voll elektrischen Fahrzeu-
gen sowie 120 Ladepunkten an ih-
ren Standorten und unterstützt ih-
re Geschäftskunden dabei, deren 
Fahrzeugflotten auf Elektromo-
bilität umzustellen. Bei der Ent-
wicklung neuer Geschäftsmodelle 
spielt für die N-ERGIE die Kopplung 
der Sektoren Energie, Gebäude 
und Mobilität eine wichtige Rolle.

Gegenüber 2017 rechnet die 
N-ERGIE für das laufende Geschäfts-
jahr mit einem deutlich geringeren 
Ergebnis der Geschäftstätigkeit. r

EU‑Kommission: 

Vollständige Befreiung 
von Netzentgelten illegal
Die Europäische Kommission hat entschieden, dass die Befrei-
ung von Netzentgelten, die in Deutschland bestimmten gro-
ßen Stromverbrauchern in den Jahren 2012 und 2013 gewährt 
worden war, gegen die EU-Beihilferegeln verstieß. Es gab kei-
ne Gründe dafür, diese Verbraucher von der Zahlung der Netz- 
entgelte zu befreien. Deutschland muss die illegalen Beihilfen  
zurückfordern.

EU-Wettbewerbskommissa-
rin Margrethe Vestager erklärte 
hierzu: „Alle Stromverbraucher 
müssen die Netzbetreiber für 
die Dienste, die sie nutzen, be-
zahlen. Wenn bestimmte große 
Stromverbraucher von diesen 
Entgelten befreit werden, stellt 
dies eine unfaire Bevorteilung 
dar. Zudem wird die Last für die 
übrigen Verbraucher erhöht. 
Deswegen muss Deutschland 
nun die nicht gezahlten Entgelte 
von diesen Stromverbrauchern 
einfordern.“

Netzentgelte sind ein Teil der 
normalen Stromkosten, die al-
le an das Netz angeschlosse-
nen Stromverbraucher entrich-
ten müssen. Damit werden den 
Netzbetreibern die von ihnen 
zur Verfügung gestellten Netz-
dienste und die Instandhaltung 
des Netzes vergütet. Bei großen 
Stromverbrauchern mit kons-
tantem Stromverbrauch kön-
nen die Netzkosten – insbeson-
dere aufgrund des vorherseh-
baren Verbrauchs – geringer 
ausfallen.

In Deutschland waren zwi-
schen 2011 und 2013 Strom-
verbraucher mit einem Jahres-
verbrauch von mehr als 10 Gi-
gawattstunden und sehr kons-
tantem Stromverbrauch nach  
§ 19 Absatz 2 der Stromnetz- 
entgeltverordnung von der Zah-
lung von Netzentgelten befreit. 
Dank dieser Bestimmungen er-
sparten sich die Nutzer 2012 
Schätzungen zufolge 300 Mio. 
Euro an Netzentgelten. Die-
se wurden aus einer 2012 in 
Deutschland eingeführten Son-
derabgabe, der sogenannten 
Paragraph-19-Umlage, gegenfi-
nanziert, die die Stromendver-
braucher entrichten mussten.

Nachdem eine Reihe von Be-
schwerden von Verbraucheror-
ganisationen, Stromanbietern 

sowie Bürgerinnen und Bürgern 
eingegangen war, leitete die 
Kommission im März 2013 ei-
ne eingehende Prüfung ein. Da-
mit sollte festgestellt werden, 
ob diese Befreiung als staatli-
che Beihilfe anzusehen ist und 
ob sie nach den EU-Vorschrif-
ten über staatliche Beihilfen zu-
lässig ist.

Ergebnisse der  
Untersuchungen

Die Untersuchungen der Kom-
mission ergaben Folgendes:

Einkünfte aus der Paragraph- 
19-Umlage sind staatliche Bei-
hilfen, da die Stromverbrau-
cher nach deutschem Recht ver-
pflichtet sind, diese Umlage zu 
zahlen und der deutsche Staat 
die Kontrolle über die Mittel 
ausübt.

Das bedeutet, dass die in den 
Jahren 2012 und 2013 gewähr-
te vollständige Befreiung eine 
staatliche Beihilfe für die be-
freiten Stromverbraucher dar-
stellte, da die Kosten aus der Pa-
ragraph-19-Umlage – also aus 
staatlichen Mitteln – gedeckt 
wurden. Die Befreiung im Jahr 
2011 ist hingegen nicht als staat-
liche Beihilfe anzusehen, weil 
die Kosten von den Netzbetrei-
bern selbst getragen wurden. 
Die Befreiung wurde somit nicht 
vom Staat finanziert.

Nach den EU-Vorschriften 
für staatliche Beihilfen gibt es 
– selbst bei konstantem Strom-
verbrauch – keine objektive 
Rechtfertigung für eine vollstän-
dige Befreiung von Stromver-
brauchern von Netzentgelten. 
Alle Verbraucher sollten für die 
Kosten aufkommen, die sie dem 
Netz verursachen. Große Strom-
verbraucher mit konstanter Ab-
nahme verursachen ebenfalls 
Netzkosten und nutzen Netz-

dienste. Die Kosten dafür müssen 
von ihnen getragen werden.

Deutschland wies jedoch nach, 
dass die Großverbraucher und 
Abnehmer mit konstantem Ver-
brauch in den Jahren 2012 und 
2013 aufgrund ihres konstan-
ten und vorhersehbaren Ver-
brauchs geringere Kosten verur-
sachten als andere Verbraucher. 
Dies rechtfertigt angesichts der 
vorherrschenden Marktbedin-
gungen eine teilweise Verringe-
rung der Netzentgelte für diese 
beiden Jahre.

Jetzt muss Deutschland nach 
der im Beschluss der Kommissi-
on festgelegten Methode für je-
den Begünstigten der Befreiung 
die Höhe der von ihm in den Jah-
ren 2012 und 2013 verursachten 
Netzkosten ermitteln. Dann muss 
die Bundesrepublik die illegalen 
Beihilfen von den einzelnen Be-
günstigten zurückfordern. r
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Energieeffizienz-Netzwerk tagt 
auf der Kläranlage in Abensberg

Auf der Kläranlage in Abensberg wurden in den vergangenen 
sechs Jahren umfangreiche Maßnahmen zur Energieeinsparung 
und Steigerung der Energieeffizienz durchgeführt. Die Umset-
zung dieser Maßnahmen wird u.a. dazu führen, dass der künftige 
Stromverbrauch der Anlage um mehr als 60 Prozent im Vergleich 
zum Anlagenzustand im Jahr 2008 gemindert wird. 

Von stetig steigenden Kosten 
auf Kläranlagen ist nahezu jede 
Kommune betroffen. Aus die-
sem Grund haben sich die Teil-
nehmer des Energieeffizienz-
netzwerks dazu entschlossen, 
das 3. Netzwerktreffen auf der 
Kläranlage Abensberg durchzu-
führen und rund um das Thema 
„Energieeffizienzsteigerung auf 
Kläranlagen und Möglichkeiten 
der regionalen Klärschlamm-
trocknung“ zu tagen. 

Hans Schmid, Werkleiter der 
Stadtwerke Abensberg (SWA), 
begrüßte die 20 Teilnehmer und 
gab einen Überblick zur Stadt 
sowie den Stadtwerken Abens-
berg. Maximilian Conrad, Mit-
arbeiter des Instituts für Ener-
gietechnik an der OTH Am-
berg-Weiden, stellte die Agen-
da des Netzwerktreffens vor 
und betonte die bayernweit  
flächendeckende Problematik 
der Kläranlagen in Bezug auf  
steigende Kosten für Energie 

und Klärschlammentsorgung. 
Michael Kastner, Mitarbeiter 

vom Institut für Energietechnik, 
zeigte im Anschluss auf, welche 
Möglichkeiten zur Reduzierung 
der Kosten für die Klärschlam-
mentsorgung bestehen. Dies 
verdeutlichte er auf Basis des 
regionalen Energiekonzepts zur 
thermischen Klärschlammver-
wertung im Landkreis Bamberg, 
das im Jahr 2017 ausgearbeitet 
wurde. 

Regionales Energiekonzept

Die Ergebnisse der Studie zei-
gen, dass mehrere potentiel-
le Standorte zur zentralen und 
dezentralen thermischen Klär-
schlammverwertung mit Nut-
zung bestehender Abwärmepo-
tenziale zur Verfügung stehen. 
Eine erste wirtschaftliche Grob-
prüfung bestätigt, dass diese 
Verwertungswege konkurrenz-
fähige Alternativen zur landwirt-

schaftlichen Entsorgung sind. 
Stoffliche Verwertungsmöglich-
keiten bieten zudem die Chan-
ce, zukunftsweisende Technolo-
gien einzusetzen, mit Hilfe derer 
die Wirtschaftlichkeit der Klär-
schammverwertung nochmals 
verbessert werden kann. 

Was bisher geschah

Wolfgang Neumayer vom 
Ing. Büro Neumayer und Ing. 
Büro Ferstl, präsentierte im An-
schluss konkret die während der 
letzten sechs Jahre umgesetz-
ten Effizienzmaßnahmen auf 
der Kläranlage Abensberg. Die-
se Maßnahmen umfassten u.a. 
eine grundlegende Erneuerung 
der Belüftungstechnik, der Kom-
pressoren, der Rührwerke sowie 
den Aufbau einer Schlamment-
wässerung bzw. Eindickung zur 
Reduktion der Klärschlamm-
menge.

Das Netzwerktreffen ende-
te mit einer Führung durch Kon-
rad Ettengruber, Betriebsleiter 
der Kläranlage Abensberg, bei 
welcher die umgesetzten Effizi-
enzmaßnahmen vor Ort betrach-
tet werden konnten. Die Viel-
zahl an Fragen sowie der intensi-

ve Austausch der 20 Teilnehmer 
der Netzwerkkommunen verdeut-
lichten die stetig steigende Bris-
anz steigender Energie- und Klär-
schlammentsorgungskosten. 

Effizienzmaßnahmen

Das Institut für Energietech-
nik schreibt: „Durch die Vielzahl 
an umgesetzten Effizienzmaß-
nahmen sowie den frühzeitigen 
Ausstieg aus der landwirtschaft-
lichen Ausbringung des Klär-
schlamms hat die Stadt Abens-
berg eine zukunftsweisende Ent-

25. Deutscher Mühlentag:

Energie ohne Nebenwirkung
Am Pfingstmontag veranstaltete die Deutsche Gesellschaft für 
Mühlenkunde und Mühlenerhaltung (DGM) e.V. zusammen mit 
ihren Landes- und Regionalverbänden den 25. Deutschen Müh-
lentag. Rund 900 Wind-, Wasser-, Dampf- und Motormühlen öff-
neten bundesweit ihre Türen. Sie ließen die Flügel und Wasserrä-
der drehen, setzten die Mahlgänge in Betrieb und luden die Gäste 
zu Führungen und kleinen Festen mit kulturellen Angeboten ein.

Neben der Windkraft ist die 
Wasserkraft das bedeutende 
Element zum Antrieb der Müh-
len. Doch die Wasserkraft ist in 
Gefahr. Überzogene ökologi-
sche Auflagen, ausgelöst durch 
die Wasserrahmenrichtlinie, er-
schweren an den Wasserkraft-
anlagen den Weiterbetrieb der 
einst bedeutendsten Energieer-
zeugung. Viele kleine Mühlen-
standorte und technische Kul-
turdenkmäler werden den Be-
trieb der Wasserräder und Tur-
binen aufgeben müssen, da 
durch erhöhte Wasserabgabe-
mengen und Herstellung der ge-
forderten Anlagen zur Durch-
gängigkeit der Gewässer und 
zum Fischschutz ein dauerhaf-
ter oder auch wirtschaftlicher 
Betrieb meist nicht mehr ge-
währleistet ist. Ohne Wasser ist 
die Nutzung der Wassermüh-
len-Standorte akut bedroht und 
kann damit verloren gehen.

Für bessere Förderung 
der Wasserkraftnutzung

Zur Jubiläumsveranstaltung 
präsentierten sich im Freistaat 
mehr als 40 historische Müh-
len. Der Landesverband Bay-
ern der Deutschen Gesellschaft 
für Mühlenkunde und Müh- 
lenerhaltung hatte den dies-
jährigen Mühlentag mit Blick 
auf die Klimadebatte unter das 
Motto „Energie ohne Neben-
wirkung“ gestellt und leiste-
te damit einen Beitrag für ei-
ne bessere Förderung der Was-
serkraftnutzung. Dabei wurden 
insbesondere Kleinst- und Klein-
wasserkraftanlagen in den Mit-
telpunkt gerückt. Schließlich ist 
die Stromerzeugung für viele 
traditionelle Mühlenstandorte 
eine letzte und somit wichtige 
Einkommensquelle und damit 
ein wesentlicher Aspekt zur 
Erhaltung von Gebäuden und 
den dazugehörigen mühlenty-
pischen, oftmals denkmalge-
schützten Mühlenanlagen mit 
Wasserrädern, Wehren und 
Stauanlagen.

Während sich beim Mühlen-

tag in anderen Bundesländern 
meist Museumsmühlen oder 
von Vereinen getragene im Ge-
meinschaftsbesitz befindliche 
Mühlen präsentierten, nahm im 
Freistaat eine Vielzahl produzie-
render Mühlen teil - mit Erfolg. 
Die Bandbreite reichte dabei 
von der einfachen Rückschütt-
mühle bis zu Mühlen, die nach 
dem aktuellen Stand der Tech-
nik ausgestattet sind. 

Freilandmuseum Fladungen

Im unterfränkischen Freiland-
museum Fladungen wurden his-
torische Arbeitsabläufe und 
Techniken rund um das Thema 
„Mühle“ gezeigt. Traditionelles 
Handwerk präsentierte auch die 
Oedmühle (Kreis Amberg-Sulz-
bach), eine komplett erhalte-
ne viergeschossige Kunstmühle 
der Nürnberger Mühlenbauan-
stalt Johann Wolfgang Arold mit 
vier Walzenstühlen und stehen-
dem Plansichter von 1929. Noch 
in Betrieb ist dagegen die Gai-
lertsreuther Mühle in Floß (Kreis 
Neustadt/Waldnaab). Seit den 
1990er Jahren wird dort nach 
den Demeter-Richtlinien gear-
beitet. 2007 wurde die Mühle 
umgebaut, seit 2008 ist sie als 
reine Bio-Mühle anerkannt. 

Die Rauberweihermühle im 
Freilandmuseum Neusath-Per-
schen (Kreis Schwandorf) wur-
de als Jagdhaus mit Mahlmüh-
le 1711/1712 erbaut. 1977 hat 
sie der Bezirk erworben und 
im Freilandmuseum aufgebaut. 
Das Gebäude wird für Ausstel-
lungen genutzt. Am Pfingstmon-
tag war die Besichtigung bei lau-
fender Mühle möglich. Ebenfalls 
geöffnet war die Getreidemühle 
beim Kulturschloss Theuern. Be-
sucher konnten sie bei den Füh-
rungen in Aktion sehen, sich er-
klären lassen, wie das Müllern 
früher funktioniert hat und wie 
wichtig dieser Beruf einmal ge-
wesen ist. Mühlen sind in der 
heutigen Zeit romantisch alter-
tümliche Bauwerke - aber kaum 
jemand nimmt sie noch als eine 
der wichtigsten Entwicklungen in 

unserer Kulturgeschichte wahr. 
Die Obermühle in Mühlbach 

bei Dietfurt (Kreis Neumarkt) 
gilt als eines der wenigen noch 
erhaltenen Ensembles in der 
Jurahaus-Bauweise. Die Haupt-
gebäude wurden 1810 bis 1812 
auf älteren Vorgängerbauten er-
richtet. Das Ensemble besteht 
aus vier Gebäuden: dem Wohn- 
und Mühlentrakt, dem Steinsta-
del, dem ehemaligen Sägemühl-
stadel und dem Badhaus. Wei-
tere Bauwerke sind der Quell-
teich mit seinen vier Wehren 
und dem eisernen Wasserrad. 
Im Steinstadel und in einem 
Teil des Sägemühlstadels wurde 
die Ausstellung „Stein.Wasser.
Höhle“ gezeigt. Außerdem prä-
sentierten die Höhenforscher 
der Karstgruppe Mühlbach in 
den Gewölberäumen im Erd-
geschoss des Steinstadels ihre 
Forschungsergebnisse aus der 
Mühlbachquellhöhle. 

Industriemuseum Lauf

Eng verbunden mit der Was-
serkraft ist die mittelfränkische 
Stadt Lauf. Einst existierten um 
die 50 Wasserräder an der kur-
zen Flussstrecke durch die Alt-
stadt. Zum Deutschen Mühlen-
tag setzte sich das altehrwürdi-
ge Mühlrad im Industriemuse-
um Lauf in Bewegung. Auch das 
Freilichtmuseum Scherzenmüh-
le in Weidenberg (Kreis Bay-
reuth) beteiligte sich am Müh-
lentag. Die Altdeutsche Mühle 
präsentierte sich mit zwei ober-
schlächtigen Wasserrädern und 
zwei funktionsfähigen Mahlgän-
gen mit Beutelkasten. 

Im oberbayerischen Neubeu-
ern konnte die Wachinger Müh-
le, eine historische, origina-
le Wassermühle in Betrieb, be-
gutachtet werden. Ebenfalls 
zum Besuch lud die Mühle Lon-
nerstadt in Mittelfranken ein, 
die das erste Mal 1440 urkund-
lich erwähnt wurde. Das jetzige 
Gebäude stammt aus dem Jah-
re 1861. Die Mühle wurde vom 
letzten Lonnerstadter Müller im 
Jahr 1980 stillgelegt. Der Ma-
schinenpark aus den 1920er Jah-
ren ist noch komplett vorhan-
den. Die Eheleute Bruckmann 
haben 2009 das Anwesen ge-
kauft und zuerst ein Wasserrad 
zur Stromgewinnung angebaut 
sowie die Mühle zum Besichtigen 
wieder hergerichtet. DK

scheidung getroffen und dient als 
Vorbild eines effizienten Kläran-
lagenbetriebs.“

Im September2017 wurde das 
Energieeffizienznetzwerk mit För-
derung durch das Bundesamt für 
Wirtschaft und Ausfuhrkontrol-
le (BAFA) offiziell gegründet. Teil-
nehmende Kommunen sind die 
Gemeinde Biburg, die Gemein-
de Train, die Gemeinde Wilden-
berg, die Stadt Abensberg, die 
Stadt Hersbruck, die Stadt Main-
burg sowie die Stadt Marktred-
witz. Netzwerkträger ist das Insti-
tut für Energietechnik an der Ost-

Zusatzeinnahmen. Argumente, die 
langsam überzeugen: Die Summe 
der Leistung eingetragener Pho-
tovoltaik-Mieterstromanlagen be-
läuft sich in Deutschland für den 
Zeitraum von Januar bis März 2018 
auf 897 kWp. In Südbayern steckt 
das Thema „Mieterstrom“ noch 
in den Kinderschuhen: Im Regie-
rungsbezirk Schwaben sind erst 
zwei Mieterstromprojekte gemel-
det, in Oberbayern realisiert Green 
City Energy aktuell das sechste. 

E-Mobilität und  
Stromerzeugung

Zur Rundumbetreuung des So-
lar-Projekts mit einer Leistung von 
18 kWp im Herzen von Starnberg 
wurde Green City Energy ins Haus 
geholt und verantwortet Planung, 

Landkreis Starnberg: 

Green City Energy realisiert  
erstes Mieterstromprojekt

Als ökologischer Komplettanbieter für Mieterstromprojekte ist die 
Green City Energy AG jetzt in Starnberg aktiv: Mit ihrem Knowhow ent-
stand eine Photovoltaik-Anlage auf einem Mehrfamilienhaus mit einer 
Leistung von 18 kWp, die nun ihren Betrieb aufgenommen hat. Neben 
Planung, Bau und Betrieb der Anlage fungiert das Münchner Energie- 
und Verkehrswendeunternehmen ebenfalls als Stromlieferant für Mie-
ter und Vermieter: Mit dem Tarif „GREEN CITY POWER MIETERSTROM“ 
können die Bewohner mit hauseigenem Solarstrom versorgt werden. 

Mieterstromprojekte bringen 
die Energiewende in städtische 
Ballungsgebiete: Die Green City 
Energy AG unterstützt Immobilien- 
eigentümer und Vermieter dabei 
als Full-Service-Dienstleister für 
Mieterstromprojekte. Auf Dach-
flächen von Mehrfamilienhäusern 
plant, errichtet und betreibt der 
Projektierer Solaranlagen – auch 
in Kombination mit Speichern.  
Die Green City-Mieterstrommo-
delle kombinieren lokal erzeugten 
Direktstrom vom Solar-Dach mit 
grünem Netzstrom. Für Stromkun-
den ist das von Vorteil, denn beim 
Direktverbrauch entfallen außer 
der EEG-Umlage auch Netzentgel-
te und sonstige Abgaben. Die Mie-
ter profitieren somit von günsti-
geren Strompreisen, Immobilien-
besitzer von Wertsteigerung und 

Bau und Betrieb der Mieterstrom-
anlage, die nun in Betrieb gegan-
gen ist. Damit folgt das Unterneh-
men ihrem Credo, dass Energie- 
und Verkehrswende ganzheitlich 
angegangen werden müssen: Vor- 
aussichtlich werden nicht nur al-
le sieben Parteien des Mehrfami-
lienhauses mit Direktstrom belie-
fert, sondern auch das Elektroau-
to vor der Tür, das für die Haus-
bewohner im Sharing-Modell 
betrieben wird. 

Als Mieterstromlieferant setzt 
Green City Energy dabei auf digi-
tale Messtechnik, um jeden Nut-
zer mit einem eigenen Mieter-
stromtarif inklusive hauseigenem 
Solarstrom zu versorgen. „Wer 
sich für grünen Eigenstrom ent-
scheidet, ist sich bewusst darü-
ber, dass Netzstrom nicht gleich 
Netzstrom ist. Nur Ökostromver-
sorger, die wie Green City Strom in 
eigenen Kraftwerken produzieren 
können und den Zubau von rege-
nerativen Anlagen vorantreiben, 
bewirken für die Umsetzung der 
Energiewende wirklich etwas,“ 
konstatiert Rauno Andreas Fuchs, 
Geschäftsbereichsleiter Power. r

Landkreis Fürstenfeldbruck:

Zwischenbilanz zur Energiewende
Wie ist es um die Energiewende im Landkreis Fürstenfeldbruck be-
stellt? Dazu gibt es eine aktuelle Zwischenbilanz, die im Landrats- 
amt Fürstenfeldbruck der Öffentlichkeit präsentiert worden ist. Die 
Energie- und CO2-Bilanz für den Landkreis Fürstenfeldbruck wur-
de 2017/2018 von Dipl.-Ing. Martin Zerta (Ludwig-Bölkow-System-
technik GmbH) als Fortschreibung der CO2-Bilanzierung im Rahmen 
des Klimaschutzkonzepts 2012 erstellt. Sie vergleicht die damalige 
Datenbasis 2010 mit Verbrauchswerten bzw. statistischen Daten 
aus dem Jahr 2015 hinsichtlich eingesetzter Energieträger und ver-
brauchter Energiemengen, unterteilt auf die Bereiche Haushalte, 
Gewerbe/Handel/Dienstleistungen/Industrie und Verkehr. 

Neben dem Landkreis haben 
sich an der Erstellung der CO2-Bi-
lanz folgende 14 Kommunen so-
wohl finanziell als auch inhaltlich 
beteiligt: Alling, Althegnenberg, 
Eichenau, Grafrath, Gröbenzell, 
Jesenwang, Maisach, Mammen-
dorf, Mittelstetten, Moorenweis, 
Oberschweinbach, Olching, Puch-
heim und Schöngeising. Die rest-
lichen Landkreiskommunen un-
terstützten das Projekt ebenfalls 
durch das Zurverfügungstellen 
von Daten. Darüber hinaus waren 
unter der Federführung des Kli-
maschutzmanagements als lokale 
Akteure die Stabsstelle ÖPNV und 
die Kreisentwicklung des Land- 
ratsamtes, dazu die jeweiligen 
Energieversorger sowie der Ver-
ein Ziel 21 e.V. mit seinem Arbeits-
kreis Kommunale Energiewende 
in den Prozess eingebunden. 

Im Ergebnis liefert die CO2-Bi-
lanz auf Datenbasis 2015 folgen-
de Kernaussagen: Die spezifischen 
CO2-Emissionen blieben mit 6,9 
Tonnen CO2 pro Einwohner auf 
dem Niveau des Jahres 2010. Die 
absoluten CO2-Emissionen stie-
gen gegenüber dem Vergleichs-
jahr 2010 um +4,7% auf knapp 1,5 
Mio. Tonnen CO2. Im Jahr 2015 
wurde mit ca. 170 GWh um ca. 90 
GWh mehr Strom aus erneuerba-
ren Energien bereitgestellt als im 
Jahr 2010 (ca. 80 GWh). Der größ-
te Anteil entfiel auf Photovoltaik-
anlagen (PV). Sowohl bei der Stro-

merzeugung aus PV als auch aus 
Biogas, konnte die Stromerzeu-
gung in den fünf Jahren mehr als 
verdoppelt werden. Aus Erneuer-
baren-Energien-Anlagen im Land-
kreis Fürstenfeldbruck (PV, Wind-
kraft, Wasserkraft) konnten somit 
bilanziell ca. 20 % des Strombe-
darfs gedeckt werden. Unter Be-
rücksichtigung der Stromerzeu-
gung von Biogas konnten sogar 
ca. 30 % des regionalen Stromver-
brauchs gedeckt werden. 

CO2-Bilanz

Die Ursachen für den ausge- 
bliebenen CO2-Rückgang sind 
vor allem im erheblichen Bevöl-
kerungszuwachs und dem damit 
einhergehenden erhöhten Ver-
kehrsaufkommen der letzten Jah-
re zu sehen. Die Bemühungen, 
CO2-Emissionen erfolgreich zu re-
duzieren, hängen aber auch ent-
scheidend von überregionalen 
Rahmenbedingungen wie gesetz-
lichen Hemmnissen oder fehlen-
den Förderkulissen ab. 

Wie bereits am Ergebnis der 
CO2-Bilanz 2010 ablesbar, zei-
gen auch die aktuellen Auswer-
tungen und Trendfortschreibun-
gen, dass das ambitionierte Ziel 
der Energieresolution 2000, die 
Energieversorgung des Landkrei-
ses bis 2030 auf 100 % erneuer-
bare Energien umzustellen, kaum 
zu erreichen ist. Gleiches gilt auch 

für das Klimaschutzziel des Bun-
des, die Treibhausgas-Emissionen 
in Deutschland bis 2030 gegen-
über 1990 um 55% zu senken. Be-
zogen auf den Landkreis Fürsten-
feldbruck müssten demnach bis 
2030 die spezifischen CO2-Emissi-
onen um durchschnittlich mindes-
tens 40% reduziert werden. Dies 
entspräche einer Minderung des 
Landkreisdurchschnitts von 6,9 t 
CO2 pro Einwohner (2015) auf un-
ter 4,1 Tonnen (2030). 

In der weiteren Diskussion soll-
te auch die Langfriststrategie 
der Bundesregierung, bis 2050 in 
Deutschland 95 % der Treibhaus-
gas-Emissionen zu mindern (sog. 
Klimaschutzplan 2050), berück-
sichtigt werden.

In den kommenden Jahren 
müssen daher folgende Hand-
lungsfelder im Fokus stehen: 
• Strategische/kommunale Pla-
nung (u. a. Weiterentwicklung des 
Nahverkehrsplans und Prüfung 
des Modal Split, Stärkung inter-
kommunaler Kooperationen beim 
Ausbau der Infrastruktur und al-
ternativer Mobilitätskonzepte) 
• Mobilität (u.a. klimaeffizien-
te Stärkung/Beschleunigung des 
ÖPNV, Sicherung attraktiver 
S-Bahn-Verbindungen, Integrati-
on von Car-Sharing/Bike-Sharing) 
• Wärme (u. a. Wärmebedarfs-
planung, Nachverdichtung Fern-
wärme, Ausbau der Kraftwär-
mekopplung (KWK), Nachver-
dichtung und Ausbau Gasnetz) 
• Strom (u.a. Stärkung der EE- 
Potentiale Wind, Sonne und 
Geothermie, KWK-Ausbau) 
• Weitere Klimaschutzmaßnah- 
men (u. a. Förderung von Ver-
haltensänderungen, dem spar-
samen Umgang mit Ressourcen, 
regionalen Kreisläufen etc.) 
Weitere Infos finden sich auf 
der Homepage des Landrats- 
amtes unter www.lra-ffb.de. r

bayerischen Technischen Hoch-
schule Amberg-Weiden (IfE).

Die Kommunen versprechen 
sich aus dem dreijährigen Pro-
jekt zum einen konkrete, fach-
lich wichtige Impulse zur Verbes-
serung der Wirtschaftlichkeit und 
Steigerung der Energieeffizienz 
durch die technisch-wissenschaft-
liche Beratung des IfE. Zum ande-
ren wollen die Partner voneinan-
der lernen und sich über die reali-
sierten Projekte austauschen. 

Das nächste Netzwerktreffen 
ist für den 19. Juni 2018 ange-
setzt. r
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Taglieber Holzbau baut zusammen mit Partnerfirmen eine Schule in Afrika:

Beitrag zu einer modernen  
Friedens- und Sicherheitspolitik

„Kinder haben es nicht in der Hand, in welche Lebensumstände 
sie hineingeboren werden.“ Diese Aussage von Peter Maffay be-
schreibt die Lebenssituation von vielen Kindern in den Entwick-
lungsländern der Dritten Welt so treffend. Initiiert von Landrat 
Stefan Rößle, der im vergangenen Jahr das Ziel ausgerufen hat, 
bis zum Jahr 2020 allein aus Spendengeldern von Privatpersonen 
und Firmen im Landkreis Donau-Ries zehn Schulen in Afrika bau-
en zu wollen, hat sich auch Unternehmer Erwin Taglieber über-
legt, wie er sich an diesem Projekt beteiligen kann.

„Mir war es wichtig, mich 
nicht nur in unserer Region so-
zial zu engagieren sondern auch 
in den Ländern, von denen vie-
le Menschen wegen Bürgerkrie-
gen, Terrorismus, Korruption, 
Hunger und Armut die Flucht er-
greifen. Wir müssen die Proble-
me und Fluchtursachen dort be-
kämpfen, wo Sie entstehen und 
den Menschen Hilfe zur Selbst-
hilfe bieten. Durch eine gute 
Schulbildung können wir den 
Kindern ein selbstbestimmtes 
und eigenständiges Leben er-
möglichen, ihre Lebenssituation 
in der Heimat verbessern und 
Perspektiven für ein zukünftiges 
Leben schaffen, in dem sie sich 
etwas aufbauen können“, so Er-
win Taglieber.

Begeisterte Unterstützung

Die Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter sowie einige Partnerfir-
men waren von der Idee sofort 
begeistert und sagten ihre Un-
terstützung zu. „Diese Hilfsbe-
reitschaft ist einfach unglaub-
lich!“, erklärt Geschäftsführer 
Erwin Taglieber.

Auch die Partnerfirmen (Bau-
geschäft Failer, Bissingen-Göl-
lingen, Betz Fensterbau GmbH, 
Auhausen, Hans Bohner Gm-
bH & Co KG, Oettingen, Gerüst- 
bau Leberle, Birkhausen, Gerüs-
tbau Strobel, Holzkirchen, La-
denburger GmbH, Bopfingen- 
Aufhausen, Lissmann GmbH, 
Oettingen, Schurrer Putz UG, 
Nördlingen-Holheim) haben 
durch Ihre großzügigen Spen-

den zur Realisierung der „Tag- 
lieber und Partnerfirmen“-Schule 
in Manjoro/Sierra Leone beige-
tragen.

Marshallplan mit Afrika

Bei der Vorstellung des jüngs-
ten Schulprojekts für Afrika 
durch den Landkreis Donau-Ries 
zeigte sich Landrat Stefan Rößle 
einmal mehr hoch erfreut über 
die vielfältige Bereitschaft, Ent-
wicklungshilfeminister Dr. Gerd 
Müller in seinen Aktivitäten ei-
nes „Marshallplans mit Afrika“ 
zu unterstützen. In Gesprächen 
mit dem Minister sei ihm klar ge-
worden, dass die beste Entwick-
lungshilfe diejenige ist, die die 
Menschen dazu befähigt, sich 
selbst zu helfen. Deshalb hat 
sich der Herausgeber der Bay-
erischen GemeindeZeitung, ge-
meinsam mit vielen Landkreis-
bürgern, dafür entschieden, vor 
allem Schulprojekte zu fördern.

„Mit ist klar, dass wir von hier 
aus nicht die ganze Welt ret-
ten können“, sagte der Landrat. 
Aber wenn jeder sein Scherflein 
beisteuere, dann werde das Le-
ben auf unserem Globus für vie-
le Menschen besser. Dass Erwin 
Taglieber so viele Mitkämpfer 
fand, freute ihn besonders. 

Das Schulbauprojekt der Fir-
ma Taglieber in Manjoro in Sier-
ra Leone  ist eingebettet in das 
Konzept der Kommunalen Ent-
wicklungszusammenarbeit des 
Landkreises Donau-Ries, das 
dessen Koordinatorin, Dr. Fran-
ziska Sperling, erläuterte.

Finanziert wird ihre Stelle 
durch das BMZ / Servicestelle 
Kommunen in der einen Welt. 
Ihre Aufgaben sind Aufbau und 
Begleitung von Projekten, Bil-
dungsarbeit und Entwicklungs-
zusammenarbeit mit lokalen 
Wirtschaftsunternehmen und 
Öffentlichkeitsarbeit.

Hintergrund ist der dramati-
sche Bevölkerungsdruck. Allein 
in Afrika wird die Einwohnerzahl 
von derzeit 1,2 Mrd. Menschen 
bis 2050 auf 2,5 Mrd. ansteigen. 
Jährlich kommen 80 Mio. dazu – 
also einmal Deutschland. 2.000 
Millionenstädte wird es dann 
geben; denn 2/3 der Menschen 
werden in Städten leben. Sie 
werden Hunger, Armut, Klima-
wandel, Ressourcenausbeutung 
und Arbeitslosigkeit nicht mehr 
hinnehmen. 

Es liegt in unserem  
ureigenen Interesse

Dass die Aufnahme von Milli-
onen von Flüchtlingen in Europa 
auf die Dauer wenig sinnvoll ist, 
zeigen schon jetzt zahllose Pro-
bleme. Es gelte deshalb, die Le-
benschancen und Perspektiven 
der Menschen in ihrer jeweili-
gen Heimat zu verbessern. „Wir 
haben das Wissen, die Innovati-
onen und die Möglichkeiten; wir 
haben die Verantwortung und 
darüberhinaus: Es liegt in un-
serem ureigenen Interesse“, so 
Sperling. Ernährungssicherheit, 
Zugang zu Energie und Was-
ser sowie Klimaschutz seien die 
Überlebensfragen der Mensch-
heit. Nachhaltige wirtschaftli-
che und soziale Entwicklung sei 
nicht nur Krisenprävention, son-
dern moderne Friedens- und Si-
cherheitspolitik. Ziel der Land-
kreis-Initiativen sei die Bekämp-
fung der Fluchtursachen vor Ort 
und die Verbesserung der Le-
benssituation.  r

Dialektpreis Bayern 2018 verliehen
Söder, Kiechle und Füracker würdigen herausragende Verdienste  

im Bereich Dialektpflege und Dialektologie
„Unsere Sprache und unsere Dialekte sind identitätsstiftend und 
Fundament und Ausdruck unserer Werte und Traditionen“, stellte 
Ministerpräsident Dr. Markus Söder im Rahmen der Verleihung des 
Dialektpreises Bayern 2018 fest. „Bayerns Dialekte sind Sinnbild für 
Verbundenheit, vermitteln Heimatgefühl und sind verbales Aus-
hängeschild der bayerischen Regionen. Die Preisträger tragen maß-
geblich dazu bei, die regionale Vielfalt der heimischen Dialekte zu 
pflegen und für die kommenden Generationen zu erhalten“, so der 
Ministerpräsident weiter. Insgesamt zehn Personen und Projekte 
erhielten die Auszeichnung für herausragende Verdienste um den 
Bereich Dialektpflege und Dialektologie aus den Händen des Minis-
terpräsidenten Dr. Markus Söder, Kunstministerin Prof. Dr. Marion 
Kiechle und Heimatminister Albert Füracker.

Kunstministerin Kiechle be-
tonte: „Mit ihrem künstleri-
schen Schaffen, ihrer wissen-
schaftlichen Arbeit und in ihren 
Projekten pflegen die Preisträ-
ger aktiv den Dialekt in seinen 
regionalen Ausprägungen und 
tragen erheblich zum positiven 
Image der Heimatsprache bei. 
Mundart ist gelebte Heimat-
verbundenheit und bereichert 

die Kulturlandschaft in unserem 
Freistaat. Ich danke den Preis-
trägern für ihr unschätzbares 
Engagement und gratuliere sehr 
herzlich zur Auszeichnung mit 
dem Dialektpreis Bayern.“

Verknüpfung von 
Tradition mit der Moderne

Heimatminister Füracker: 

„Unsere Preisträger verknüp-
fen in ihrer täglichen Arbeit die 
Tradition mit der Moderne und 
bereichern durch ihr Schaffen 
und ihre Projekte unsere Kul-
tur nachhaltig. Sie zeigen ein-
drücklich, dass Mundart und ih-
re Pflege nach wie vor einen ho-
hen Stellenwert in der Gesell-
schaft im Freistaat genießen. 
Durch diese gemeinsame Tra-
dition entsteht das einzigartige 
bayerische Lebensgefühl.“

Für jeden Regierungsbezirk ist 
grundsätzlich eine eigene Aus-
zeichnung vorgesehen. In Be-
zug auf Schwaben werden für 
die Sprachregionen Allgäu und 
Nord-/Mittelschwaben jeweils 
separate Preise vergeben. Für 
ihre individuellen Leistungen für 
die Mundartpflege werden zu-
dem zwei Sonderpreise durch 
Ministerpräsident Söder sowie 
die beiden Staatsminister ver-
liehen.

Folgende Preisträger wurden 
mit dem „Dialektpreis  
Bayern 2018“ ausgezeichnet:

• Sonderpreis des Ministerprä-
sidenten: Monika Gruber 

• Sonderpreis Staatsministerin 
Prof. Dr. Marion Kiechle und 
Staatsminister Albert Füracker: 
Die Couplet-Arterhaltungs-Ge-
sellschaft (Couplet-AG)

• Allgäu: A‘(lb) Traumpaar
• Oberpfalz: BBou
• Oberbayern: Doctor Döblin-

gers geschmackvolles Kasperl- 
theater

• Mittelfranken: Prof. Dr. Alfred 
Klepsch

• Niederbayern: LSK Theater 
Mainburg e.V.

• Unterfranken: Cäcilia „Cilli“ 
Pigor

• Oberfranken: Bertram Popp
• Nord- und Mittelschwaben: 

Alois Sailer.  r

Das Umweltmagazin 2018 wurde über die Wochenzeitung an alle 
Haushalte im Landkreis Weißenburg-Gunzenhausen verteilt. Son-
ja Alberter vom Sachgebiet „Umwelt und Naturschutzrecht“ und 
Landrat Gerhard Wägemann präsentierten im Kreislehrgarten des 
Landkreises das 27-seitige Werk. Bild: Landratsamt Weißenburg-Gunzenhausen

Landratsamt Weißenburg-Gunzenhausen:

Neues Umweltmagazin
Rechtzeitig zum Start des Frühlings und der Gartensaison er-
schien auch in diesem Jahr das Umweltmagazin. Herausgege-
ben wurde  es vom Landratsamt Weißenburg-Gunzenhausen. 
Das Magazin, das sich ganz der Natur und Umwelt in Alt-
mühlfranken widmet, wurde mit der Wochenzeitung an alle 
Haushalte im Landkreis verteilt. 

In der diesjährigen Ausga-
be werden einzigartige Berei-
che der Naturlandschaft in Alt-
mühlfranken, wie etwa das 
Möhrenbachtal oder die Pflan-
zen- und Tierwelt in ehemali-
gen Steinbrüchen, vorgestellt. 
Es enthält hilfreiche Informati-
onen über insektenfreundliche 
Gärten, zum Gewässerschutz 
und zur Schutzimpfung für den 
Wald sowie zahlreiche Tipps zur 
Abfallvermeidung und für Aus-
flugsziele in der Region. Wie in 
den vergangenen Jahren sind 
der bewährte „Altmühlfränki-
sche Obstkurier“ und Veranstal-
tungshinweise im Magazin zu 
finden. 

„Mit dem Umweltmagazin 
wollen wir die Menschen da-
zu bewegen, mit offenen Augen 
durch die Region Altmühlfran-
ken zu gehen, aktiv zu werden 
und umweltfreundlich zu le-
ben“, freut sich Landrat Gerhard 
Wägemann über das besondere 
Magazin. 

Das Landratsamt Weißen-
burg-Gunzenhausen dankt allen 
Mitwirkenden und Textgebern. 
Denn auch heuer haben wie-
der zahlreiche Verbände, Verei-
ne und Institutionen mit ihren 
Beiträgen das 27-seitige Werk 
bereichert. Insbesondere wer-
den hier der Landschaftspflege-
verband Mittelfranken e.V., die 
Umweltstation und die Kreis-
gruppe des Landesbundes für 
Vogelschutz, der Müßighof von 
Regens Wagner in Absberg, der 
Imkerverein Mönchwald, das 
Amt für Ernährung Landwirt-

schaft und Forsten in Weißen-
burg, sowie das Forstamt Gun-
zenhausen, das Infozentrum Na-
turpark Altmühltal in Treucht-
lingen, der Kreisverband für 
Gartenbau und Landschaftspfle-
ge und die Gebietsbetreuung 
Altmühljura genannt. 

Neben der Verteilung über 
die Wochenzeitung liegt es in 
verschiedenen öffentlichen Stel-
len, z. B. bei den Kommunen, 
Büchereien oder Tourist-Infor-
mationen aus. Das Landratsamt 
wünscht viel Freude beim Lesen 
und Entdecken der Region.  r

A U S  D E N  B AY E R I S C H E N  KO M M U N E N 17GZ 7. Juni 2018



A U S  D E N  B AY E R I S C H E N  KO M M U N E N18 GZ7. Juni 2018

ISSN 0005-7045 
Fachblatt der KPV in Bayern 
Herausgeber: 
Landrat Stefan Rößle
Redaktion: 
Anne-Marie von Hassel (verantwortlich) 
Doris Kirchner, Chefin vom Dienst 
Jakob Döring  
Telefon 08171 / 9307-11
Ständige Mitarbeiter: 
Lutz Roßmann (Landtag) 
Jörg Kunstmann (KPV) 
Peter Müller
Die Zeitung und alle in ihr enthaltenen 
Beiträge und Abbildungen sind urheber-
rechtlich geschützt.  
Mit Ausnahme der gesetzlich zuge- 
lassenen Fälle ist eine Verwertung ohne 
Einwilligung des Verlages strafbar. 
Für unverlangt eingesandte Manuskrip-
te, Dokumente und Fotos wird keine 
Gewähr übernommen. 
Namentlich gekennzeichnete Artikel 
geben nicht unbedingt die Meinung der 
Redaktion wieder.
Anzeigen- und Vertrieb: 
Constanze von Hassel (verantwortlich) 
Telefon 08171 / 9307-13 
Zur Zeit gilt die Anzeigenpreisliste  
Nr. 52 vom 01.01.2018 
Anzeigenschlusstermine:  
siehe Erscheinungs- und Themenplan
Veranstaltungen: 
Theresa von Hassel (verantwortlich) 
Telefon 08171 / 9307-10
Erscheinungsweise:  
22 Ausgaben jährlich  
(mit zwei Doppelausgaben)
Jahresbezugspreis Inland:  
€ 76,10 zzgl. MWSt.
Sammelabo ab 10 Lieferanschriften: 
(Abrechnung über eine Adresse) 
€ 38,25 zzgl. MWSt.
Sammelabo ab 10 Zeitungen: 
(Abrechnung und Lieferung an eine 
Adresse) € 27,-- zzgl. MWSt.
Kündigung:  
zwei Monate vor Jahresende  
schriftlich an den Verlag
Verlags- und Geschäftsleitung: 
Anne-Marie von Hassel 
Constanze von Hassel 
Theresa von Hassel
Anschrift und Sitz des Verlags  
und aller verantwortlichen Personen: 
Verlag Bayerische Kommunalpresse 
GmbH 
Postanschrift: 
Postfach 825, 82533 Geretsried 
Paketanschrift: 
Breslauer Weg 44, 82538 Geretsried 
Telefon 08171 / 9307-11 
Telefax 08171 / 9307-22 
eMail: info@gemeindezeitung.de 
Internet: www.gemeindezeitung.de
Inhaber- und Beteiligungsverhältnisse: 
100 % Verlag Bayer. Kommunalpresse 
GmbH; Geschäftsführerinnen:  
Anne-Marie von Hassel 
Constanze von Hassel 
Theresa von Hassel
Druck und Auslieferung: 
DZO Druckzentrum Oberfranken 
GmbH & Co. KG 
Gutenbergstr. 1, 96050 Bamberg
Für die Herstellung dieser Zeitung wird 
Recycling-Papier verwendet.

Altmühlfränkischer Energietag in Treuchtlingen:

Nachhaltigkeit ist Trumpf
Alle zwei Jahre findet in Treuchtlingen der Altmühlfränkische 
Energietag statt. Heuer wurde dieser um „Synergie – das Energie-
sparfestival“ erweitert. Ziel war es, ein breites Publikum und vor 
allem auch junge Menschen für die Entwicklung eines nachhalti-
gen Lebensstils zu begeistern.

Dies wurde in den vier unter-
schiedlichen Bereichen „Kraft-
werk“ mit Workshops rund um 
ein bewusstes Leben, „Transfo-
rum“ (einer Mikro-Messe für lo-
kale Unternehmen und Orga-
nisationen), „Energiewandler“ 
mit einem Energie-Spaziergang 
zu Satelliten-Locations und der 
„Ladestation“ mit einem Büh-
nenprogramm, Vorträgen und 
der regionalen Gastronomie er-
reicht. 

Bewusstes Leben

Muss ich Dinge gleich weg-
werfen oder macht es Sinn, da-
mit ein RepairCafe aufzusu-
chen? Kann ich Dinge, die ich 
nicht mehr benötige, vielleicht 
anderweitig nutzen – also „up-
cyclen“? Aus alten Obstkisten 
Regale bauen? Doch wie mach 
ich das? Und ist es nicht bes-
ser – für Umwelt, Mensch und 
die Region – wenn ich bei mei-
nem Einkaufsverhalten regiona-
le Produkte in den Fokus rücke? 
Auf solche Fragen wurden wäh-
rend des Energiesparfestivals 
Antworten gegeben und Umset-
zungsbeispiele präsentiert. 

Aus alt mach neu

Im Repair Cafè wurden defek-
te Geräte gemeinsam repariert. 
Die Besucher konnten zum Bei-

spiel kaputte Kaffeemaschinen 
oder Radios mitbringen. Unter 
dem Motto „Aus alt mach neu“ 
wurden in der Up-Cycling-Werk-
statt aus alten Jeanshosen prak-
tische Gästepantoffeln genäht. 
Für alle Bücherwürmer hieß es: 
Ausgelesene Bücher einpacken 
und auf dem Bücherbasar in der 
Stadtbibliothek in Treuchtlingen 
gegen andere Bücher austau-
schen.

Zahlreiche Aussteller

Daneben warben zahlreiche 
Aussteller für energiesparen-
de Baustoffe, Solarfahrzeuge 
oder das Fahrrad. Das Landrats- 
amt Weißenburg-Gunzenhau-
sen war mit verschiedenen In-
foständen zu allen Umwelt- und 
Energiethemen vertreten und 
die Landfrauen des Bayerischen 
Bauernverbandes informierten 
über die verschiedenen Pflanz-
methoden für Gemüse- und 
Obstpflanzen. 

Das Energiesparfestival wurde 
vom Landesamt für Umwelt und 
vom Bayerischen Staatsministe-
rium für Wirtschaft, Energie und 
Technologie unterstützt. In den 
Jahren 2018 und 2019 finden in 
Bayern 18 Veranstaltungen die-
ser Art statt. Im Jahr 2018 gibt 
es derzeit drei feste Veranstal-
tungstermine. Treuchtlingen bil-
dete  den Auftakt. DK

Wirtschaftsminister Franz Josef Pschierer (Bildmitte), Oberbürgermeister Christian Schuchardt  
(vordere Reihe, Vierter von links), Projektleiter Klaus Walther (Dritter von rechts), Innenstaatsekretär 
Gerhard Eck (Fünfter von rechts) und weitere Festgäste beim feierlichen Durchschneiden des Bandes 
vor dem Gründerlabor am Hubland. Bild: Georg Wagenbrenner

Cube als erster fertiger Baustein: 

Wirtschaftdialog  
schnuppert ZDI-Luft

Auf dem Areal der Landesgartenschau zog dieser Neubau nun 
schon einige Wochen viele neugierige Blicke auf sich. Jetzt erfolg-
te mit der feierlichen Eröffnung des Gründerlabors des Zentrums 
für Digitale Innovationen (ZDI) Mainfranken ein für die gesamte 
Wirtschaftsregion wichtiger Impuls. Elf Monate nach dem Spa-
tenstich ist der sogenannte Cube nun quadratisch, praktisch und 
bezugsfertig. 

Geplant wurde das würfelähn-
liche Gebäude, das im Inneren 
Platz für Prototypwerkstätten, 
Start-Up-Büros, Coworking-Be-
reiche und Aufenthalts- sowie 
Kommunikationsräume bietet, 
von Prof. Anett-Maud Joppi-
en vom Fachbereich Architek-
tur der TU Darmstadt in Zusam-
menarbeit mit der Henne Schö-
nau Architekten GmbH in Frank-
furt. Das Büro Hofmann Keicher 
Ring Architekten aus Würzburg 
übernahm die rekordverdächtig 
schnelle Umsetzung. 

Die Außenhülle ist mit einer 
Bastelanleitung für einen Pa-
pierflieger verziert – dies war 
wiederum eine Idee der Stadt-
grafikerin Choon-Hee Bae. „Un-
weit der früheren Start- und 
Landebahn am Hubland sollen 
gute Ideen nun Flügel bekom-
men. Das Tempo indem wir die-
se helfende Infrastruktur auf-
gebaut haben ist absolut be-
merkenswert“, freut sich Pro-
jektleiter Klaus Walther vom 
Fachbereich Wirtschaft, Wis-
senschaft und Standortmarke-
ting der Stadt Würzburg.

Förderprogramm 
„Gründerland Bayern“

So konnte ein Jahr nach der 
Übergabe des Förderbescheids 
für das ZDI durch Wirtschafts-
ministerin Ilse Aigner beim 2. 
Würzburger Wirtschaftsdialog  
bereits beim 3. Wirtschafts- 
dialog mit ihrem Nachfolger im 
Amt Franz Josef Pschierer der 
Einzug in eine von insgesamt 
drei ZDI-Immobilien gefeiert 
werden. Minister Pschierer er-
läuterte am Hubland das För-

derprogramm „Gründerland.
Bayern“. In ganz Bayern soll die 
Herausforderung der Digitalisie-
rung mit neuen Gründerzent-
ren angegangen werden. Für die 
zentrale Anlaufstelle in Main-
franken stehen rund 6 Millio-
nen Euro Förderung zur Verfü-
gung. Der Cube kostete mitsamt 
Innenausstattung wie veran-
schlagt 2,9 Millionen Euro. Die 
staatliche Förderquote wird bei 
rund 75 % liegen. 

Digitale Player als Partner

Auch wenn nun die Stadt 
Würzburg zu der Doppel-Ver-
anstaltung aus ZDI-Eröffnung 
und Wirtschaftsdialog einlud, 
die Projektpartner sind die digi-
talen Player der gesamten Re-
gion: die Würzburger Univer-
sität, die Hochschule für ange-
wandte Wissenschaften Würz- 
burg-Schweinfurt, die IHK Würz 
burg-Schweinfurt, das Rhön-Saa-
le Gründer- und Innovationszen-
trum, das Gründer-, Innovations- 
und Beratungszentrum Schwein-
furt, das Technologie- und 
Gründerzentrum Würzburg, die  
Region Mainfranken GmbH so-
wie das Innovations- und Grün-
derzentrum Würzburg. 

Dreistufiges Konzept

Räumlich ist das ZDI aufgeteilt 
in drei Gebäude. Neben dem Cu-
be am Hublandplatz 1 beherbergt 
der Tower künftig das Ideenlabor. 
Der Bau des dritten wichtigen 
Bausteins, des Inkubators, wird 
im Sommer beginnen.

Das Konzept möchte jun-
ge Start-Ups bei der Hand neh-

men und guten Ideen und In-
novationen ideale Rahmenbe- 
dingungen bieten: vom kriti-
schen Überprüfen und Nach-
justieren einer ersten Idee, 
über den inspirierenden Aus-
tausch mit anderen Gründern 
und Coaches bis zur Bewäh-
rungsprobe im Markt. Ober-
bürgermeister Christian Schu- 
chardt setzt aus verschiedenen 
Gründen auf dieses dreistufige 
Konzept: „Wie schön wäre es, 
wenn im Cube auch Lösungen 
heranwachsen, die uns auf dem 
Weg zur ‚Smart City Würzburg‘ 
helfen.“ 

Gleichzeitig appellierte er an 
die über 300 Teilnehmer des 
3. Würzburger Wirtschaftsdi-
alogs: „So wie die Stadt Würz-
burg große Hoffnungen auf den 
zukünftigen Brain Pool des ZDI 
Mainfranken setzt, kann ich alle  
etablierten Unternehmerinnen 
und Unternehmer nur dazu er-
muntern, sich Gedanken darü-
ber zu machen, wie sich mit die-
sem Pfund wuchern lässt. Nut-
zen Sie dieses Netzwerk und 
seine Innovationskraft – bei-
spielsweise um ihre Produkte zu 
optimieren, Ihr Innovationsma-
nagement zu verbessern oder 
auch um wertvolle Arbeitskräf-
te zu gewinnen.“

Smart City

Der Wirtschaftsdialog, der un-
weit des Cubes in der LGS-Blu-
menhalle stattfand, hatte sich 
bei seiner dritten Auflage ganz 
der Idee von einer „Smart City“ 
verschrieben. Wer mit diesem 
Schlagwort bis dato noch nicht 
viel anfangen konnte, erfuhr 
von zahlreichen spannenden 
Ideen und Konzepten, die alle 
darauf abzielen, durch geschick-
te Datenverarbeitungen und 
neue Technologien das Stadtle-
ben via Smartphone oder PC ein 
Stück komfortabler und clever-
er zu machen. Dies könnte bei-
spielsweise durch Sensoren ge-
schehen, die jeden freien Park-
platz in Echtzeit auf dem Handy 
anzeigen. Auch eine intelligente 
Straßenbeleuchtung könnte di-
rekt auf Menschen oder Bewe-
gungsdaten reagieren und sich 
nicht nur an der Tageszeit orien-
tieren. 

Manches ist noch Zukunfts-
musik, anderes bereits zum 
Greifen nah. So werden nun 
beispielsweise im Bereich Tou-
rismus bei der Stadt Würzburg 
Chatbots auf Webseiten zum 
Einsatz kommen. Bei diesem 
Service chatten Benutzer nicht 
direkt mit einem Menschen, 
sondern sie stellen ihre Fragen 
einer umfangreichen Daten-
bank, die dann mit Hilfe einer 
guten Verschlagwortung hilfrei-
che Tipps und Links in die Ant-
wort packt. 

Themenposter

Beim Wirtschaftsdialog wur-
den weitere Ideen und die Ma-
cher dahinter auf Themenpos-
tern präsentiert, zudem stan-
den Experten zum Thema Smart 
City aus dem IT- und Wissen-
schaftsnetzwerk zur Verfügung. 
Durch den Abend führte Mode-
rator Johannes Keppner. Er half 
bei der Übersicht in einer Halle, 
die bei kleinen Snacks gezielt auf 
einen Messe-Charakter und ins-
pirierende Einzelgespräche setz-
te. Jeder konnte sich so selbst 
auf einen kleinen Smart-Ci-
ty-Rundgang begeben. Interak-
tive Angebote gab es einige. So 
wurde beispielsweise auch das 
Umfragetool Tedme vorgestellt. 
Ergebnisse dieser Befragung, 
ein Film über Smart-City und 
vieles mehr gibt es unter: www.
wuerzburg.de/smart-city. r

Jubiläumsfeier in Freyung:

50 Jahre ARGE 
Unterer Bayerischer Wald 

Auf ein halbes Jahrhundert erfolgreiche Arbeit zurückblicken 
kann die ARGE Unterer Bayerischer Wald. Schon früh hat sie sich 
mit Tschechien vernetzt und schon weit vor dem Fall des Eisernen 
Vorhangs mit den Partnern jenseits des Grenzzaunes Kontakte ge-
pflegt. Bei einem Festakt im Europahaus in Freyung wurden die 
Verdienste der überparteilich arbeitenden Arbeitsgemeinschaft 
in Erinnerung gerufen.

Von Beginn an war es das Ziel 
der im April 1967 gegründeten 
ARGE, der Region mehr Gewicht 
zu geben und die zahlreichen 
strukturellen Probleme zu be-
seitigen, betonte der Passauer 
Landrat Franz Meyer, der bis zur 
Jubiläumsfeier den ARGE-Vor-
sitz innehatte. Sein Nachfolger 
ist Passaus Oberbürgermeister 
Jürgen Dupper. 

Intensivierte Beziehungen

Wie Meyer rückblickend fest-
stellte, habe man nicht nur mit 
fehlender Infrastruktur und ho-
her Arbeitslosigkeit zu kämp-
fen gehabt; anfänglich habe 
der Eiserne Vorhang ein erheb-
liches Entwicklungshindernis 
dargestellt. Die nach mehrjäh-
rigen Verhandlungen mit den 
tschechoslowakischen Behör-
den erfolgte Grenzöffnung in 
Philippsreut im Jahre 1971 sei 
ein Meilenstein gewesen. Von 
nun an habe der Waren- und 
Personenverkehr wieder einge-
schränkt funktioniert und auch 
die Beziehungen zum Nachbarn 
hätten sich im Laufe der Zeit im-
mer mehr intensiviert.

Boomende Region

Den Bau der Autobahnen von 
Regensburg nach Passau und 
von München bis Deggendorf, 
die Umsetzung des gewünsch-
ten Nationalparks im Bayeri-
schen Wald, die Eröffnung der 
„Grenzlanduniversität“ in Pas-
sau und den verstärkten sozi-
alen Wohnungsbau bezeich-
nete Meyer als weitere Errun-
genschaften der ARGE. „Ob 
Infrastruktur, Arbeitsmarkt, Ener- 
gieversorgung oder wissen-
schaftlicher Austausch – in all 
diesen Bereichen wirkte die Ar-
beitsgemeinschaft im Sinne ei-
nes gestärkten Unteren Bayeri-
schen Waldes, und zwar immer 
für die Region und nie nur aus 
Parteipolitik“, unterstrich der 
Vorsitzende. Heute befinde man 
sich in der Mitte Europas und in 
einer boomenden Region. 

Wünsche des Landrats

Auf Augenhöhe mit den eu-
ropäischen Metropolregionen 
wahrgenommen zu werden, ist 
ein Wunsch des Landrats für 
die Zukunft. Zudem hat er ein 
noch leistungsfähigeres Ver-
kehrs- und Datennetz, ein ge-

meinsames Standortmarketing 
mit dem Nachbarn und den Aus-
bau des wirtschaftlichen Netz-
werkes im Blick.

Meilensteine der ARGE

Karl-Heinz Lambertz, Präsi-
dent des Ausschusses der Regi-
onen in Brüssel, hob die Bedeu-
tung einer fortgesetzten Regio-
nal- und Strukturförderung auch 
im neuen Förderzeitraum in der 
EU von 2021 bis 2027 hervor, 
während Staatsminister a. D. 
Helmut Brunner die Leistungs-
fähigkeit der kleinen Organisa-
tion lobend erwähnte. Die AR-
GE Unterer Bayerischer Wald sei 
auch ein Zusammenschluss des 
Friedens, der der jungen Gene-
ration vermitteln solle, dass es 
nichts Wichtigeres gibt als Frie-
den und Freiheit.

Als Meilensteine in der Ge-
schichte der ARGE nannte Brun-
ner die Eröffnung des Europa- 
hauses sowie die Errichtung der 
Polizeiakademie in Freyung. Die 
Vitalität der ländlichen Räume 
sei das wichtigste Mittel gegen 
Landflucht, erklärte der ehema-
lige Landwirtschaftsminister.

Verkehrsprojekte

Was die im Bundesverkehrs-
wegeplan verankerten Projekte 
betrifft, sei Ostbayern Schwer-
punktregion, wusste Bundes- 
verkehrsminister Andreas Scheu- 
er zu berichten. Damit wol-
le man auch die im Koalitions-
vertrag verankerte Gleichheit 
der Lebensumstände von Stadt 
und Land umsetzen. Als Meilen-
steine bezeichnete der Minis-
ter in diesem Zusammenhang 
den Spatenstich zum Ausbau 
der A3 zwischen Rosenhof und 
Regensburg mit Kosten in Höhe  
von 270 Millionen Euro sowie 
den Bau der A94. Auch in punk-
to schnelles Internet und Mobil-
funk wünscht sich Scheuer eine 
grenzüberschreitende Zusam-
menarbeit.

Periode der Wertschätzung

„Nicht zuletzt dank der Bemü-
hungen von Horst Seehofer ist 
eine Periode der Freundschaft 
und Wertschätzung entstanden“, 
machte Kristina Larischová, Ge-
neralkonsulin der Tschechischen 
Republik, deutlich. Gerade in den 
vergangenen Jahren hätten sich 
die Beziehungen zwischen Bay-

ern und Tschechien stark verbes-
sert. Mit der ARGE könne man 
das Gespräch mit dem Nach-
barn suchen und auch finden, 
stellte Ivana Straska, Kreishaupt-
frau von Südböhmen, fest. Ihre 
Botschaft: „Wir müssen einfach 
mehr miteinander reden.“ DK
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„So, jetzt geb ich hier mal 
den Wutbürger. Was soll die-
ses dauernde Italien-Bashing 
seit den letzten Wahlen? Ge-
fahr, Gefahr, Gefahr! Statt 
über mögliche Gefahren für 
den Euro oder die EU zu spe-
kulieren, sollten wir uns lie-
ber mal Gedanken machen, 
warum man im Sehnsuchts-
land der Deutschen so kri-
tisch gegenüber uns einge-
stellt ist.“ Mein Chef, der 
Bürgermeister, der sich seit 
jeher stark für die Verständigung mit unseren 
Nachbarn auf kommunaler Ebene einsetzt, 
platzte der Kragen.

Es ist doch tatsächlich so: Kaum macht ein 
südliches Land mal politisch Radau, sei es vor 
ein paar Jahren Griechenland, sei es jetzt Ita-
lien, da läuft die Empörungsmaschine zuver-
lässig an. Presse, einschlägig bekannte Ökono-

men und dann leider auch Politiker greifen tief 
in die Vorurteilskiste, wonach die südlichen 
EU-Länder nicht zu uns und unserer Stabili-
tätskultur passen. Wie vertrocknete Gouver-
nanten gibt es dann die Ratschläge, den Euro 
zu verlassen, eine Parallelwährung einzufüh-
ren und gefälligst wie früher abzuwerten, aber 
bitte uns schön mit den Problemen des Landes 
in Frieden lassen.

Dabei wäre es wahrscheinlich im Interesse 
Europas, aber auch in unserem eigenen Inte-
resse sinnvoller gewesen, wir hätten uns frü-
her für die Schwierigkeiten unserer südlichen 
Nachbarn interessiert und zusammen mit ih-
nen nach Lösungen gesucht. Beispiel Migra- 
tion. Es gibt wohl niemanden, der nicht zugibt, 
dass es ein Fehler der Nordeuropäer war, jah-
relang zuzusehen, wie Italien, Griechenland, 
aber auch Spanien mit Flüchtlingen und illega-
len Wirtschaftsmigranten geradezu vollliefen, 
bis der Druck so groß war, dass die Welle zu 
uns überschwappte. 

Wir haben versagt, als es vielleicht noch ge-
lungen wäre, durch besseren Schutz der Mit-
telmeergrenzen die Situation zu beruhigen 
und diese Länder nicht dem Instabilitätsrisi-
ko der ungehemmten Einwanderung auszu-
setzen.

Beispiel Jugendarbeitslosigkeit. Wenn in ei-
nem Land ein Viertel bis zur Hälfte der jun-
gen arbeitsfähigen Menschen keine Anstel-
lung oder kein Ausbildungsverhältnis hat, 

dann kann man das zur in-
neren Angelegenheit erklä-
ren (Vogel-Strauß-Politik)  
oder man nimmt solche 
Warnzeichen ernst und ver-
sucht, hier zu helfen. Vor al-
lem, wenn wir in Deutsch-
land unter dem gegenteiligen 
Phänomen leiden, nämlich zu 
wenigen jungen Leuten, die 
in Ausbildung wollen.

Das Resultat haben wir 
jetzt: Starke populistische 
und systemverachtende Par-

teien, die sogar so stark sind, eine Regierung 
zu bilden. Mir gefällt diese Regierung nicht, mir 
hat aber auch nicht jede deutsche Regierung 
gefallen. Mir gefallen auch populistische Partei-
en nicht, aber diese Abneigung ist buchstäblich 
grenzenlos, da ja kaum ein europäisches Land 
von populistischen Strömungen verschont ge-
blieben ist, auch Deutschland nicht.

Die Bundeskanzlerin hat Recht, wir müssen 
mit jeder Regierung in der EU zusammenarbei-
ten. Für uns Kommunen, die wir Partnerschaf-
ten mit italienischen Städten, Gemeinden 
oder Regionen haben, bleibt aber noch eine 
andere Aufgabe: Sich mehr zu bemühen, den 
Partner kennen zu lernen. Wir sind Austausch- 
und Reiseweltmeister, gerade auch mit Ita- 
lien. Wir sollten dabei weniger Pizza mit Chi-
anti runterspülen oder am Strand faulenzen, 
sondern uns mehr mit den Leuten und ihren 
Problemen beschäftigen. Lernen wir Italien 
wirklich kennen und träumen wir nicht nur un-
seren Traum von dolce vita! 

Das sind schließlich unsere (fast) unmittel-
baren Nachbarn, da müsste es doch mit eini-
gem guten Willen möglich sein, sich zu verste-
hen, die jeweils andere Seite zu respektieren, 
blödsinnige Vorurteile von dominierenden 
Deutschen oder faulen Italienern über Bord zu 
werfen und zum gegenseitigen Nutzen zusam-
menzuarbeiten.

Mein Chef, der Bürgermeister, packt es auf 
seine Weise an und hat dem sindaco unserer 
Partnerstadt ein E-Mail geschrieben, um die 
ein bisschen eingeschlafenen Beziehungen zu 
aktivieren. Gut so. Er muss bloß aufpassen, 
dass er den Austausch verstetigt, denn schon 
Arthur Schopenhauer wusste: „Mit Italien lebt 
man wie mit einer Geliebten, heute im hefti-
gen Zank, morgen in Anbetung, mit Deutsch-
land wie mit einer Hausfrau, ohne großen Zorn 
und ohne große Liebe.“

GZ GESTERN
hat mein Chef gesagt ...

Lasst uns Italien 
wirklich kennenlernen!

Bürgerinformation als wichtige Aufgabe
Kommunen und Landratsamt Pfaffenhofen wollen noch enger zusammenarbeiten

Die Verantwortlichen für Presse- und Öffentlichkeitsarbeit in den Kommunen des Landkreises Pfaf-
fenhofen haben sich kürzlich auf Einladung der Pressestelle des Landratsamtes zu einer Arbeitstagung 
getroffen. Landrat Martin Wolf konnte 20 Teilnehmer aus 16 Kommunen des Landkreises begrüßen. 
„Ich freue mich über das große Interesse. Kommunen und Landratsamt haben in der täglichen Arbeit 
und damit auch bei der Information der Bevölkerung eine Vielzahl von Berührungspunkten. Darüber 
hinaus stehen die Behörden in der Verantwortung, der Öffentlichkeit Projekte und Entscheidungspro-
zesse zu erläutern und das Handeln der Verwaltung transparent zu machen. „Der Informationsfluss 
zwischen Landratsamt und Kommunen stärkt die tägliche Arbeit“ so Landrat Martin Wolf.
„Wegen des offenen Austauschs und der wertvollen Diskussionsbeiträge war es ein gewinnbringender 
Vormittag mit den Kolleginnen und Kollegen aus den Rathäusern“, so Karl Huber, Pressesprecher des 
Landratsamtes. „Die Zusammenarbeit in dieser Runde wird auch fortgeführt. Wir haben beispielswei-
se vereinbart, eine gemeinsames Fortbildungsangebot im Landkreis zu organisieren.“
Neben dem Erfahrungsaustausch wurden Möglichkeiten der Zusammenarbeit besprochen, besonde-
re Anforderungen in der Krisenkommunikation erörtert, die Chancen sozialer Medien diskutiert und 
eine ganze Reihe von Detailfragen geklärt.
Unser Bild zeigt die Verantwortlichen für Presse- und Öffentlichkeitsarbeit in den Kommunen , die sich 
im Landratsamt zum Erfahrungsaustausch trafen. Bild: Wohlsperger

Bürgerstiftung Abensberg  
vergibt Förderstipendien

Seit dem Sommersemester 2017 vergibt die Bürgerstiftung Abens-
berg Förderstipendien an herausragende Studierende des berufs-
begleitenden Bachelorstudiengangs Soziale Arbeit am Lernstand-
ort Abensberg. Vor kurzem wurden insgesamt 6.000 Euro an drei 
Studierende übergeben. 

Die OTH Regensburg, Fakul-
tät Angewandte Sozial- und Ge-
sundheitswissenschaften, bie-
tet in Kooperation mit den de-
zentralen Lernorten Abensberg, 
Cham und Tirschenreuth den 
berufsbegleitenden Bachelor-
studiengang Soziale Arbeit an, 
der erstmalig im Wintersemes-
ter 2016/17 startete. Ziel des 
dezentral angelegten Studien-
gangs ist es, ein akademisches 
Weiterbildungsangebot im Be-
reich Soziale Arbeit für die aus-
gebildeten Erzieher, Heilerzie-
hungspfleger und Heilpädago-
gen zu schaffen. Dabei folgt das 

elfsemestrige – bei erfolgreicher 
Anrechnung sogar nur neunse-
mestrige – Studium einem be-
sonderen Konzept: Die Lehrver-
anstaltungen finden sowohl in 
Regensburg als auch an den de-
zentralen Lernorten statt. 

Förderpreis: 6.000 Euro

Da die Studierenden ihr Stu-
dium in der Regel neben Beruf 
und Familie aufnehmen, stellt 
der Studiengang eine besonde-
re Herausforderung dar. Um die-
se Leistung zu honorieren, lobte 
die Bürgerstiftung Abensberg 

einen mit insgesamt 6.000 Eu-
ro jährlich dotierten Förderpreis 
aus, der vor kurzem zum ersten 
Mal an die leistungsstärksten 
Studierenden vergeben wurde. 
Die Bewertungskriterien sind 
u.a. die Qualität der Studienleis-
tungen und das sozialen Engage-
ment.

Nach diesen Kriterien wurden 
nun am Lernort Abensberg drei 
Studierende ausgewählt, an die 
der Förderpreis in den Räum-
lichkeiten des Kultur- und Bil-
dungszentrums Aventinum in 
Abensberg feierlich übergeben 
wurde. Zum Auftakt der Veran-
staltung wurden die Preisträ-
gerin Martina Gruber-Paul, der 
Preisträger Hubert Zeilbeck so-
wie Gäste aus Regensburg und 
Abensberg durch den 1. Bürger-
meister Dr. Uwe Brandl begrüßt. 
In der anschließenden Anspra-
che würdigte der Präsident der 
OTH Regensburg Professor Dr. 
Wolfgang Baier die Kooperation 
zwischen OTH und Stadt Abens-
berg. „Die Zusammenarbeit ist 
immer fruchtbar“, so Baier an-
erkennend. Zum gedeihlichen 
Lernstandort Abensberg trägt 
die Katholische Jugendfürsor-
ge mit ihrer starken Präsenz in 
Abensberg bei, und auch die Zu-
sammenarbeit mit Museumslei-
ter Dr. Tobias Hammerl, in vielen 
Fragen erster Ansprechpartner 
der OTH, wurde allseits gelobt. 

Nach der Vorstellung des  
dezentralen berufsbegleiten-
den Studiengangs Soziale Ar-
beit durch den Dekan der Fa-
kultät Angewandte Sozial- und 
Gesundheitswissenschaften 
Professor Dr. Wolfram Backert 
wurden die Urkunden an die 
Preisträgerin und den Preisträ-
ger durch den 1. Bürgermeis-
ter Dr. Brandl, den Präsidenten 
der OTH Regensburg Professor 
Dr. Baier und den Dekan der Fa-
kultät Soziale Arbeit Prof. Dr. 
Backert überreicht. Die dritte 
Preisträgerin Kerstin Stich konn-
te den Förderpreis an diesem 
Tag leider nicht persönlich ent-
gegennehmen.

Im Anschluss an die feierliche 
Übergabe fand ein zwangsloser 
Empfang statt, der allen Beteilig-
ten Gelegenheit gab, miteinander 
ins Gespräch zu kommen und über 
die zukünftigen Herausforderun-
gen der Kommunen im Bereich So-
zialer Arbeit zu diskutieren. r

Bezirkstagspräsident Dr. Günther Denzler mit dem Vorsitzenden 
des Fränkischen Theatersommers, Dr. Bernd Matthes, bei der Un-
terzeichnung der Schenkungsurkunde. r

Fränkischer Theatersommer 
zieht in Gutshof ein

Der Fränkische Theatersommer schlägt seine Zelte neben Holl-
feld, welches Sitz des Theatersommers bleibt, nun auch im Land-
kreis Lichtenfels auf. Möglich macht dies die Schenkung des ehe-
maligen Gutshofes des Bezirksklinikums Obermain in Kutzenberg 
(Gemeinde Ebensfeld) durch den Bezirk Oberfranken. Das denk-
malgeschützte Ensemble bietet der Landesbühne Oberfranken 
beste Voraussetzungen sowohl für die Probenarbeit als auch für 
die Lagerung der umfangreichen Requisiten. 

„Wir freuen uns, dem Fränki-
schen Theatersommer mit der 
Schenkung des ehemaligen Guts-
hofes in Kutzenberg ein neues 
Domizil bieten zu können. Das 
großzügige Areal bietet nach ei-
ner Sanierung Möglichkeiten für 
Lagerstätten, Proberäume sowie 
Gebäude für Künstler und Ver-
waltung. Damit nimmt der Bezirk 
Oberfranken seine Aufgaben im 
Bereich der Kultur- und Heimat-
pflege wahr und unterstützt ei-
ne hochklassige kulturelle Ein-
richtung für ganz Oberfranken“, 
unterstreicht Bezirkstagspräsi-
dent Dr. Günther Denzler die Be-
deutung der Unterzeichnung der 
Schenkungsurkunde. 

Der Betrieb des Gutshofes, der 
ehemals zur Versorgung des Be-
zirksklinikums diente, wurde im 
Jahr 2006 eingestellt. Das rund 60 
Meter lange Hauptgebäude samt 
Scheune, Mittelgebäude und 
ehemaligem Pferdestall stehen 
unter Denkmalschutz und wer-
den nun einer sinnvollen Nach-
folgenutzung zugeführt. Frühere 
Versuche des Bezirks, das Gebäu-
de zu veräußern, brachten nicht 
den gewünschten Erfolg. Mit der 
schenkungsweisen Übertragung 
einher geht die provisorische In-
standsetzung des Mittelgebäu-
des durch den Bezirk.

„Wir sind dem Bezirk Oberfran-
ken und Bezirkstagspräsident Dr. 
Günther Denzler dankbar für die-
ses großzügige Geschenk. Das 
Areal eignet sich auf ideale Wei-
se für unsere Vorhaben“, freut 
sich Dr. Bernd Matthes, Vorstand 
des Theatersommers. Nun gelte 
es, die neue Bleibe in den kom-
menden Jahren mit Leben zu er-
füllen. Erste Requisiten sind be-

reits umgezogen, erste Proben 
sollen zeitnah ebenfalls in Kut-
zenberg stattfinden. Eine erste 
Auftaktveranstaltung des Fränki-
schen Theatersommers im neuen 
Domizil in Kutzenberg findet be-
reits am 5. August statt. r

Landkreis Fürstenfeldbruck:

Arbeitskreis Flüchtlinge  
an der Berufsschule 

Dreimal im Jahr tagt der Arbeitskreis „Flüchtlinge an der Berufs-
schule“ im Landratsamt Fürstenfeldbruck unter Federführung der 
Bildungskoordinatorinnen Carmen Harrieder und Gerda Kistler. Al-
le, die an der Beschulung der Geflüchteten beteiligt sind - Lehrer der 
Berufsschule, Sozialarbeiter ebenso wie verschiedene Abteilungen 
des Landratsamtes und Kräfte aus Wirtschaft und Handwerk - neh-
men daran teil und diskutieren über Beschulungsangebote sowie 
berufliche Perspektiven der Geflüchteten. 

Ziel ist es, die relevanten Akteu-
re zusammen zu bringen und In-
formationen auszutauschen. Teil-
nehmer sind u.a. Michael Stein-
bauer und Gerhard Kohlfürst vom 
IHK Regionalausschuss, die davon 
berichteten, dass die Zielgruppe 
meist praktisch sehr gut veranlagt 
sei, jedoch die Abschlussprüfun-
gen oft nicht schaffen würden. 

Auch Detlef Köhler von der 
Bürgerstiftung für den Landkreis 
Fürstenfeldbruck teilte diese Mei-
nung. Er leitet das Projekt „Prakti-
kumsbörse“ und begleitet u. a. die 
Betriebsbesichtigungen, bei de-
nen die jungen Geflüchteten mal 
einem Friseur, einem Mechaniker 
im Autohaus oder einem Tech-
niker über die Schulter schauen 
dürfen. Dabei wird schnell deut-
lich, dass ein Friseur nicht nur 
das Handwerk der Haarpflege be-

herrschen, sondern auch mit den 
Kunden kommunizieren können 
muss. Diese Besichtigungen sind 
wichtig, weil sich Vorstellung und 
Realität des Berufsalltags doch 
oft unterscheiden. 

Vor Ort wird in den Betrieben 
deutlich, welche Leistungen und 
Stärken der Schüler die Ausbil-
dung erfordert. So werden gu-
te Kontakte für Praktika etc. ge-
knüpft und auch von den Firmen 
kommen positive Rückmeldun-
gen. 

Das nächste Mal tagt der Ar-
beitskreis im Sommer. Themen 
sind dann u.a. mit wie viel neu-
en Schülern die Berufsschule ab 
September in den Berufsinteg-
rationsklassen starten wird und 
wie viele Schüler eine Ausbildung 
oder eine Arbeit aufgenommen 
haben werden. r



Für jeden der richtige Unimog.
Bei Ihren Profis in der Region.

Henne Nutzfahrzeuge GmbH 
85551 Heimstetten, www.henne-unimog.de

Carl Beutlhauser Kommunal- und Fördertechnik GmbH & Co. KG 
93095 Hagelstadt, www.beutlhauser.de

Wilhelm Mayer GmbH & Co. KG Nutzfahrzeuge 
89231 Neu-Ulm, www.wilhelm-mayer.com

Carl Beutlhauser Kommunaltechnik GmbH & Co. KG 
95326 Kulmbach, www.beutlhauser.de

Ing. Kurt Herold GmbH & Co. KG 
97076 Würzburg, www.kurt-herold.de

KLMV GmbH 
95145 Oberkotzau, www.klmv.de

Kommunalfahrzeuge

L I E F E R A N T E N  N A C H W E I SGZ
SchachtAusrüstungen

Abzeichen

Gewerbebau

Kindergärten . Turnhallen . Mehrzweckhallen

Fertigteile in Holz und Beton aus eigener Herstellung

EnergiedienstleistungAbsperrpfosten

Hugo Knödler GmbH
Heinkelstraße 44, 71384 WEINSTADT
Telefon 07151-995160
Telefax 07151-995166
e-Mail info@knoedler.de
Internet: www.knoedler.de

Sitzmöbelhersteller

Schachtabdeckungen, Schachtleitern
Einstieghilfen, Fallschutzeinrichtungen
Fassadenleitern, Rückenschutzsysteme

Hailo-Werk GmbH & Co. KG · Daimlerstr. 2 · 35702 Haiger
Telefon:  02773 821256 · Fax: 02773 8212-18
professional@hailo.de · www.hailo-professional.de

Fahnenmaste + Fahnen

Kommunalfinanzierung

Ihre Kommunalkredit- und Förderbank

www.bayernlabo.de

AVASoftware

orca-software.com

Sie finden uns auf Twitter und Facebook:
www.twitter.com/gz_aktuell

www.facebook.com/GZaktuell

Nutzfahrzeuge

www.volkswagen-nutzfahrzeuge.de/kommunen-und-behoerden

Straßenbeleuchtung

transform light to LED

LEDiKIT® Streetlight
Digital LED-Upgrade 
bestehender Straßenleuchten 
mit Verstand und Verantwortung.

T 0861 90992040       www.laternix.de

Ihre Ansprechpartnerin für Anzeigen: 

CONSTANZE VON HASSEL
Telefon 08171.930713

hassel.constanze@gemeindezeitung.de

Ihre Ansprechpartnerin für Veranstaltungen:

THERESA VON HASSEL
Telefon 08171.930710

hassel.theresa@gemeindezeitung.de

Hugo Knödler GmbH
Heinkelstraße 44, 71384 WEINSTADT
Telefon 07151-995160
Telefax 07151-995166
e-Mail info@knoedler.de
Internet: www.knoedler.de
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Vorschau auf GZ 12
In unserer Ausgabe Nr. 12, die am 21. Juni 2018 
erscheint, behandeln wir folgende Fachthemen:
• EDV · IT
• Technik und Ausstattung für die Kommunalverwaltung
• Kommunikationstechnologie · Breitband · Mobilfunk
• Bürger- und Verwaltungsinformationssysteme
• Wasserversorgung · Wasserentsorgung
• Gewässerschutz
• Kommunale Baupolitik
• Kommunalfahrzeuge Dienstfahrzeuge

Beilagenhinweis
Dieser Ausgabe liegt eine Dokumentation zum Wohnungs-
baupolitischen Dialog sowie die Einladung zum 11. Bayeri-
schen EnergieForum der Bayerischen GemeindeZeitung bei. 
Wir bitten um freundliche Beachtung.  r

Unesco-Welterbetag 2018:

Buntes Programm in 
bayerischen Kommunen

Unter dem Motto „Unesco-Welterbe verbindet“haben die 42 
deutschen Weltkultur- und Weltnaturerbestätten den Welt- 
erbetag gefeiert. Vom Wattenmeer bis zum Bodensee konn-
ten Besucher bei Führungen, Konzerten oder Ausstellungen ge-
schichtsträchtige Bauwerke und Landschaften erleben. Die zent-
rale Veranstaltung fand in diesem Jahr in Aachen statt. Auch die 
sieben bayerischen Welterbestätten waren dabei. 

Das Markgräfliche Opernhaus 
in Bayreuth bot zum Welterbetag 
zwei Sonderführungen an. Dabei 
wurden Türen geöffnet, die nor-
malerweise geschlossen sind. Zu 
sehen waren beispielsweise die 
hochtechnischen Anlagen in den 
Kellerräumen, vom Notstrom- 
aggregat bis hin zur Heizungs- 
und Klimazentrale, aber auch die 
Künstlergarderoben. Zudem wa-
ren die rekonstruierten histori-
schen Kulissen und die moderne 
Bühnentechnik Thema der Son-
derführungen.  

Bamberg

Mit einem umfangreichen 
Welterbe-Wochenende feier-
te Bamberg zusätzlich 25 Jahre 
UNESCO-Welterbetitel. Gemein-
sam mit dem Lions Club Bam-
berg fand ein Fest mit einem ab-
wechslungsreichen Familienpro-
gramm statt. Außerdem standen 
25 Themenführungen, die an 
unterschiedlichen Punkten star-
teten und verschiedene Aspek-
te der Welterbestadt themati-
sierten, auf dem Programm. Da-
nach fanden sich die 25 Gruppen 
zum Bamberger Abend bei frän-

kischem Buffet, Bamberger Bier 
und Musik. 

Würzburg

Im Rahmen eines nachmit-
täglichen Teekonzerts im Gar-
tensaal der Residenz Würzburg 
nahmen zwei Wiener Klassi-
ker einen Vertreter der 2. Wie-
ner Schule in ihre Mitte: Ganz 
spätromantisch schwelgerisch 
zeigte sich Anton Webern in sei-
nem Langsamen Satz für Streich-
quartett aus dem Jahr 1905, dar-
geboten von Quatuor Arod, ei-
nem jungen Streichquartett, das 
derzeit die internationalen Kam-
mermusikpodien stürmt. Die 
Veranstaltung wurde organisiert 
von der Bayerischen Schlösser-
verwaltung. 

Augsburg

Augsburg lud zu den „Was-
sertagen“ ein. Besucher konn-
ten unter anderem die Wasser-
türme des Wasserwerks am Ro-
ten Tor besichtigen.Die Wies-
kirche bei Steingaden feierte 
den Welterbetag ihrerseits mit 
einer gesungenen Messe mit 

dem Kemptener Kammerchor. 

Landkreis Miltenberg

Im Landkreis Miltenberg fand 
ein Aktionstag an allen Limes- 
orten von Niedernberg bis 
Reichartshausen statt. Im Maintal 
wird ersichtlich, wie die Römer in 
der Antike die Ressourcen der Re-
gion – Holz und Stein – nutzten. 
Der Main stellte hier mehr als 
nur eine Grenze dar, er war auch 
ein viel befahrener Verkehrsweg, 
der eine lebendige antike Kul-
tur an seinem Ufer begünstigte. 
Am UNESCO-Welterbetag prä-
sentierten nun Museen, Vereine 
und Ehrenamtliche die römischen 
Denkmäler ihrer Heimatorte mit 
Aktionen, Führungen und Son-
derveranstaltungen.

Regensburg

Regensburg feiert den Welter-
betag erst am 10. Juni. Die Stei-
nerne Brücke, eines der bekann-
testen Wahrzeichen von Re-
gensburg, setzt dabei den the-
matischen Schwerpunkt.  Die 
Besucher haben unter anderem 
die Gelegenheit, das Welterbe 
vom Wasser aus zu betrachten, 
eine inspirierende Führung über 
die Brücke zu erleben oder sich 
einfach nur über das restaurier-
te, stadtbekannte Bruckmandl 
zu freuen. 

Tags zuvor lädt das Muse-
um der Bayerischen Geschichte 
zum ersten großen Museums-
fest. Anlässlich der Fertigstel-
lung des Museumsgebäudes er-
leben alle Besucher die baye-
rische Geschichte im Rahmen 
einer beeindruckenden Panora-
mashow. 

Weitere Welterbestätten in 
Bayern sind die Pfahlbauten im 
Starnberger See, Bodensee, in 
Pestenacker und Unfriedshau-
sen. DK

Libanesische Kommunen:

Auf Austauschbesuch 
im Westallgäu

Finanziert über das Schnellstarterpaket I im Rahmen der Initiative 
„Kommunales Know-how für Nahost“ fand jüngst ein Besuch von 
Vertretern aus sechs libanesischen Kommunen in Heimenkirch, 
Amtzell, Gestratz, Hergatz und Opfenbach im Westallgäu statt. Es 
handelte sich um den Gegenbesuch der libanesischen Delegati-
on, nachdem im November 2017 die deutschen Kommunen be-
reits den Libanon besucht und erste Kontakte geknüpft hatten.

Die 18 libanesischen Gäste, da-
runter Bürgermeister, Entwick-
lungskoordinatoren, Fachexper-
ten und ehrenamtliche Helfer aus 
den Kommunen Ghazzée, Bwarej, 
Bar Elias, Rasha’ine, Al Mohamma-
ra und der Union von Minnieh hat-
ten ein umfangreiches Programm. 
Ein Höhepunkt war gleich am ers-
ten Tag die Teilnahme von Bundes-
minister Dr. Gerd Müller an einem 
Mittagessen in Amtzell. Er zeig-
te sich beeindruckt von der gro-
ßen Leistung der libanesischen 
Kommunen, in denen teilweise die 
Zahl der syrischen Geflüchteten 
die Zahl der lokalen Bevölkerung 
um ein Vielfaches übersteigt. 

Müller bezeichnete den Wis-
sensaustausch zwischen den sechs 
libanesischen Kommunen und den 
fünf Kommunen aus dem Westall-
gäu als Modellprojekt, für das er 
sich weiter einsetzen wird. Über 
den Tag hinausgehende Partner-
schaften würden aufgebaut und 
Verbesserungen für die Situation 
von Geflüchteten und lokaler Be-
völkerung könnten gemeinsam ge-
plant und umgesetzt werden. Das 
Programm solle weiter gestärkt 
werden.

Während ihres Aufenthaltes im 
Westallgäu besuchten die libane-
sischen Gäste vor allem Einrich-
tungen der kommunalen Daseins-
vorsorge, unter anderem eine Ab-
fallvergasungsanlage und eine 
Biogasanlage in Amtzell, den Ab-

wasserverband Obere Laiblach – 
zu dem sich die Kommunen Her-
gatz, Heimenkirch und Opfenbach 
zusammengeschlossen haben – 
eine Schilfkläranlage in Kißleg, die 
Fernwasserversorgung Oberes 
Allgäu sowie den Zweckverband 
für Abfallwirtschaft Kempten. 

Ein weiterer Schwerpunkt des 
Austauschs mit praktischen Bei-
spielen waren unterschiedliche 
Projekte der lokalen Wirtschafts-
förderung und des Umweltschut-
zes. Dabei erhielten die Gäste 
auch die Gelegenheit, die alpine 
Landschaft und den Naturpark Na-
gelfluhkette kennenzulernen und 
bei einer Ortsbegehung Turnhal-
le, Dorfladen, Gemeindehaus und 
Feuerwehr zu besichtigen. 

In Zusammenarbeit mit der 
Schule der Dorf- und Landentwick-
lung (SDL) in Thierhaupten fand ei-
ne eintägige Austauschveranstal-
tung statt, auf der die kommunalen 
Strukturen der Selbstverwaltung 
im Libanon und in Süddeutschland 
verglichen wurden. Die Handlungs-
möglichkeiten für die Umsetzung 
gemeinsamer Projekte mit den li-
banesischen Kommunen wurden 
diskutiert und definiert.

Neben den konkreten Projek-
ten, die in naher Zukunft umge-
setzt werden sollen, wurde die 
Bedeutung des kulturellen Aus-
tauschs unterstrichen, der in dieser 
gemeinsamen Woche zu wichtigen 
Annäherungen geführt hat. r.

Die neue Regensburger Fachakademie für Sozialpädagogik, die zum 
Schuljahr 2017/18 ihren Betrieb aufgenommen hatte, ist bereits jetzt 
ein Erfolgsprojekt. Wie in der letzten Sitzung des Schulausschusses 
berichtet wurde, werden im ersten Jahrgang aktuell 26 Studierende 
unterrichtet. Der theoretische Unterricht erfolgt an zwei Tagen pro 
Woche am Beruflichen Schulzentrum Regensburger Land in Regens-
burg; der fachpraktische Unterricht findet an drei Tagen pro Woche in 
den Räumlichkeiten der ehemaligen Grundschule in Pielenhofen statt. 
Hierfür wurden mit der Gemeinde Pielenhofen ein zweijähriger Miet-
vertrag und eine Vereinbarung zur Nutzung der gemeindlichen Sport-
halle für den Sportunterricht der Studierenden abgeschlossen.
Ab dem Schuljahr 2018/19 wird eine zweite Klasse eingerichtet. Zu 
diesem Zweck ist es notwendig, einen weiteren Raum im Unterge-
schoss in Pielenhofen anzumieten, um Gruppenarbeiten sinnvoll 
durchführen zu können. Landrätin Tanja Schweiger (Mitte) und Pie-
lenhofens 2. Bürgermeister Jürgen Ebkemeier statteten den Schülern 
zu Beginn des Schuljahres einen Besuch ab. r
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Die Region München wächst weiter 
ungebremst: Schätzungen zufolge be-
trägt das Bevölkerungswachstum in 
München bis 2030 14 %. Die Nachbar-
landkreise erwarten ein ähnliches 
Wachstum. 

Gleichzeitig steigen die Mieten unauf-
haltsam: Über 20 € pro m² im Erst- 
bezug sind heute Standard. Die Leid- 
tragenden sind insbesondere Senio-
ren, Alleinerziehende und junge 
Familien. Diese Mitte der Gesellschaft 
kann sich Wohnraum in München und 
im Münchner Umland nicht mehr leis-
ten. Auch die Kommunen stehen damit 
vor der Herausforderung, das Problem 
vor Ort anzugehen und bezahlbares 
Wohnen zu schaffen. 

Vor diesem Hintergrund veranstaltete 
baucultur project in Kooperation mit 
der Bayerischen GemeindeZeitung am 
04. Mai 2018 den 1. Wohnungsbau- 
politischen Dialog in München. Unter 
dem Motto „Ist bezahlbarer Wohn-
raum in der Region München mög- 
lich?“ wurden im forum baucultur im 
skygarden vor rund 50 Gästen praxis-
nahe Lösungsansätze für die Kommu- 
nen diskutiert. 

Referenten waren u.a. Robert Nieder-
gesäß, Landrat von Ebersberg, Norbert 
Seidl, 1. Bürgermeister der Stadt Puch-
heim, Dr. Karin Zauner-Lohmeyer von 
Wiener Wohnen sowie die Geschäfts-
führer von baucultur project Dr. 
Christoph Maier und Markus Oster-

mair. In zwei Podiumsdiskussionen 
konnten sich die Gäste direkt mit den 
Referenten austauschen.

Dr. Maier eröffnete die Veranstaltung, 
indem er darauf aufmerksam machte, 
wie sich der Mietpreis zusammensetzt, 
da sich nur hieraus auch die Potentiale 
für bezahlbares Wohnen ableiten las-
sen. Demnach betragen die Anteile für 
das Grundstück sowie Planen und Bau-
en jeweils rund 30 %. Weitere 10 % 
gehen an Projektentwickler und Bau-
träger. 10 % müssen für die Instand- 
haltung und die nicht direkt auf den 
Mieter umlegbare Verwaltung bezahlt 
werden, während der restliche Anteil 
von ca. 20 % als Gewinn beim Vermie-
ter bleibt. 

Wohnen darf kein Luxus sein
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1. Wohnungsbaupolitischer Dialog in München diskutiert Strategien für 
bezahlbaren Wohnraum in der Region München

V.l.n.r.: Robert Niedergesäß, Landrat Ebersberg, Dr. Christoph Maier, Geschäftsführer baucultur project und Norbert Seidl, 1. Bürgermeister 
Stadt Puchheim bei der Diskussion.



„Es wird insgesamt zu wenig gebaut 
und das was gebaut wird, ist zu teuer!“, 
so Landrat Niedergesäß in seiner Key-
note. Bei einem jährlichen Zuwachs 
von 2.000 Menschen alleine im Land-
kreis Ebersberg führt das zu einer 
Verdrängung von Gering- und Normal- 
verdienern. 

Hierauf reagierte der Landkreis mit der 
Gründung einer Wohnbaugesellschaft 
im Dezember 2016. Die WBEgKU 
(WohnBaugesellschaft Ebersberg ge-
meinsames Kommunalunternehmen) 
fördert bezahlbaren Wohnraum nicht 
mit der Ausschüttung von unmittelba-
ren Fördergeldern, sondern durch die 
Bereitstellung von Verwaltungskapazi-
täten zur Unterstützung der Bauämter 
und Haushalte in den Gemeinden. 
Auch auf kommunaler Ebene ist Woh-
nen ein brisantes Thema. Das Modell, 
sich aus der Mitte der Gesellschaft her-
aus selbst bezahlbaren Wohnraum zu 
schaffen, funktioniert aktuell nicht 
mehr.

Als Bürgermeister der Stadt Puchheim 
hat Norbert Seidl daher klare Vorstel-

lungen für die Zukunft: „Unsere 
Strategie besteht im Wesentlichen aus 
drei Säulen. Wir wollen erstens den vor-
handenen Wohnbestand der Kommune 
sichern, zweitens eine Verdichtung zu-
lassen, um zusätzlichen Wohnraum zu 
schaffen und drittens Neubaugebiete 
erwerben und bebauen.“  

„Man geht davon aus, dass nicht mehr 
als ein Drittel des monatlichen Ge-
samtbudgets für Wohnen ausgegeben 
werden soll. Senioren haben beispiels-
weise eine Durchschnittsrente von 
1.400 € und hätten bei dieser Kalkula- 
tion rund 466 €  Wohnbudget zur Ver- 
fügung. Die Realität weicht davon 
deutlich ab. Senioren müssen bei ei-
nem typischen Grundriss und der 
aktuellen Marktmiete mit 880 € rech-
nen. Eine analoge Rechnung gilt für 
Alleinstehende und junge Familien“, 
erklärt Markus Ostermair. Norbert 
Seidl führt hierzu aus: „Die Gefahr ei-
ner sozialen Ausdifferenzierung sollte 

man genau im Auge haben. Es kom-
men immer mehr Leute in unsere 
Kommune, aber es kommen nicht die 
Leute, die wir für einen ausgewogenen 
sozialen Mix brauchen. Genau hier se-
he ich die Verantwortung bei der 
Politik. Wenn ich Krankenpflegerinnen 
und Krankenpfleger bei mir in der 
Kommune haben möchte, dann muss 
ich die Voraussetzungen dafür schaf-
fen.“ Auch Niedergesäß spürt die 
Auswirkungen vor Ort: „Wir bekom-
men kein Personal mehr, wenn wir 
nicht gleichzeitig bezahlbaren Wohn-
raum anbieten. Zu mir kommen junge 
Polizisten und Feuerwehrleute, die 
sich hier nichts mehr leisten können 
und deshalb raus in einen anderen 
Landkreis ziehen müssen.“

Dass es auch anders geht, zeigt die 
Stadt Wien. 25 % der Wiener Stadtbe-
völkerung wohnt in den städtischen 
Immobilien von Wiener Wohnen. Wei-
tere 25 % der Wiener wohnen in von 

Wer ist die Mitte  
der Gesellschaft?
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Ein Ziel – viele Wege

Wohnbaupolitik ist Sozial-
politik: Wien als Leitbild

Robert Niedergesäß, Landrat Ebersberg, in seiner Keynote über kommunale Wohnungsbaugesellschaften und die Schaffung von bezahlbarem Wohnraum.



der Stadt geförderten Wohnungen so-
zialer Bauträger. Wiener Wohnen ist 
die größte kommunale Hausverwal-
tung Europas und verfügt über mehr 
als 100 Jahre Erfahrung im kommuna-
len Wohnungsbau. 

Ähnlich wie in München wächst auch 
Wien mit einer hohen Geschwindig-
keit. Der Wohnungsmarkt in der 
Bundeshauptstadt ist traditionell über-
wiegend ein Mietwohnungsmarkt. 
Daher sind das Mietmodell sowie der 
städtische und der geförderte Wohn-
bau in Wien gesetzt: „Wir sehen 
Wohnen nicht als Herausforderung, 
sondern als unseren Job, unsere Auf-
gabe als Stadtverwaltung an. Das ist 
genauso wichtig wie eine Schule, ein 
Krankenhaus oder die Müllabfuhr. Ak-
tuell verwalten wir Wohnraum für 
rund 500.000 Menschen“, betonte Dr. 
Zauner-Lohmeyer. 

Durch den kommunalen und den ge-
förderten Wohnbau (Durchschnitts- 
miete dort ca. 6 € pro m²) erfährt auch 
der private Wohnungsmarkt eine er-
hebliche Preisdämpfung: 10 € beträgt 
die aktuelle netto Durchschnittsmiete 
in Wien. Wien hat zudem nie einen 
Ausverkauf seiner Immobilien betrie-
ben. In den 1970er Jahren haben viele 
Kommunen ihre Grundstücke veräu-
ßert, um kurzfristig an Geld zu 
kommen, Wien nicht. Heute profitiert 

die Stadt doppelt von diesem Erbe, 
denn jeder Euro, der in Wohnbauför-
derung gesteckt wird, kommt 1,7-fach 
in Form von Steuern und Sozialausga-
ben wieder zurück. Das hat ein 
Wirtschaftsforschungsinstitut im Auf-
trag von Wiener Wohnen berechnet. 
Investitionen in die Wohnbauförde-
rung bringen demzufolge langfristig 
sowohl sozial als auch ökonomisch ei-
nen Ertrag. Zauner-Lohmeyer erklärt: 
„Wohnbaupolitik ist Sozialpolitik. Die 
Vergangenheit hat deutlich gezeigt, 
dass der Markt das alleine nicht regeln 
kann.“

Der Landkreis Ebersberg unterstützt 
mit seinem Konzept auf freiwilliger Ba-
sis die Kommunen. Für Brigitte Keller, 
Vorstand der WohnBaugesellschaft 
Ebersberg ist das selbstverständlich. 
Im Rahmen der Podiumsdiskussion er-
klärte sie: „Wir stellen die Logistik und 
das Management zur Verfügung und 
die Gemeinde behält die Steuerung in 
ihrer eigenen Hand. Wir möchten als 
Problemlöser fungieren und aus ge- 
meinnützigen Gründen neuen Wohn- 
raum schaffen.“ Die Idee hinter der 
WBEgKU basiert auf mehreren Bau-
steinen: Die Kommune gibt ein 

Stammkapital von 10.000 € in das gKU 
ein, welches daraufhin den Zuschuss 
nach dem Wohnbauförderprogramm 
des Freistaates beantragt. Nach erfolg-
reicher Genehmigung wird der 
Zuschuss über einen Betrauungsakt an 
die WBE weitergeleitet. Das Grund-
stück der Kommune wird der 
Wohnungsbaugesellschaft zwar zur 
Verfügung gestellt, bleibt aber weiter-
hin im Eigentum der Kommune. Die 
WBE baut letztendlich das Gebäude 
über einen Generalübernehmer und 
kümmert sich um eine private Haus-
vermietung und die Finanzen. Das 
Belegungsrecht liegt bei der Kommu-
ne. Über die steuerfreien Mieten 
werden Gelder für Sanierungen ange-
sammelt und nach rund 25 Jahren fällt 
das Gebäude an die Gemeinde zurück. 
Es kann dann entweder mit dem Rest-
wert abgelöst werden oder die 
Kommune verlängert den Vertrag. 

Auf diese Weise hat die WBEgKU be-
reits ihr erstes Gebäude in Grafing 
realisiert. „Das Haus in Grafing wird 
nach 25 Jahren inklusive Instandhal-
tungskosten komplett abgeschrieben 
sein. Ab dem 26. Jahr eröffnet das der 
Gemeinde die Chance, mit den Miet- 
einnahmen weiteres Wohneigentum 
zu schaffen. Wir können den nachfol-
genden Generationen damit nachhaltig 
und aus der Vermietung heraus be-
zahlbaren Wohnraum schaffen“, so 
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Zusammen sind wir stark: 
Der Landkreis Ebersberg 
macht‘s vor

Für Dr. Christoph Maier, Geschäftsführer baucultur project, ist Wohnen Daseinsvorsorge.



Keller bei der Podiumsdiskussion. Auch 
die Politik bringt neue Hoffnungen: 
„Das Förderprogramm für kommuna-
len Mietwohnungsbau war zunächst 
auf 2019 beschränkt, jetzt höre ich aus 
der Regierungserklärung des Minister-
präsidenten Söder, dass es bis 2025 
verlängert wird. Das ist ein Bewusst-
seinswandel, der da stattfindet“, so 
Landrat Niedergesäß, der neben Keller 
im Aufsichtsrat der WBEgKU sitzt. Das 
bekräftigt auch Dr. Lore Mühlbauer, 
Sachgebiet Wohnungswesen bei der 
Regierung von Oberbayern: „Das kom-
munale Förderprogramm läuft bei uns 
momentan so gut, dass im Jahr 2018 
die Bewilligungssumme schon so hoch 
ist wie im ganzen Vorjahr 2017.“

baucultur project steht als Partner der 
Kommunen bereit, bezahlbaren und 
zum Wohnbudget von Senioren, Al-
leinerziehenden und jungen Familien 
passenden Wohnraum zu schaffen. Ziel 
ist es, Wohnraum für die Mitte der Ge-
sellschaft, die sich die vom Markt 
angebotenen Luxusimmobilien nicht 
leisten kann, bereitzustellen.

Auch aktuelle gesellschaftliche Ent-
wicklungen werden in ihrem Konzept 
mit aufgefangen. Durch den demogra-
phischen Wandel kommt es zu einer 
zunehmenden Vereinzelung älterer 
Menschen. Hausgemeinschaften mit 
einer generationsübergreifenden Idee 
bilden eine Antwort hierauf: gemein-
same Grünflächen und Gemein- 
schaftsräume, auch für Nachbarn und 
lokale Vereine, bringen die Menschen 
unterschiedlicher Altersklassen und 
Herkunft wieder zusammen. 

Um zu einer bezahlbaren Miete zu 
kommen, müssen folgende Vorausset-
zungen erfüllt sein: „Wir brauchen 
kostengünstiges Bauen ohne Schnick-
schnack und intelligente, weil 
kompakte Grundrisse. Die Alleinerzie-
hende Mama ist froh, wenn jedes Kind 
ein Zimmer hat, ob die Wohnung 54 
oder 74 m² groß ist interessiert nur ih-
ren Geldbeutel. Daneben brauchen wir 

einen umfassenden Verzicht auf Ge-
winnmaximierung bei allen Beteiligten. 
So gibt es bei uns keinen Bauträgerge-
winn. Wir suchen soziale Träger für 
unsere Immobilien, die mit einer sozia-
len Rendite zufrieden sind, am besten 
die Kommunen selbst.  Schließlich 
müssen die Kommunen den Baugrund 
zu vergleichsweise günstigen Preisen 
in die Projekte einbringen“, erläutert 
Ostermair. Mit diesen Ansätzen lässt 
sich die Miete um ca. 35 % senken. 
„Wenn wir dann noch die intelligenten 
Grundrisse ins Spiel bringen, erreichen 
wir für die alleinerziehende Mama ei-
nen Sprung von ca. 1.200 € für eine 
marktübliche Dreizimmerwohnung auf 
ca. 650 € Miete, das passt dann zu ih-
rem Wohnbudget und es bliebt mehr 
Geld für Essen und Bildung.“

Als Partner der Kommunen unterstützt 
baucultur project auf verschiedenen 
Wegen: Einmal in der Funktion eines 
Generalübernehmers für Planen und 
Bauen, oder als langfristiger Partner in 
der Erbbaulösung. Das setzt einen Erb-
bauvertrag voraus und hat für die 
Kommunen zwei Vorteile: sie behalten 
ihre Objekte weiterhin im Bestand und 
können, auch durch Belegrechte, Kon- 
trolle über ihre Nutzung ausüben. Nach 
der Vertragslaufzeit fällt das Grund-
stück wieder an die Kommune als 
Erbbaugeber zurück. Als dritte Mög-
lichkeit erwirbt baucultur project auch 
selbst Grundstücke von Kommunen. 

Schließlich begleitet und unterstützt 
baucultur project als Dienstleister auch 
Kommunen bei der Initiierung und 
Umsetzung von kommunalen Wohnbau-
projekten, die nach dem kommunalen 
Wohnbauförderprogramm (KommWFP) 
oder nach der Einkommensorientierten 
Förderung (EOF) von der Regierung ge-
fördert werden. In diesem Zu- 
sammenhang wird baucultur project in 
Kooperation mit der Regierung von 
Oberbayern, der Bayerischen Landes-
bodenkreditanstalt und den Land- 
kreisen Freising und Erding zwei Folge-
veranstaltungen mit dem Titel „Dialog 
Wohnen“ durchführen. Dabei werden 
die breiten Fördermöglichkeiten von 
Regierung und BayernLaBo und reali-
sierte Projekte von kommunalen Ver- 

tretern und Bewohnern vorgestellt. In 
Diskussionsforen können die Teilneh-
mer konkrete Umsetzungsmöglich- 
keiten für ihre Kommunen mit den Re-
ferenten besprechen. Der „Dialog 
Wohnen im Landkreis Freising“ findet 
am 13.07.2018 ab 09.00 Uhr in Moos-
burg a.d. Isar, der „Dialog Wohnen im 
Landkreis Erding“ am 20.07.2018 ab 
09.00 Uhr in Wartenberg (Anmeldung: 
mail@baucultur.de) statt. 

Wohnen darf kein Luxus sein, denn 
Wohnen ist wesentlicher Bestandteil 
der Daseinsvorsorge. Über dieses poli-
tische Selbstverständnis waren sich 
alle Teilnehmenden des 1. Wohnungs-
baupolitischen Dialogs einig. Die 
Veranstaltung hat deutlich gezeigt, 
dass es viele Ansätze und Wege gibt 
mit dem Thema bezahlbares Wohnen 
in der Region München umzugehen. 
Die kommunalen Verantwortungsträ-
ger sollten sich daher überlegen, wie 
sie sich in Zukunft positionieren möch-
ten. Wichtig ist dabei eine nachhaltige 
Strategie, um auch nachfolgenden Ge-
nerationen den Verbleib in ihren 
Heimatgemeinden zu ermöglichen.
 
Neben dem sozialen Effekt bringt der 
kommunale Wohnungsbau mittel- und 
langfristig mit einem Payback-Faktor 
von 1,7 auch ökonomisch Rendite und 
schafft gleichzeitig die Basis für weite-
re Investitionen.
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Wohnen ist  
Daseinsvorsorge
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11. BAYERISCHES 
ENERGIE
FORUM

Donnerstag, 28. Juni 2018 
Einlass 9:00 Uhr
Historische Gaszählerwerkstatt 
Agnes-Pockels-Bogen 6, 80992 München
www.bayerisches-energieforum.de

Veranstaltungsort
Historische Gaszählerwerkstatt 
auf dem Gelände der SWM - Stadtwerke München
Agnes-Pockels-Bogen 6, 80992 München

Termin 
Donnerstag, 28. Juni 2018, 10:00 - 17:00 Uhr
Einlass ab 9:00 Uhr
Aktueller Stand über Vorträge und Aussteller  
www.bayerisches-energieforum.de

Veranstalter
Bayerische GemeindeZeitung 
Verlag Bayerische Kommunalpresse GmbH, Geretsried

So erreichen Sie das 11. Bayerische EnergieForum
Unter www.bayerisches-energieforum.de → 
Veranstaltung 2018  → Veranstaltungsort können Sie 
direkt Ihre Route planen. 
→ ÖPNV: der U-Bahnhof Westf riedhof (U1/U7) 
 ist etwa 750m entf ernt. 
→ PKW: Die Parksituati on vor Ort ist schwierig. 
 Sie können die Parkplätze in der Parkharfe des
 Olympiastadions nutzen, Fußweg ca. 15 Min. 

Tagungsbeitrag 
•  Für Teilnehmer aus den bayerischen Kommunen ist 
 nach vorheriger Registrierung die Teilnahme am 
 11. Bayerischen EnergieForum kostenfrei. 
•  Für Wirtschaft svertreter beträgt der Tagungsbeitrag 95,- €.
•  Abonnenten der Bayerischen GemeindeZeitung   
 berechnen wir einen reduzierten Tagungsbeitrag   
 von 55,- € pro Person.

Verkösti gung 
Für einen Imbiss und Getränke ist gesorgt.

Anmeldung
Bayerische GemeindeZeitung
eMail:  veranstaltungen@gemeindezeitung.de
Internet:  www.bayerisches-energieforum.de

Unsere Partner und AusstellerUnsere Partner und AusstellerOrganisatorische Hinweise

www.gemeindezeitung.dewww.gemeindezeitung.de
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ab 09:00 Eintreff en | Anmeldung der Gäste

10:00 Begrüßung
Theresa von Hassel | Bayerische GemeindeZeitung

Grußworte
Dr. Florian Bieberbach | SWM - Stadtwerke München GmbH

Elektromobilität - Motorspaß ohne Motorraum
Detlef Fischer | VBEW e.V.

C/sells – Herausforderungen & Lösungskonzepte für 
die digitale Energiewende
Andreas Weigand | Stadtwerke München GmbH

CNG-Mobilität im ÖPNV in Augsburg
Dr. Walter Casazza | Landesiniti ati vkreis „Erdgasmobilität 
Bayern“ im VBEW e.V., Stadtwerke Augsburg Holding GmbH

Nachhalti ge Investi ti onen
Michael Schilling | SEW GmbH

Hygieneinspekti on an Raumluft technischen Anlagen
Franz und Andreas Sedlmeier | Lüft ungsReinigungsService LRS

Erneuerbarer Strom und Lärmschutz - eine ideale Symbiose
Pascal Lang | EnergieGenossenschaft  Inn-Salzach eG

Energie in der Bauleitplanung
Andreas Huber | Coplan AG

Strombewegeung
Thomas Oppelt | Bayernwerk AG

Vorbildfunkti on der öff entlichen Hand - zukunft sfähige 
Energieversorgung dank Contracti ng
Christi an Stett ner | Südwärme AG

KWK- und Wärmespeicheropti mierung – Den Betrieb 
bestehender Heizkraft werke wirtschaft lich opti mieren
Dr. Johannes Jungwirth | VK Energie GmbH

Bauen und Modernisieren im Bestand -  
EnEV und Regeln der Technik
Dipl.-Ing. (FH) Klaus-Jürgen Edelhäuser | 
Bayerische Ingenieurekammer-Bau

Die Stadtwerke Aschaff enburg als Betreiber des Digitalen 
Gründerzentrums in der Region Bayerischer Untermain
Stephanie Aulbach | Stadtwerke Aschaff enburg

Digital & smart - so gelingt kommunales Energiemanagement
Frank Vogel | LGA Landesgewerbeanstalt Bayern Körperschaft  
des öff entlichen Rechts

Energieversorgung gemeinsam gestalten -
Gemeindewerke in PPP als Modell für den ländlichen Raum
Felix Schwahn | GP Joule GmbH

100% CO2-Neutrale Wärme sind machbar
Dipl.-Ing.Bertram Kölsch | BayWa Energiedienstleistungs GmbH

Verabschiedung, Austausch und Ausklang
ca. 17:15 Ende der Veranstaltung

Da die Vortragszeiten noch nicht endgülti g bestäti gt sind, erhalten Sie hier die erste Themenübersicht. Weitere Vorträge folgen. 
Den aktuellen Zeitplan fi nden Sie sobald wie möglich auf unserer Veranstaltungshomepage www.bayerisches-energieforum.de
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Vortragsprogramm

Unsere Partner

Bayerische Ingenieurekammer-Bau • BayernLabo • Bayernwerk AG • BayWa Energiedienstleistungs GmbH • Coplan AG • Deutsche Kreditbank AG • EDER 
GmbH • Energie Südbayern GmbH • EnergieGenossenschaft  Inn-Salzach eG • Enerpipe GmbH • gibgas consulti ng im Auft rag von erdgas schwaben GmbH 
• GP Joule GmbH • Landesgewerbeanstalt Bayern (LGA) KDÖR • Landesiniti ati vkreis „Erdgasmobilität Bayern“ im VBEW e.V. • LandSchaff tEnergie • LfA 
Förderbank Bayern • Lüft ungs-Reinigungs-Service | Franz Sedlmeier GmbH • LXP Group GmbH • Performance in Lighti ng GmbH • Philips Lighti ng GmbH • 
PRIMAGAS Energie GmbH & Co. KG • rati oplan GmbH • REHAU AG + Co • SEW GmbH • Sparkassenverband Bayern • Südwärme AG • SWM - Stadtwerke 

München GmbH • Team für Technik GmbH • VBEW e.V. • VK Energie GmbH • VKU Landesgruppe Bayern

Bayerischer Städtetag • Bayerischer Gemeindetag • Bayerischer Landkreistag

✓
✓
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